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Z
wei Abstimmungen über die
Bundeswehrpräsenz in einer
der instabilsten Weltregionen:
Eigentlich bestand bei der
Mandatsverlängerung bei der
UNAMID-Mission in der west-

sudanesischen Provinz Darfur und der UN-
Friedensmission im Südsudan (UNMISS)
breiter Konsens. Mit Ausnahme der Links-
fraktion stimmten der Bundestag mit großer
Mehrheit für die Verlängerung beider Einsät-
ze. Alles wie gehabt also? Mitnichten. Verhan-
delt wurde in den Debatten am vergangenen
Donnerstag auch die Frage, wie es Deutsch-
land nach dem Abzug aus Afghanistan mit
Auslandseinsätzen hält, wie das Parlament
seine Hoheit bei der Entsendung der Bundes-
wehr behauptet und welche Rechte einer ge-
schrumpften Opposition in Zeiten einer Gro-
ßen Koalition bleiben. 
Zumindest ungewöhnlich war die Form der
parlamentarischen Entscheidungsfindung:
Weil die Koalitionsverhandlungen von
CDU,CSU und SPD erst in der vergangenen
Woche ihren Abschluss fanden und die Fach-
ausschüsse noch nicht gebildet waren, wurde
über die Anträge der Bundesregierung
(18/71, 18/72) anders als sonst ohne Aus-
schussberatung und nach nur einmaliger De-
batte abgestimmt. „Weil sich Union und SPD
hier gemeinsamen Lösungen versperrt ha-
ben, haben wir noch keinen wirklich arbeits-
fähigen Bundestag“, kritisierte etwa die Grü-
nen-Abgeordnete Agnieszka Brugger. Für Un-
mut bei der Opposition sorgte zudem, dass
für ein drittes auslaufendes Mandat – die Teil-
nahme an der Nato-Operation „Active En-
deavour“ (OAE) im Mittelmeerraum – noch
gar kein Antrag der geschäftsführenden Bun-
desregierung vorlag.
Verteidigungsminister Thomas de Maizière
erinnerte daran, dass beide Einsätze, UNA-
MID und UNMISS, in einer Region stattfin-
den, in der 50 Jahren ein Bürgerkrieg herrsch-
te. Die Ausgangsbedingungen für den jungen
Staat Südsudan seien trotz „erster kleinerer
Erfolge“ schwierig, UNMISS leiste einen Bei-
trag zur Stabilisierung und habe eine „mäßi-
gende Wirkung“ auf die Konfliktparteien.
UNAMID in Darfur schaffe einen Rahmen, in
dem sich erst „politische Bemühungen um
ein Ende der Krise“ entwickeln könnten.   
Christine Buchholz (Die Linke) hielt dem
entgegen, dass die Armee der südsudanesi-
schen Regierung selbst Teil des Problems sei:
Der Einsatz konsolidiere keinen Frieden.
„Das kann er auch nicht, denn Frieden kann
nicht durch die Entsendung von Truppen von
außen gebracht werden.“ Ähnlich sah das ih-
re Fraktionskollegin Kathrin Vogler im Falle
Darfurs: „UNAMID kann schon deshalb kei-
ne friedenssicherende Maßnahme sein, weil
es keinen Frieden gibt, den man sichern
könnte.“ 

Christoph Strässer (SPD) sagte, dass das „frie-
denspolitische Engagement“ im Südsudan
„deutlich verbesserungsfähig“ sei: So könnte
der Friedensfahrplan der Afrikanischen Uni-
on  (AU) „tatkräftiger und mit mehr Mitteln“
unterstützt werden. Sein Fraktionskollege
Rainer Arnold erinnerte da-
ran, dass Deutschland das
einzige westliche Industrie-
land sei, das UNAMID unter-
stütze. „Wir sollten uns da-
rauf einstellen, dass wir uns,
nachdem wir unsere Aufga-
ben in Afghanistan beendet
haben, verstärkt um die inter-
nationalen UN-Friedensmis-
sionen“ kümmern müssten. 
Florian Hahn (CSU) unter-
strich den „essenziellen An-
satz“ von UNAMID als Hy-
bridmission von AU und UN, dass „die Afri-
kaner selbst in die Lage kommen, auf ihrem
Kontinent für Sicherheit zu sorgen. Wir wol-
len sie dabei unterstützen.“ 
Katja Keul (Grüne) betonte, dass aktuell neun
deutsche Soldaten und vier Polizisten in Dar-
fur an einer der größten UN-Friedensmissio-

nen weltweit beteiligt seien: „An der übermä-
ßigen Beteiligung Deutschlands liegt es mit
Sicherheit nicht, dass sich das Waffenstill-
standsabkommen bislang nicht umsetzen
ließ.“ Keul rief dazu auf, „endlich die Kapa-
zitäten für Peacekeeping-Missionen der UN

zu verstärken, statt mit bis zu
700 Soldaten im Mittelmeer
Terroristen zu jagen“. Sie
spielte damit auf den OAE-
Einsatz an, den ihre Fraktion
am liebsten sofort beendet
sähe. 
Der entsprechende Antrag
(18/99) wurde in den Haupt-
ausschuss überwiesen: Mit
ihm argumentierten die Ab-
geordneten, dass sich der
NATO-Einsatz rechtlich als
Reaktion auf die Anschläge

des 11. September 2001 unter anderem auf
die Feststellung des Nato-Bündnisfalles stüt-
ze – diese Begründung zwölf Jahre nach den
Anschlägen jedoch zweifelhaft sei. Besonders
erzürnten den Grünen-Abgeordneten  Frith-
jof Schmidt Vorschläge, die Fortführung des
Einsatzes durch die Bundesregierung im ver-

einfachten Verfahren zu beschließen:  „Wenn
aus SPD und CDU/CSU jetzt die Zustim-
mungspflichtigkeit durch den Bundestag ver-
neint wird, dann höhlen Sie die parlamenta-
rische Kontrolle von Bundeswehreinsätzen
im Kern aus und schaffen einen unseligen
Präzedenzfall“. Sevim Dagdelen (Die Linke)
sagte: „Dieser Einsatz wird keinen einzigen
Tag ohne Mandat des Bundestages stattfin-
den" – andernfalls werde man den Weg nach
Karlsruhe gehen. Roderich Kiesewetter
(CDU) kündigte an, dass die deutsche Betei-
ligung an OAE „in ihrer bisherigen Form“ En-
de des Jahres auslaufen werde, dann aber im
Jahre 2014 in veränderter Form fortgesetzt
werden könnte. Die Frage der Parlamentsbe-
teiligung könne erst beantwortet werden,
wenn ein neues Kabinett über die Ausgestal-
tung des Einsatzes entschieden habe. Sein
womöglich künftiger Koalitionskollege,
Hans-Peter Bartels (SPD), sagte es so: „Das al-
te Mandat läuft aus. Ob es ein neues geben
wird, ist offen.“ Alexander Heinrich ❚

Nach der Einigung von CDU, CSU und SPD
auf einen Koalitionsvertrag wird nun mit
Spannung der Mitgliederentscheid der SPD-
Basis erwartet. Spätestens am 15. Dezember
wird klar sein, ob die rund 470.000 SPD-
Mitglieder den 185 Seiten starken Vertrag
mehrheitlich gebilligt haben oder nicht. Erst
dann ist der Weg frei zur Bildung der dritten
Großen Koalition auf Bundesebene. Der
SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel rechnet mit
einem positiven Votum, zumal der Vertrag ja
auch für die „kleinen Leute“ gemacht sei.
Auf diversen Regionalkonferenzen wirbt die
SPD für das Bündnis. Sollte alles glatt gehen,
könnte die CDU-Vorsitzende Angela Merkel
am 17. Dezember wieder zur Kanzlerin ge-
wählt werden.

Kompromisse erzielt 17 Stunden dauerte
die nächtliche Schlussrunde der Unterhänd-
ler in der vergangenen Woche, bevor letzte
Kompromisse gefunden waren. Erleichtert
und erschöpft präsentierten die drei Partei-
chefs Merkel, Gabriel und Horst Seehofer
(CSU) das Vertragswerk und lobten die kol-
legiale Zusammenarbeit in den kleinen und
großen Verhandlungsrunden seit dem 23.
Oktober. Alle drei Parteien reklamierten für
sich eine klare eigene „Handschrift“ in dem

Vertrag, der Deutschland politisch durch die
kommenden vier Jahre leiten soll. Die drei
Parteien, die im Bundestag über eine Mehr-
heit von rund 80 Prozent der Mandate ver-
fügen, verständigten sich unter anderem auf
die Einführung eines flächendeckenden ge-
setzlichen Mindestlohns, auf die Möglich-
keit der doppelten Staatsbürgerschaft, auf
die sogenannte Mütterrente, die „Rente mit
63“, eine Lebensleistungsrente sowie auf die

PKW-Maut. Die zusätzlichen Ausgaben in
Höhe von geschätzt 23 Milliarden Euro sol-
len gegenfinanziert werden, ohne Steuern zu
erhöhen. Ferner sollen nach dem Willen der
Großen Koalition ab 2015 keine neuen
Schulden mehr gemacht werden. Wer in der
neuen Bundesregierung welches Amt über-
nimmt und wie die Ressorts zugeschnitten
werden, wird erst nach dem SPD-Mitglieder-
entscheid im Dezember bekannt gegeben,

obgleich sich die Parteichefs offenbar 
schon auf die Namen und Funktionen ver-
ständigt haben. Die Rede ist von sechs Mi-
nisterien für die SPD, fünf für die CDU plus
Kanzlerin und Kanzleramt sowie drei für die
CSU.

Kritik der Opposition Um Sorgen vor ei-
ner übermächtigen Koalition zu zerstreu-
en, beinhaltet der Vertrag die Zusicherung,
die Minderheitsrechte im Bundestag zu
schützen. So sollen die kleinen Oppositi-
onsfraktionen von Linken und Grünen bei
der Redezeitverteilung „angemessen be-
rücksichtigt“ werden. Die Opposition rüg-
te, der Koalitionsvertrag sei sozial unge-
recht und nicht hinreichend gegenfinan-
ziert. Der DGB lobte die Rentenbeschlüsse
und den Mindestlohn, während die Arbeit-
geber vor den Folgen eines garantierten
Lohns in Höhe von 8,50 Euro warnten
(siehe Seite 8). Claus Peter Kosfeld ❚

Mit doppeltem Einsatz
UN-MISSIONEN  Breite Mehrheit für Verlängerung der Bundeswehrmandate im Südsudan und in DarfurThomas de Maizière Der geschäftsführende

Verteidigungsminister hatte in der Sondersit-
zung des Bundestags seinen Auftritt – und plä-

dierte engagiert für
die Fortsetzung der
Bundeswehreinsätze
im Südsudan und in
Darfur.Derzeit spricht
einiges dafür, dass
der Spross einer nach
Brandenburg einge-
wanderten französi-
schen Hugenottenfa-
milie auch in einer
Großen Koalition für

Mandate oder Reformen der Bundeswehr zu-
ständig bleibt. In der Union ist de Maizière, der
preußische Tugenden wie Pflichtbewusstein,Zu-
verlässigkeit und Bescheidenheit personifiziert,
beliebt. Der CDU-Mann hat schon Staatskanz-
leien, Landesministerien, das Kanzleramt und
das Bundesinnenministerium geleitet.Durch die
Euro-Hawk-Affäre hat der 59-Jährige Kratzer
abbekommen. Sein Glück könnte sein, dass
nicht viele als Kandidaten für das Amt des Ver-
teidigungsministers Schlange stehen. kru ❚

Prozent der Bundeswehrsoldaten suchen
nach Auslandseinsätzen wegen traumatischer
Störungen Hilfe. Dies geht aus einer vom Bun-
destag in Auftrag gegebenen Studie hervor.Vie-
le Fälle blieben unerkannt, so aus Scham oder
weil die Soldaten berufliche Nachteile befürch-
ten. Laut Studie geht jeder fünfte Soldat bereits
mit psychischen Störungen in einen Einsatz.

KOPF DER WOCHE

Preuße im
Ministeramt
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ZITAT DER WOCHE

»Der jüngste
Staat der Welt
darf nicht
scheitern.«
Agnieszka Brugger, Grünen-Abgeordne-
te, in der Bundestagsdebatte am Donnerstag
über die Fortführung des Bundeswehrman-
dats in Südsudan.

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main

Bundeswehrsoldat im Gespräch mit Flüchtlingen in einem Binnenflüchtlingslager im Sudan 

Gespanntes Warten auf den SPD-Mitgliederentscheid

Die drei Parteichefs (sitzend) unterzeichnen im Reichstagsgebäude den Koalitionsvertrag.
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»Wir sollten uns
auf mehr

Engagement 
bei Friedens-

missionen
einstellen.«
Rainer Arnold (SPD)

Mehr zu den Auslandseinsätzen der Bundeswehr auf
den Seiten 2 bis 5 

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

KOALITIONSVERTRAG Die Aufteilung der Ressorts und die Minister werden erst später bekannt gegeben
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Ein Marschbefehl für deutsche Soldaten in an-
dere Länder ist eine der schwersten Entschei-
dungen, die an den Deutschen Bundestag he-
rangetragen werden können. Denn ein Votum
für einen Auslandseinsatz wird stets in dem Be-
wusstsein abgegeben, dass Mitglieder der Bun-
deswehr sich einer Gefahr für Leib und Leben
aussetzen. Der Verweis auf internationale
Bündnisverpflichtungen mag dem einzelnen
Abgeordneten helfen, seine Zustimmung ratio-
nal zu rechtfertigen. Emotional bleibt die uner-
schütterliche Gewissheit: Niemand kann den
Soldaten eine unversehrte Rückkehr in die Hei-
mat garantieren.
Trotzdem sind derartige Entscheidungen nach
sorgfältiger Prüfung mitunter nicht zu vermei-
den. Das wissen Parlamentarier wie Soldaten,
die gleichermaßen professionell mit Auslands-
einsätzen umgehen. Grundlage allen Handels
ist die Frage, ob die humanitäre Situation in ei-
nem fremden Land eine Intervention rechtfer-
tigt. Die Aufgabe vor Ort ist vielschichtig: Prä-
senz zeigen, zivile Aufbauhilfe leisten, staatli-
che Strukturen einrichten und etablieren. All
diese Maßnahmen gehen für die Helfer aber im-
mer mit dem Risiko einher, als unwillkommener
Eindringling betrachtet und Opfer von Gewalt
zu werden.
Wenn auf diese Gewalt nachvollziehbar und als
letztes Mittel mit Gegengewalt reagiert wird, ist
es spitzfindig, die Verhältnisse nicht als Krieg zu
bezeichnen. In Bezug auf Afghanistan etwa hat
die deutsche Politik sich jahrelang bemüht, den
Begriff „Krieg“ zu vermeiden. Gut, dass diese
überflüssige Verschleierungstaktik wenigstens
gegen Ende des Einsatzes aufgegeben wurde.
Schon um der Opfer willen: Wie verhöhnt müs-
sen sich Soldatinnen und Soldaten fühlen, wenn
vergleichsweise harmlose „kriegsähnliche Wir-
ren“ bei ihnen schwere Traumata ausgelöst ha-
ben? Ganz zu schweigen von den Gefühlen de-
rer, die Angehörige in einer „Krisenregion“ ver-
loren haben oder sich jetzt um schwere Pflege-
fälle kümmern müssen.
Der Bundestag, das hat auch die vergangene
Sitzungswoche wieder gezeigt, ist sich seiner
Verantwortung für die Bundeswehr als Parla-
mentsarmee durchaus bewusst. Für und Wider
jedes Einsatzes sind vor einer Entscheidung
ausführlich abzuwägen. Ist der Beschluss dann
aber gefasst, verdient die Bundeswehr Aner-
kennung und Solidarität. Im Parlament ebenso
wie in der Bevölkerung.

EDITORIAL

Schwerste
Entscheidung

VON JÖRG BIALLAS 

GEBURTSTAG EINES GROSSEN
Vor 100 Jahren wurde Willy Brandt 
geboren – eine Würdigung SEITE 9 

BILANZ EINES GIPFELS
Bundestag debattierte über die Warschauer
Klimakonferenz SEITE 11
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Die sogenannte „Dunkelziffer“-Studie
im Auftrag des Bundestages zeigt, dass Aus-
landseinsätze das Risiko für psychische Er-
krankungen erhöhen. Die Forscher schät-
zen, dass jeder zweite Soldat mit solchen
Problemen zurückkehrt. Schickt die Bun-
deswehr ihre Soldaten und Soldatinnen
hinreichend vorbereitet in die Einsätze? 
Der Bundeswehrverband weist seit Jahren
auf diese Problematik hin und hat auch
schon verschiedene Forderungen durchset-
zen können. Nichtsdestotrotz sind die Zah-
len alarmierend und man muss sie sehr ernst
nehmen. Den internationalen Vergleich
braucht die Bundeswehr mit ihren präventi-
ven Maßnahmen allerdings nicht scheuen.
In den vergangenen vier Jahren wurde viel im
Bereich Fürsorge vorangebracht. Wesentli-
cher Schlüssel bleibt der Einsatzrhythmus
mit ausreichenden Zwischenräumen zur Re-
generation.

Jeder fünfte Soldat hat laut Studie sol-
che Probleme, bevor er in Einsätze geschickt
wird. Muss eine intensivere psychische Vor-
bereitung stattfinden?
Es gibt eine Vielzahl von Vorabunterrichtun-
gen zum Stress- und Belastungsmanagement
oder dem Thema Führen im Gefecht. Die Auf-
nahme- und Vorbereitungsverfahren haben
heute sehr viele psychologische Komponen-
ten. Es ist allerdings für Vorgesetzte schwierig,
vorab zu beurteilen, ob jemand psychisch
vorbelastet ist. Eines muss sich aber in allen
Köpfen festsetzen: Eine seelische Schädigung
darf kein Anlass zu Scham sein, sie einzuge-
stehen, ist kein Zeichen von Schwäche!

Der Bundestag hat die Mandate 
UNMISS und UNAMID nach einmaliger Be-
ratung verlängert. Abweichend vom übli-
chen Prozedere wurde die Anträge nicht in
den Fachausschüssen debattiert – weil es
diese noch nicht gibt. Hätten Sie sich ge-
wünscht, dass es die übliche, ausgiebigere
Beratung gegeben hätte?
Als Verband fordern wir immer die ausgiebi-
ge Debatte zu jedem Mandat. Damit wird der
Impuls gesetzt, dass man sich mit den Ein-
sätzen befasst, nicht nur im Bundestag, son-
dern auch in den Medien, in der Gesellschaft.
Dass wir jetzt vorübergehend einen Haupt-
ausschuss haben, ist der politischen Situati-
on geschuldet. Das ist verständlich und auch
verkraftbar. Dennoch ist es  gut, dass im ak-
tuellen Koalitionsvertrag der Satz verankert
ist, dass wir auch zukünftig an der Parla-
mentsarmee festhalten.

Dort steht aber auch, dass eine Kom-
mission prüfen soll, wie sich die Parla-
mentsrechte bei fortschreitender Bündnis-
integration überhaupt sichern lassen... 
Das Parlamentsbeteiligungsgesetz ist, so wie
es auch im Koalitionsvertrag zu lesen ist, ei-
ne Stärke Deutschlands und keine Schwäche.
Es ist aber nachvollziehbar, Verfahren für be-
stimmte Situationen zu überprüfen, wenn
wir mehr Lastenteilung in Europa oder auf
Ebene der Nato fordern. Das betrifft zum Bei-
spiel den Einsatz von Soldaten in multinatio-
nalen Stäben. 

Der EU-Dezembergipfel widmet sich
der Gemeinsamen Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik und damit  dem Ziel, die Fä-
higkeiten europäischer Armeen aufeinan-
der abzustimmen. Wie realistisch ist es
überhaupt anzunehmen, dass – sagen wir
Großbritannien – auf eine entscheidende
militärische Fähigkeit verzichtet, weil –
zum Beispiel Deutschland – sich auf diese
Fähigkeit spezialisiert? 
Das ist schwieriger als viele glauben. Vor dem
Hintergrund sinkender Verteidigungshaus-
halte ist eine europäische Abstimmung wich-
tiger denn je. Europa kann sich auf Dauer
keine Bonsai-Armeen leisten, sondern muss
verteidigungsspolitisch zusammenwachsen.
Verteidigungsminister Thomas de Maizière
hat im Rahmen der Nato den Vorschlag eines
„Framework Nations Concept“ gemacht, das

eine engere militärische Zusammenarbeit
und die gemeinsame Entwicklung von Fähig-
keiten vorsieht. Ob andere Nationen dem
zustimmen oder nicht, ist eine Frage von Ver-
lässlichkeit auch unserer Politik.

Ist die Truppe auf Auslandseinsätze gut
eingestellt oder notgedrungen vor allem
mit der Bundeswehrreform beschäftigt? 
Minister de Maizière hat mit Blick auf die
Neuausrichtung der Bundeswehr von einer
Operation am offenen Herzen gesprochen,
während der Patient auf der Straße spazieren

geht. So muss man das auch sehen. Wir ha-
ben aktuell mehr als 5.000 Soldatinnen und
Soldaten in den Einsätzen und führen zu-
gleich diese komplexe Neuausrichtung
durch. Das ist ein enormer Kraftakt. Trotz-
dem gelingt es, bei den Auslandseinsätzen
die Leistung zu erbringen, die wir erbringen
müssen. Das wird der Bundeswehr interna-
tional hoch angerechnet. 

Eine Studie Ihres Verbandes und der
Uni Chemnitz ergab im Sommer, dass die
Frustration insbesondere beim Führungs-

personal sehr groß ist. Hat sich die Situati-
on seither verbessert?
Die Reform hat zu Beginn den Schwerpunkt
auf Prozesse und Strukturen gelegt und sich
leider zu wenig mit dem Personal auseinan-
dergesetzt. Das Personal ist aber der wesent-
liche Faktor für Einsatzbereitschaft und Leis-
tungsfähigkeit einer Armee. Mittlerweile
rückt der Mensch mehr in den Vordergrund
und das ist auch im Koalitionsvertrag ables-
bar. Das ist ein erstes Signal, und es ist von
besonderer Bedeutung! 

Der Wehrbeauftragte hat jüngst von ei-
ner wachsenden Zahl der Beschwerden be-
richtet. Deckt sich das mit Ihrer Einschät-
zung? 
Das ist so, die Zahl der Eingaben hat zuge-
nommen. Das war zu erwarten, denn wenn
man eine Neuausrichtung mit derartiger Ge-
schwindigkeit durchführt, sind nicht alle
Schritte zu vermitteln und es werden Fehler
gemacht. Jetzt kommt es darauf an, Fehler zu
erkennen und nachzusteuern.

Die Koalitionäre wollen eine „Attrakti-
vitätsoffensive“ starten und unter anderem
auch mehr Frauen für die Bundeswehr ge-
winnen. Ist die Bundeswehr kein attrakti-
ver Arbeitgeber?
Sie ist heute ein attraktiver Arbeitgeber. Aber
sie muss es auch im Jahre 2020 noch sein.
Die Wirtschaft hat vielerlei Möglichkeiten,
qualifizierten Nachwuchs zu gewinnen und
deswegen muss man schon  heute überlegen,
wie man den Dienst in den Streitkräften auch
zukünftig attraktiv gestaltet - und dabei so-
wohl der demographischen Entwicklung
und dem sich abzeichnenden Fachkräfte-
mangel Rechnung trägt. Der Verteidigungs-
minister ist uns noch ein zeitgemäßes Kon-
zept zur Nachwuchsgewinnung für die Frei-
willigenarmee schuldig.

Kommt der Abzug aus Afghanistan zum
richtigen Zeitpunkt?
Die politische Entscheidung für den Abzug
ist gefallen und der Fahrplan steht fest. Wir
haben nächstes Jahr eine enorme Häutung
vor uns. Da geht es um eine massive Redu-
zierung. Die Frage, ob der Zeitpunkt dafür
der richtige ist, wird sich nächstes Jahr im Zu-
ge der Wahlen in Afghanistan und in der wei-
teren Entwicklung des Landes zeigen. Fakt
ist: Egal, wie es in Afghanistan nach 2014
weiter geht – die Politik muss klar machen,
dass auch bei einem Scheitern des Engage-
ments der schwarze Peter keinesfalls bei den
Streitkräften liegt.

Sie sind der erste Vorsitzende des Bun-
deswehrverbandes mit Einsatzerfahrung.
Wie verändert die „Generation Einsatz“ die
Bundeswehr?
Noch vor Jahren war die Bundeswehr im
Schwerpunkt im Übungsbetrieb. Seit den
1990er Jahren  sind wir in realen Gefahren-
situationen. Wir erleben Dinge, die einst nur
im Unterricht beschrieben wurden, bei-
spielsweise Tod und Verwundung. Wir rich-
ten uns sehr gut auf diese Umstände aus. Die
Bundeswehr hat sich enorm weiterentwi-
ckelt, sie ist professioneller geworden. Ich
würde mir wünschen, dass Soldatinnen und
Soldaten in allen Teilen der Gesellschaft
mehr Respekt und Anerkennung finden, als
das bisweilen der Fall ist.                        ❚

Das Interview führte Alexander Heinrich.

André Wüstner ist seit November 2013 
Vorsitzender des Deutschen Bundeswehrver-

bandes. Der 39-jährige Oberstleutnant war
mehrfach in Auslandseinsätzen, darunter in 

Afghanistan und im Kosovo.  
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KOMMT DER ABZUG AUS AFGHANISTAN ZU FRÜH?

Franziska Kückmann 
»Neue Osnabrücker
Zeitung«

Gordon Repinski
»Der Spiegel«

In der Pflicht 

Ob Afghanistan sich positiv weiterent-
wickeln wird, steht und fällt mit der
Sicherheit im Land.Wenn sie gewähr-
leistet ist, wagen sich Kinder auf den

Weg zur Schule, gehen die Menschen zur Arbeit und
besteht die Aussicht, dass Investoren kommen. Nur
dann haben Bildung und wirtschaftlicher Auf-
schwung eine Chance.
Zweifelsohne konnten die internationalen Truppen
diese Stabilität in den vergangenen Jahren nicht lü-
ckenlos garantieren. Anschläge durch Aufständi-
sche, offene Gefechte, nicht-staatliche Parallel-
strukturen etwa in der Rechtsprechung gehören in
manchen Teilen Afghanistans nach wie vor zur Rea-
lität. Ihre Existenz trägt dazu bei, dass der Einsatz
der ausländischen Streitkräfte im kommenden Jahr
mit einem bitteren Beigeschmack zu Ende gehen
wird.
Doch wäre es naiv zu erwarten, innerhalb von et-
was mehr als einem Jahrzehnt ließe sich ein perfekt
funktionierender Vorzeigestaat aus dem Hut zau-
bern. Afghanistan siechte dahin, als die US-Armee
2001 die Taliban stürzte. 20 Jahre lang war in die-
sem Land nur zerstört, nichts aufgebaut worden.
Verglichen damit kann die internationale Gemein-
schaft trotz aller Probleme Erfolge vorweisen: Kin-
der, vor allem viele Mädchen, die zur Schule gehen.
Junge Afghanen, die Perspektiven sehen und in ih-
rer Heimat leben und arbeiten wollen. Sie sind die
Zukunft des Landes. Sie geben jenseits aller Terror-
nachrichten Anlass zur Hoffnung.
Anstatt fluchtartig abzuziehen, sollte der Westen
seine Verantwortung für diese Menschen ernst neh-
men – und noch bleiben. Dadurch, dass er sich ein-
gemischt hat, steht er in der Pflicht. Noch ist das Ri-
siko groß, dass ohne internationale Unterstützung
bereits Gewonnenes wieder verloren geht.

Der richtige Schritt 

Fangen wir an mit der schlechten Nachricht:
Auch zwölf Jahre nach Beginn des interna-
tionalen Kampfeinsatzes ist in Afghanistan
die Sicherheitslage vielerorts schlecht, die

Demokratie fragil, das politische System von Kor-
ruption gebeutelt. Wer 2002 von einer raschen De-
mokratisierung am Hindukusch träumte, ist heute
bitter enttäuscht. Dennoch ist der Schritt, den
Kampfeinsatz 2014 zu beenden, richtig.
Denn trotz aller Defizite steht Afghanistan heute
besser da als noch vor wenigen Jahren. Es hat sich
eben doch etwas getan bei der Stärkung der afgha-
nischen Sicherheitskräfte, beim zivilen Aufbau des
Landes, bei der Teilhabe der Frauen am gesellschaft-
lichen Leben. Auch wenn die Zahl der gewalttäti-
gen Zwischenfälle noch immer viel zu hoch ist – die
Strukturen im Land lassen auch nach Ende des
Kampfeinsatzes keine erneute Taliban-Herrschaft
befürchten. Damit ist ein wesentliches Ziel der in-
ternationalen Schutztruppe erreicht.
Welche Fortschritte könnte ein längeres Engage-
ment internationaler Truppen darüber hinaus mög-
lich machen? Nicht viele. Die Soldaten sind in ihrer
massiven Präsenz Segen und Fluch zugleich gewe-
sen für ein Land, das noch heute davon überzeugt
werden muss, dass es sich nicht um feindliche Ein-
dringlinge handelt. Noch immer richten sich viele
Anschläge gegen den Westen.Wie soll je ehrlich be-
urteilt werden, wie es mit Afghanistan weitergeht,
wenn diese Situation nicht aufgelöst wird?
Auch ab 2015 wird die Bundeswehr in Afghanistan
bei der Ausbildung helfen. Aber mit anderer Missi-
on, dezenter, im Hintergrund. Der Westen zeigt so,
dass man den Afghanen zutraut, selbst Ordnung im
eigenen Land zu organisieren. Es geht nicht darum,
den Partner alleine zu lassen. Es geht um die Wür-
de des Landes und Respekt vor seinen Menschen.

Der Florettfechter: Jan van Aken

Listig kann er sein und wirkt dann in seiner jugendlichen
Ausstrahlung wie ein Student, der sich einen coolen
Streich ausgedacht hat. Als in der sommerlichen Vor-
wahlkampfhitze der Parlamentarische Untersuchungs-

ausschuss zur Drohnen-Affäre in Berlin zu köcheln begann, prä-
sentierte sich Jan van Aken als gut informierter und scharf for-
mulierender Frontmann der Linken, der die „Gegenseite“ mit Ex-
klusivinformationen ins Schwitzen brachte. Der ehemalige
Dauerdemonstrant kann ebenso polemisch poltern wie analy-
tisch überzeugen. Im diesjährigen Wahlkampf der Linkspartei
tourte der Lange aus dem Norden mit Friedensbotschaften durch
das Land und zog sodann als Hamburger Listenkandidat zum
zweiten Mal nach 2009 in den Bundestag ein.
Die Linkspartei sieht sich als einziges parlamentarisches Boll-
werk gegen eine waffengestützte Interventionspolitik des west-
lichen Militärbündnisses und lehnt Auslandseinsätze der Bundes-
wehr auch dann strikt ab, wenn sie als Friedensmissionen oder
humanitäre Hilfsaktionen deklariert werden. „Das ist eine Her-
zensangelegenheit und der Markenkern der Linkspartei“, sagt
van Aken, der in seiner Fraktion als Außenexperte fungiert. Und
würde die Linke von ihrem radikalen Pazifismus abrücken, um ei-
ne Koalition mit der SPD zu ermöglichen, die Mitte November
auf ihrem Leipziger Parteitag ein Öffnung hin zur Linkspartei be-
schlossen hat? „Nein“, sagt der Vize-Parteichef und fügt an:
„Das ist ein No-Go. Dann gibt es eben keine Koalition.“ Die Lin-
ke fordert von der SPD seit Jahren mehr Beweglichkeit, was ge-

meinsame Machtoptionen angeht. Lange kam von der SPD ein
dogmatisches Nein, vor allem wegen der DDR-Geschichte der
Vorgängerpartei PDS. Mittlerweile, meint van Aken, hänge es nur
noch an den Auslandseinsätzen. Sein Motto: „Nur wer sich selbst
bewegt, kann auch etwas bewegen.“ In dem Fall geht er davon
aus, dass sich die Sozialdemokraten bewegen. Sein Argument:
„Die SPD will auch mal wieder den Kanzler stellen und das geht

nur mit uns.“ Zudem, gibt van Aken zu bedenken: „An den Aus-
landseinsätzen hängt die SPD doch nicht.“ Und er wagt eine küh-
ne Prognose: „In 20 Jahren werden Sie ein Deutschland erleben,
das keine Bundeswehrsoldaten mehr im Ausland hat.“
Der Linke aus dem Norden weiß, dass manche Dinge Zeit brau-
chen. 1999 gründete der Greenpeace-Aktivist mit Schlauchboot-
erfahrung zusammen mit Gleichgesinnten aus den USA und Süd-
amerika das „Sunshine Project“ zur Ächtung biologischer Waf-
fen. Ein Jahr später trat der promovierte Biologe als Experte bei
den Biowaffenverhandlungen in Genf auf und durfte dem dorti-

gen US-Chefunterhändler John Bolton ins Gewissen reden. Der
damalige US-Präsident Bill Clinton verzichtete später auf den
Einsatz von Biowaffen zur Zerstörung von Drogenpflanzen wie
Koka oder Schlafmohn. Dieser unerwartete Erfolg trug dem Gen-
technikfachmann von 2004 bis 2006 einen Job als Biowaffenin-
spekteur für die Vereinten Nationen in New York ein.
Jan van Aken, 1961 in Reinbek bei Hamburg geboren, hat schon
als Schüler gegen Atomkraft und Neonazis demonstriert, ver-
steht sich als Pazifist, kann aber bisweilen auch angriffslustig
sein. „Intellektuelles Florettfechten“ nennt der verheiratete Va-
ter dreier Kinder diese Art der Auseinandersetzung, in der es da-
rum geht, mit Argumenten politische Treffer zu setzen. Nach ei-
ner bewegten Zeit in der Straßen-Opposition trat der 1,96-Hüne
erst 2007 in die Linkspartei ein und stieg schon 2009 zum Spit-
zenkandidaten in Hamburg auf.
Die Öffnung der SPD zur Linken kam für ihn nur überraschend,
was den Zeitpunkt angeht. Noch 2010 habe die SPD-Spitze die
Devise ausgegeben, die Linke wo immer möglich zu bekämpfen.
Mit der Wahl 2013 sei diese Strategie endgültig gescheitert. Ob
die linke Kooperation im Bund 2017 funktioniere oder später,
bleibe abzuwarten. Jan van Aken lehnt sich auf der Stoffbank in
seinem Büro zurück. Draußen Unter den Linden demonstrieren
Ex-Kollegen von Greenpeace gegen Klimakiller. „Ich möchte ein
Verbot aller Waffenexporte, das werde ich mit der SPD nicht krie-
gen, aber vielleicht geht ein Verbot von Kleinwaffenexporten, da
kann man ja Kompromisse eingehen.“ Claus Peter Kosfeld ❚

»Die SPD will auch
mal wieder 
den Kanzler 

stellen und das 
geht nur mit uns.«

»Ein
enormer
Kraftakt«
ANDRÉ WÜSTNER Der Vorsitzende
des Bundeswehrverbandes über den
Spagat zwischen Auslandseinsätzen
und der Neuausrichtung der Truppe 
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E
in Café mit Blick auf die Start-
bahn, Bildschirme mit den Ab-
flugzeiten, Automaten für
Schokoriegel und Cola, Schal-
ter zum Einchecken des Ge-
päcks, Metalldetektor und

Röntgengerät für die Sicherheitskontrolle –
der bescheidene Zweckbau könnte auch ei-
ner jener neuen Terminals sein, mit der Bil-
ligairlines in die Provinz gelockt werden.
Doch die Passagiere sind keine Rentner oder
Familien auf dem Weg in den Urlaub son-
dern Soldaten der Bundeswehr im hellbei-
gen Wüstenflecktarn. Von dem kleinen Ter-
minal am Rande des Flughafens Köln/Bonn
fliegen die Soldaten nach Afghanistan. In
den letzten Jahren startete von hier aus rund
drei Mal wöchentlich ein Airbus A330 voll
mit Soldaten auf dem Weg in den Einsatz.
Per Linienflug ins Kriegsgebiet.  
Anfang nächsten Jahres soll das Mandat der
Bundeswehr für Afghanistan ein letztes Mal
in der alten Form vom Bundestag verlängert
werden. Ende 2014 werden die Soldaten
dann nicht mehr als Teil der „Internationa-
le Sicherheitsunterstützungstruppe für Af-
ghanistan“ (ISAF) dort sein. Ob es danach
wie geplant zu einem Nachfolgeeinsatz für
ISAF kommt, ist noch nicht sicher. Zwar hat
die afghanische Stammesversammlung Lo-
ja Dschirga das mit den USA ausgehandel-
te Sicherheitsabkommen Ende November
gebilligt. Aber Präsident Hamid Karsai wei-
gert sich noch, es auch gegenzuzeichnen.
Der Vertrag soll die US-Soldaten vor afgha-
nischer Strafverfolgung schützen. Wird die-
se Bedingung nicht akzeptiert, ziehen die
Amerikaner ab – so wie im Irak als die For-
derung nach Immunität nicht erfüllt wurde.
Aber Karsai weiß wohl, dass die Abhängig-
keit gegenseitig ist. Würde die Nato tatsäch-
lich Ende 2014 überstürzt alle Truppen und
alles Material abziehen, wäre dies zwar ge-
fährlich für Afghanistans Machtelite, aber
eben auch ein herber Gesichtsverlust für das
Bündnis. Als geordnete „Übergabe in Ver-
antwortung“ ließe sich der Abzug dann
kaum noch darstellen. 
Von der Einigung zwischen Washington
und Kabul hängt auch der Verbleib der Bun-
deswehr ab. Wenn die Amerikaner das Land
verlassen, werden auch die Deutschen nicht
bleiben können. Bei einer Verschlechterung
der Lage bräuchte man zwingend die Unter-
stützung der USA, um die eigenen Truppen
schnell zu evakuieren. Läuft doch alles nach
Plan, sollen nach 2014 rund 12.000 US-Sol-
daten im Land bleiben.

Bescheidener Anfang Ende Dezember die-
ses Jahres jährt sich der Beginn des deut-
schen Afghanistan-Einsatzes zum zwölften
Mal. Zwei Tage vor Heiligabend 2001 be-
schloss der Bundestag die Beteiligung an
ISAF. Eine Truppe von 1.000 Soldaten soll-
te für sechs Monate in Kabul die Arbeit der
provisorischen afghanischen Regierung si-
chern. Jenseits der Stadtgrenzen führte eine
von den USA angeführte Koalition weiter-
hin Krieg. Als Reaktion auf die Terroran-
schläge vom 11. September 2001 hatte die
US-Regierung die „Operation Enduring
Freedom“ (OEF) begonnen, um dem Ter-
rornetzwerk Al-Qaida das Rückzugsgebiet
in Afghanistan zu nehmen. Seit dem 7. Ok-
tober flogen die USA Luftangriffe auf Afgha-

nistan und verdeckt operierende Spezial-
kräfte am Boden koordinierten die Bombar-
dements mit den Milizen der afghanischen
Nordallianz. 
Auch Deutschland trat offiziell in den Krieg
ein. Die Abstimmung über das Mandat hät-
te beinahe zum Sturz der damaligen rot-
grünen Bundesregierung geführt. Zwar hät-
te das Mandat in jedem Fall eine Mehrheit
bekommen, da auch die da-
maligen Oppositionsfrak-
tionen CDU/CSU und FDP
den Einsatz unterstützen.
Da Kanzler Gerhard Schrö-
der (SPD) aber die volle Un-
terstützung seiner Koaliti-
onsabgeordneten wollte,
verband er die Abstimmung
mit der Vertrauensfrage. 
Unter anderem enthielt der
Bundestagsbeschluss das
Mandat zur Entsendung von
100 Soldaten des Komman-
dos Spezialkräfte (KSK). Es
war ein Kampfauftrag: Man
berief sich auf Artikel 5 des
Nato-Vertrages und Artikel 53
der UN-Charta, ging also von
einem militärischen Angriff
auf die Vereinigten Staaten
und einem daraus erwachse-
nen Selbstverteidigungsrecht der USA und
ihrer Verbündeten aus. Das einige Wochen
später verabschiedete ISAF-Mandat basierte
dagegen nur auf einem Auftrag des UN-Si-
cherheitsrats. 
Als die Bundeswehr 2003 das Lager in Kun-
dus übernahm, war dies der erste Einsatz
unter ISAF-Mandat außerhalb Kabuls. Zwei

Jahre später wurde das Zuständigkeitsgebiet
der ISAF auf das ganze Land ausgeweitet.
Der Einsatz wurde offiziell eine Nato-Ope-
ration, die Trennung zwischen ISAF und
OEF war kaum noch zu erkennen. Galt Kun-
dus lange Zeit als relativ sicher, war es spä-
testens ab 2007 damit vorbei. Die leichten
Geländewagen wurden durch gepanzerte
Fahrzeuge ersetzt. Und es wurde geschos-

sen. Erstmals seit 1945 starb im April 2008
ein deutscher Soldat in einem Gefecht. 

Der Abzug Am frühen Abend des 7. Sep-
tember 2013 sind im Lager Kundus heftige
Detonationen zu hören. „CAS bei Isa Kehl“,
tönt es über die Lautsprecheranlage des La-
gers. Knapp vier Kilometer entfernt hatten

Aufständische einen Kontrollposten der af-
ghanischen Polizei angegriffen. Die Afgha-
nen fürchteten, überrannt zu werden, und
baten um Hilfe. Fünf Wochen bevor der
letzte deutsche Soldat Kundus verließ, ge-
nehmigte der Bundeswehr-Kommandant
noch einen Luftangriff. So kurz vor der
Übergabe des Lagers an die Afghanen, war
dies nicht gerade ein Zeichen dafür, dass
man die Lage bei Kundus erfolgreich unter
Kontrolle bringen konnte. 
Am 19. Oktober verließ dann der letzte
Konvoi aus schweren Bundeswehrfahrzeu-
gen und einigen hundert Soldaten das La-
ger in Kundus. Das blutigste Kapitel des
deutschen Einsatzes war damit zu Ende ge-
gangen. Doch zumindest in kleinerem Um-
fang ist eine Rückkehr nicht ausgeschlossen.
Innerhalb des nun afghanischen Lagers gibt
es dazu einen eigenen deutschen Bereich:
„Contingency Interim Staging Base“, eine
für Notfälle zeitlich befristete Unterkunft.
Sollten die „afghanischen Kameraden dort
stark in Bedrängnis geraten“, wollen die
Deutschen sie „im absoluten Notfall“ unter-
stützen, heißt es.

Die letzte Basis Am Rande Stadt Masar-i-
Scharif liegt die nunmehr letzte deutsche
Basis in Afghanistan, zweieinhalb mal an-
derthalb Kilometer groß. Im Jahr 2005 wur-
de sie angelegt, um die internationalen
Truppen im Norden zu versorgen. Neben
rund 2.500 deutschen Soldaten leben hier
mindestens noch einmal so viele Soldaten
aus anderen Nato-Staaten. Auf dem riesigen
Areal mit Geschäften, Pizzeria, Sporthallen
und Cafés kann man den Krieg draußen gut
vergessen. 
In einem Containerbüro in einem streng
abgesicherten Bereich der Basis sitzt der
oberste deutsche Soldat in Afghanistan: Ge-
neralleutnant Jörg Vollmer befehligt als Re-
gionalkommandeur Nord alle ISAF-Trup-
pen im Norden des Landes. Er war schon
2009 einmal auf diesem Posten. Damals
führte die Bundeswehr ihre ersten Gefechte.
In Berlin konnte man bald nicht länger ver-
meiden, von einem Krieg zu sprechen. 
Jetzt ist Vollmer damit beschäftigt, den Ab-
zug der Truppen zu organisieren. Und er
plant für die Zeit nach 2014, wenn das ISAF-
Mandat endgültig beendet sein wird. Bleibt
es bei der aktuellen Planung, wird der Ein-
satz vorwiegend daraus bestehen, in dem
ebenfalls bei Masar-i-Scharif gelegenen af-
ghanischen „Camp Shaheen“ den Kontakt
mit afghanischen Stabsoffizieren zu Halten.
„Wir werden hier einen Kern von 100 bis
120 Soldaten haben, die den Ausbildungs-
auftrag wahrnehmen“, erläutert Vollmer.
Darüber hinaus brauche man Leute, die die
medizinische Versorgung, die Bewachung
des Lagers, den Transport und den Flugbe-
trieb sicherstellen. „Wenn sie das zusam-
menrechnen, kommen Sie schnell auf eine
Zahl von 1.200 Soldaten.“ 
Anfang des Jahres hatte die Bundesregie-
rung erklärt, nach 2014 nur noch 600 bis
800 Soldaten im Land zu lassen. Rechnet
man von dieser Gesamtstärke noch mindes-
tens 100 bis 200 Soldaten ab, die in den in-
ternationalen Stäben in Kabul Dienst tun,
bleiben für Unterstützungsleistungen in der
Logistikbasis Mazar-i-Scharif nur 300 bis
500 Soldaten. Auch wenn die Bundeswehr

viele Aufgaben wie Verpflegung, Wäsche
und Abfall längst an private Firmen ausge-
lagert hat, für den Betrieb des Camps wird
man sich noch mehr Unterstützung von
Verbündeten holen müssen. Entscheiden
kann man noch nichts: Solange unklar ist,
ob und in welcher Stärke die USA in Afgha-
nistan und speziell im Norden präsent sein
werden, bleibt den Bundeswehrplanern nur
das Abwarten. 

Schwierige Bilanz Wie die Lage nach 2014
auch sein wird, für viel mehr als Ergebnis-
verwaltung werden keine Kapazitäten frei
sein. Man könnte eine Bilanz des Einsatzes
ziehen. Doch auf politischer Ebene gibt es
kaum Bedürfnis über Afghanistan auch nur
zu sprechen. Im Wahlkampf war der Einsatz
kein Thema mehr. Und auch im Koalitions-
vertrag zwischen CDU, CSU und SPD fehlt
der Hinwies auf eine Bestandsaufnahme.
Eine Bilanz zu ziehen ist schon deshalb
schwierig, weil sich die Ziele der Mission
über die Jahre immer wieder verändert ha-
ben. Standen zu Beginn Demokratisierung
und Menschenrechte auf der Agenda, geht
es jetzt nur noch darum, das Land einiger-
maßen bürgerkriegsfrei zu verlassen. 
Mit Blick auf den Einsatz in Kundus hat sich
das angesehene „Afghan Analysts Network“
mit einer ersten Bilanz vorgewagt. Die Re-
gionalwissenschaftler kommen zu dem
nüchternen Ergebnis, dass die Bundeswehr
vor Ort nur selten versucht habe, „die

Machtstruktur aktiv zu beeinflussen“. Um
sich vor Ort keine Feinde zu machen, habe
man die lokalen Machthaber unterstützt.
Der Einsatz habe zu einer „Zementierung
der existierenden Machtstrukturen“ geführt,
kritisieren die Forscher in einer jüngst ver-
öffentlichten Studie. 
Aus Sicht der jeweiligen Kommandeure ist
dieses Vorgehen verständlich, da es die Ge-
fahr für die eigenen Soldaten vermindert.
Ehrgeizigeren Zielen aber dürfte es gescha-
det haben. Dieses Dilemma wird der Bun-
deswehr in Afghanistan erhalten bleiben:
Durch den weitgehenden Rückzug in das
Camp bei Masar-i-Scharif wird das Risiko
für die Soldaten zwar minimiert. Doch da-
mit fehlen auch Mittel, in das Geschehen
eingreifen zu können. Wenn aber die Deut-
schen auch bei schweren Menschenrechts-
verletzungen oder einer Eskalation der Ge-
walt nicht intervenieren, kann dies die Fra-
ge aufwerfen, warum der Einsatz überhaupt
noch fortgeführt wird. Eric Chauvistré ❚

Der Autor arbeitet als freier Journalist und
Militärhistoriker in Berlin und hat die Bun-
deswehr in Afghanistan mehrfach besucht.

Kommandeur der ISAF-Truppen in Nordafghanistan: Generalleutnant Jörg Vollmer

Abzug des deutschen ISAF-Kontingentes aus Kundus: Ein Bundeswehr-Konvoi am 19. Oktober dieses Jahres auf dem Weg durch Nordafghanistan zur Basis nach Masar-i-Scharif
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Operation Abwarten
AFGHANISTAN Die Bundeswehr zieht sich aus Kundus zurück. Das ist weniger riskant – aber auch schwerer zu vermitteln

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

NomosBestellen Sie jetzt telefonisch unter 07221/2104-37. 

Portofreie Buch-Bestellungen unter

www.nomos-shop.de

Diese Studie bietet einen systematischen Überblick über Entwicklungen und

Erfahrungen mit flächendeckenden Mautsystemen für Fernstraßen. Behandelt

werden u.a. ökonomische Begründungen für Straßenbenutzungsgebühren,

die praktische Umsetzung sowie die Europäische Verkehrspolitik. Abschließend

werden mögliche Trends für Mautsysteme in Europa aufgezeigt.

Straßenmaut in Europa – 
Überblick und Analysen

Mautsysteme für 

Fernstraßen in Europa

Von Patrick Baumgarten, Tobias 

Huld und Karl-Hans Hartwig

2013, 112 S., brosch., 24,– €

ISBN 978-3-8487-0944-1

(Beiträge und Studien des Instituts 

für Verkehrswissenschaft der Uni-

versität Münster, Bd. 6)

Beiträge und Studien des Instituts für
Verkehrswissenschaft der Universität Münster

Baumgarten | Huld | Hartwig

Mautsysteme für Fernstraßen 
in Europa

6

Nomos

Kostenlose Leseprobe unter www.nomos-shop.de/21877

Anzeige

Deutschland hat eine eigene Armee, die das Land in ei-
nem Krieg verteidigen soll. Diese Armee heißt Bundes-
wehr. In den vergangenen 20 Jahren ist die Bundeswehr
aber immer auch in andere Länder geschickt worden.
Dort sollen die deutschen Soldaten zum Beispiel hel-
fen, Kriege zu beenden und für Sicherheit zu sorgen.
Seit zwölf Jahren ist die Bundeswehr in Afghanistan,
um zu helfen. Für die deutsche Soldaten ist dies sehr
gefährlich. Viele von ihnen wurden verletzt und sogar
getötet. Deshalb darf die deutsche Regierung die Sol-
daten nur dann in andere Länder schicken, wenn das
Parlament, der Bundestag, zustimmt.

Auslandseinsätze

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper



5 CWUNCPFUGKPU¡V\G

@ Gkpucv|!Dgvgknkiwpi!fgwvuejgt!Uqnfcvgp!cp
fgt!Okuukqp!fgt!Xgtgkpvgp!Pcvkqpgp! kp!fgt
Yguvucjctc!)OKPWTUQ*/

@ Ocpfcv Ugkv!Qmvqdgt!3124!cwh!Dguejnwuu
fgt! Dwpfgutgikgtwpi/ Gkp!Dwpfguvciuocp.
fcv!kuv!pkejv!p·vki- fc!gu!ukej!wo!gkpgp!wp.
dgychhpgvgp!Gkpucv|!jcpfgnv/

@ Cwhvtci!Fkg!Mgtpcwhicdg!nkgiv!kp!fgt!dgt.
ycejwpi! fgu! Ychhgpuvknnuvcpfu! |ykuejgp
Octqmmq! wpf! fgt! Wpcdj°pikimgkvudgyg.
iwpi!�Htgpvg!Rqnkuctkq� / \wingkej!yktf!gkp
Tghgtgpfwo!¼dgt!fgp!Uvcvwu!fgt!Yguvucjc.
tc!cpiguvtgdv/

@ Mqpvkpigpv! Fgt|gkv! ukpf! |ygk! fgwvuejg
Uqnfcvgp!kp!fgt!Yguvucjctc!ko Gkpucv|/

@ Kpvgtpgv!yyy/okpwtuq/wpokuukqpu/qti

@ Gkpucv|!Dgvgknkiwpi!dgychhpgvgt!fgwvuejgt
Uvtgkvmt°hvg!cp!fgt!Qrgtcvkqp!Cevkxg!Gpfgc.
xct!)QCG*/

@ Ocpfcv!Gtuvocnu!fwtej!fgp!Dwpfguvci!ko
Pqxgodgt!3112!gtvgknv- |wngv|v!xgtn°pigtv!ko
Fg|godgt! 3123! h¼t!ygkvgtg! |y·nh!Oqpcvg
)280229;1*/

@ Cwhvtci!dgtycejwpi!fgu!Okvvgnoggtu!ko
Tcjogp! fgt! Vgttqtkuowu.Dgm°orhwpi/ Wt.
urt¼pinkej!yct!fkgug!Gkpucv|!okv!fgt!Qrgtc.
vkqp!Gpfwtkpi!Htggfqo!)QGH*!xgtmp¼rhv/

@ Mqpvkpigpv!Fgt|gkv!mgkpg!Uqnfcvgp!!ko!Gkp.
ucv|/ Gu!m·ppgp!dku!|w!811!Uqnfcvgp!gkpig.
ugv|v!ygtfgp/

@ Kpvgtpgv yyy/pcvq/kpv0eru0gp0pcvqnkxg0vq.
rkeua8;43/jvo

@ Gkpucv| Uvtcvgikuejgt! Xgtywpfgvgpnwhv.
vtcpurqtv!cwu!fgp!Gkpucv|igdkgvgp!fgt!Dwp.
fguygjt!ko!Cwuncpf/

@ Ocpfcv H¼t!fkgugp!Gkpucv|!yktf!mgkp!Ocp.
fcv!dgp·vkiv/

@ Cwhvtci! Uejpgnng! ogfk|kpkuejg! Jknhg! h¼t
Dwpfguygjtuqnfcvgp! kp! fgp! Gkpucv|igdkg.
vgp!wpf!dgth¼jtwpi!xqp!Xgtywpfgvgp!|wt
Dgjcpfnwpi!pcej!Fgwvuejncpf/

@ Mqpvkigpv!Fkg!Dwpfguygjt!j°nv!h¼t!fkgugp
Gkpucv|!52!Uqnfcvgp!wpf!gkp!Hnwi|gwi!xqo
V{r!Cktdwu!Ogfgxce- fcu!okv!oqfgtpuvgt!kp.
vgpukxogfk|kpkuejgt!Cwut¼uvwpi! cwuiguvcv.
vgv!kuv- uv°pfki!cwh!Cdtwh!dgtgkv/

@ Kpvgtpgv yyy/ucpkvcgvufkgpuv.dwpfgu.
ygjt/fg

@ Gkpucv| Dgvgknkiwpi!dgychhpgvgt!fgwvuejgt
Uvtgkvmt°hvg! cp! fgt! Wpkvgf! Pcvkqpu.Chtkecp
Wpkqp!J{dtkf!Okuukqp!kp!Fchwt!)WPCOKF*/

@ Ocpfcv Gtuvocnu! gtvgknv! ko! Pqxgodgt
3118- |wngv|v! xgtn°pigtv!co!39/ Pqxgodgt
3124!h¼t!ygkvgtg!|y·nh!Oqpcvg!)29083*/

@ Cwhvtci! dgtycejwpi! fgt! Ychhgpuvknn.
uvcpfucdmqoogp! |ykuejgp! fgt! uwfcpguk.
uejgp! Tgikgtwpi! wpf! Tgdgnngpitwrrgp! kp
fgt!Rtqxkp|!Fchwt!ko!U¼f.Uwfcp/

@ Mqpvkpigpv! Fgt|gkv! ukpf! |gjp! Dwpfgu.
ygjtuqnfcvgp! kp! fgt! Rtqxkp|! Fchwt! uvcvkq.
pkgtv/ Gu!m·ppgp!dku!|w!61!Uqnfcvgp!gkpig.
ugv|v!ygtfgp/

@ Kpvgtpgv yyy/wp/qti0gp0rgcegmggrkpi0
okuukqpu0wpcokf

@ Gkpucv|!Dgvgknkiwpi!dgychhpgvgt!fgwvuejgt
Uvtgkvmt°hvg!cp!fgt!Ownvkfkogpukqpcngp!Kpvg.
itkgtvgp! Uvcdknkukgtwpiuokuukqp! fgt! Xgtgkp.
vgp!Pcvkqpgp!kp!Ocnk!)OKPWUOC*/

@ Ocpfcv Ko!Hgdtwct!3124!xqo!Dwpfguvci
gtvgknv!h¼t!|y·nh!Oqpcvg!)28023479*/

@ Cwhvtci! Nwhvvtcpurqtv! xqp! htcp|·ukuejgp
Vtwrrgp!pcej!wpf!kppgtjcnd!xqp!Ocnk/ Nwhv.
dgvcpmwpi!xqp!htcp|·ukuejgp!Hnw|gwigp!ko
Gkpucv|igdkgv/

@ Mqpvkpigpv!Fgt|gkv!ukpf!81!fgwvuejg!Uqn.
fcvgp!cwh!fgo!Nwhvuv¼v|rwpmv!Fcmct!ko!Ug.
pgicn!uvcvkqpkgtv/ Gu!m·ppgp!dku!|w!261!Uqn.
fcvgp!gkpigugv|v!ygtfgp/

@Kpvgtpgv yyy/wp/qti0gp0rgcegmggrkpi0
okuukqpu0okpwuoc

@ Gkpucv| Dgvgknkiwpi!dgychhpgvgt!fgwvuejgt
Uvtgkvmt°hvg!cp!fgt!Htkgfgpuokuukqp!fgt!Xgt.
gkpvgp!Pcvkqpgp!ko!U¼fuwfcp!)WPOKUU*/

@ Ocpfcv Gtuvocnu! gtvgknv! ko! Pqxgodgt
3118- |wngv|v!xgtn°pigtv!co!39/ Pqxgodgt
3124!h¼t!ygkvgtg!|y·nh!Oqpcvg!)29083*/

@ Cwhvtci! Wpvgtuv¼v|wpi! dgko! Uvccvu.! wpf
Kpuvkvwvkqpucwhdcw!fgu!U¼fuwfcpu!pcej!fgt
Wpcdj°pikimgkv!ko!Lcjt!3122- dgk!fgt!ygk.
vgtgp! htkgfnkejgp! Gpvykemnwpi! wpf! dgko
Uejwv|!xqp!\kxknkuvgp/

@ Mqpvkpigpv!Fgt|gkv!ukpf!33!fgwvuejg!Uqn.
fcvgp! ko! U¼fuwfcp! ko! Gkpucv|/ Gu! m·ppgp
dku!|w!61!Uqnfcvgp!gkpigugv|v!ygtfgp/

@ Kpvgtpgv yyy/wp/qti0gp0rgcegmggrkpi0
okuukqpu0wpokuu

@ Gkpucv|!Dgvgknkiwpi!dgychhpgvgt!fgwvuejgt
Uvtgkvmt°hvg! |wt! Dgvgknkiwpi! cp! fgt! GW.ig.
h¼jtvgp!Cwudknfwpiuokuukqp!GWVO!Ocnk/

@ Ocpfcv Ko!Hgdtwct!3124!xqo!Dwpfguvci
gtvgknv!h¼t!|y·nh!Oqpcvg!)28023478*/

@ Cwhvtci!Cwudknfwpi!xqp!Rkqpkgtgp!h¼t!gkpg
ocnkuejg!Ctogg- fkg!kp!fgt!Ncig!kuv- fkg!Uk.
ejgtjgkv!ko!Ncpf!gkigpuv°pfki!|w!ictcpvkg.
tgp/ Fcpgdgp!dgvgknkiv!ukej!fkg!Dwpfguygjt
cp!fgt!ucpkv°vufkgpuvnkejgp!Xgtuqtiwpi!fgt
Igucovokuukqp/

@ Mqpvkpigpv!Fgt|gkv!ukpf!212!fgwvuejg!Uqn.
fcvgp!kp!Ocnk! ko!Gkpucv|/ Gu!m·ppgp!dku!|w
291!Uqnfcvgp!gkpigugv|v!ygtfgp/

@Kpvgtpgv! yyy/ggcu/gwtqrc/gw0eufr0okuuk.
qpu.cpf.qrgtcvkqpu0gwvo.ocnk

@ Gkpucv| Dgvgknkiwpi!fgwvuejgt!Uqnfcvgp!cp
fgt!Gwtqrgcp!Ugewtkv{!Ugevqt!Tghqto!Okuuk.
qp!Eqpiq!)GWUGE!Tf!Eqpiq*/

@ Ocpfcv Cwh! Dguejnwuu! fgt! Dwpfgutgikg.
twpi!ugkv!Lwpk!3116/ Gkp!Dwpfguvciuocpfcv
kuv!pkejv!p·vki- fc!gu! ukej!wo!gkpgp! wpdg.
ychhpgvgp!Gkpucv|!jcpfgnv/

@ Cwhvtci!Ko!Xqtfgtitwpf!uvgjgp!fkg!rqnkvk.
uejg!Kpvgitcvkqp!fgt!xgtuejkgfgpgp!tgikqpc.
ngp!Itwrrkgtwpigp!uqykg!fkg!Wpvgtuv¼v|wpi
dgk! Wouvtwmvwtkgtwpi! wpf! Ykgfgtcwhdcw
fgt!mqpiqngukuejgp!Ctogg/

@ Mqpvkpigpv!Fgt|gkv!ukpf!ftgk!fgwvuejg!Uqn.
fcvgp!ko!Mqpiq!uvcvkqpkgtv/

@ Kpvgtpgv yyy/ggcu/gwtqrc/gw0eufr0okuuk.
qpu.cpf.qrgtcvkqpu0gwuge.tf.eqpiq



6Fcu!Rctncogpv!�!Pt/!5;!dku!62!�!3/!Fg|godgt!3124

@ Gkpucv|!Dgvgknkiwpi!dgychhpgvgt!fgwvuejgt
Uvtgkvmt°hvg!cp!fgt!Mquqxq!Hqteg!)MHQT*/

@ Ocpfcv Gtuvocnu! ko!Lwpk!2;;;!fwtej!fgp
Dwpfguvci!gtvgknv- |wngv|v!xgtn°pigtv!ko!Lwpk
3124!h¼t!ygkvgtg!|y·nh!Oqpcvg!)28024772*/

@ Cwhvtci!Cdukejgtwpi!fgu!Cwhdcw!ownvkgvj.
pkuejgt- htkgfnkejgt- wpf! tgejvuvccvnkejgt
Uvtwmvwtgp- jwocpkv°tg!Jknhg!kp!Pqvukvwcvkq.
pgp!wpf!H·tfgtwpi!fgt!T¼emmgjt!xqp!Hn¼ejv.
nkpigp! wpf! Xgtvtkgdgpgp/ \wucoogpctdgkv
okv!fgt!Tgejvuvccvunkejgkvuokuukqp!fgt!Gwtq.
r°kuejgp!Wpkqp!)GWNGZ*/

@ Mqpvkpigpv!Fgt|gkv!ukpf!787!Dwpfguygjt.
uqnfcvgp! ko!Mquqxq! uvcvkqpkgtv/ Gu!m·ppgp
dku!|w!2/961!Uqnfcvgp!gkpigugv|v!ygtfgp/

@ Kpvgtpgv yyy/pcvq/kpv0mchqt

@ Gkpucv|!Dgvgknkiwpi!dgychhpgvgt!fgwvuejgt
Uvtgkvmt°hvg! co! Gkpucv|! fgt! PCVQ! |wt!Xgt.
uv°tmwpi! fgt! Nwhvxgtvgkfkiwpi! fgt! V¼tmgk
)Cevkxg!Hgpeg!Vwtmg{*/

@ Ocpfcv Gtuvocnu!fwtej!fgp!Dwpfguvci!ko
Fg|godgt!3123!)28022894*!gtvgknv/

@ Cwhvtci! Fgxgpukxg! Ukejgtwpi! fgu! v¼tmk.
uejgp!Nwhvtcwou!igigp!o·inkejg!Dgftqjwp.
igp- fkg!ukej!cwu!fgo!D¼tigtmtkgi!kp!U{tkgp
gtigdgp/

@ Mqpvkpigpv!Fgt|gkv!ukpf!3;;!Uqnfcvgp!okv
Rcvtkqv.Nwhvcdygjttcmgvgp! wpf! CDE.Ur¼t.
rcp|gtp!kp!fgt!V¼tmgk!uvcvkqpkgtv/ Gu!m·ppgp
dku!|w!511!Uqnfcvgp!gkpigugv|v!ygtfgp/

@ Kpvgtpgv yyy/pcvq/kpv0eru0gp0pcvqnkxg0vq.
rkeua;3251/jvo

@ Gkpucv| Dgvgknkiwpi!dgychhpgvgt!fgwvuejgt
Uvtgkvmt°hvg! cp! fgt! Wpkvgf!Pcvkqpu! Kpvgtko
Hqteg!kp!Ngdcpqp!)WPKHKN*/

@ Ocpfcv!Gtuvocnu!fwtej!fgp!Dwpfguvci!gt.
vgknv!ko!Ugrvgodgt!3117- |wngv|v!xgtn°pigtv
ko!Lwpk!3124!wo!|y·nh!Oqpcvg!)28024864*/

@ Cwhvtci!Mqpvtqnng!fgt!Uggygig!xqt!fgo!Nk.
dcpqp/ Mqpvtqnng!wpf!Wongkvwpi!xqp!Uejkh.
hgp!dgk!Xgtfcejv!cwh!Ychhgpuejowiign/Cwu.
t¼uvwpiu.!wpf!Cwudknfwpiujknhg!h¼t!fkg!nkdc.
pgukuejg!Octkpg/

@ Mqpvkpigpv!Fgt|gkv!ukpf!25;!Uqnfcvgp!wpf
|ygk! Uejpgnndqqvg! ko! Gkpucv|/ Gkpigugv|v
ygtfgp!m·ppgp!dku!|w!411!Uqnfcvgp/

@ Kpvgtpgv! yyy/wp/qti0gp0rgcegmggrkpi0
okuukqpu0wpkhkn

@ Gkpucv|!Dgvgknkiwpi!dgychhpgvgt!fgwvuejgt
Uvtgkvmt°hvg! cp! Cvcncpvc! 0! Gwtqrgcp! Pcxcn
Hqteg!)GW!PCXHQT*/

@ Ocpfcv!Gtuvocnu!fwtej!fgp!Dwpfguvci!gt.
vgknv! ko!Fg|godgt!3119- |wngv|v! xgtn°pigtv
ko!Ock!3124!h¼t!|y·nh!Oqpcvg!)28024222*/

@ Cwhvtci!Ukejgtwpi!fgt!Ugg.!wpf!Jcpfgnu.
ygig! xqt! Rktcvgp¼dgth°nngp/ Xqt! cnngo
Uejwv|!h¼t!fkg!Uejkhhg!fgu!Ygnvgtp°jtwpiu.
rtqitcoou- fkg!Ngdgpuokvvgn!pcej!Uqocnkc
vtcpurqtvkgtgp/

@ Mqpvkpigpv!Fgt|gkv!ukpf!415!Uqnfcvgp- gk.
pg!Htgicvvg!wpf!gkp!Uggcwhmn°twpiuhnwi|gwi
fgt! Octkpg! ko! Gkpucv|/ Gu! m·ppgp! dku! |w
2/511!Uqnfcvgp!gkpigugv|v!ygtfgp/

@ Kpvgtpgv yyy/gwpcxhqt/gw

@ Gkpucv|! Dgvgknkiwpi! fgwvuejgt! Uqnfcvgp
wpf!Rqnk|kuvgp!cp!fgt!gwtqr°kuejgp!Okuukqp
GWEcr!Pguvqt/

@ Ocpfcv Ugkv! Cwiwuv! 3123! cwh! Dguejnwuu
fgt! Dwpfgutgikgtwpi! h¼t! |ygk! Lcjtg/ Gkp
Dwpfguvciuocpfcv! kuv! pkejv! p·vki- fc! gu
ukej!wo!gkpgp!wpdgychhpgvgp!Gkpucv|!jcp.
fgnv/

@ Cwhvtci!Cwudknfwpi!xqp!Octkpgp- M¼uvgp.
ycejgp!wpf!Rqnk|gkgp!kp!Fuejkdwvk- Uqocnkc-
Mgpkc!wpf!cwh!fgp!Ug{ejgnngp!|wt!Dgm°or.
hwpi!fgt!Rktcvgtkg/

@ Mqpvkpigpv! Fgt|gkv! ukpf! |ygk! fgwvuejg
Uqnfcvgp!kp!Fuejkdwvk!ko!Gkpucv|/

@ Kpvgtpgv!yyy/ggcu/gwtqrc/gw0eufr0okuuk.
qpu.cpf.qrgtcvkqpu0gwecr.pguvqt

@ Gkpucv| Dgvgknkiwpi!fgwvuejgt!Uqnfcvgp!cp
fgt!Wpkvgf!Pcvkqp!Cuukuvcpeg!Okuukqp!kp!Ch.
ijcpkuvcp!)WPCOC*/

@ Ocpfcv Ugkv!O°t|!3113!fwtej!Dguejnwuu
fgt! Dwpfgutgikgtwpi/ Gkp! Dwpfguvciuocp.
fcv!kuv!pkejv!p·vki- fc!gu!ukej!wo!gkpgp!wp.
dgychhpgvgp!Gkpucv|!jcpfgnv/

@ Cwhvtci Cwhicdg! kuv! gu- fkg! chijcpkuejg
Tgikgtwpi! wpf! kjtg! Kpuvkvwvkqpgp! dgk! fgt
Wougv|wpi!fgt!Dqppgt!Dguejn¼uug!|w!wpvgt.
uv¼v|gp- dgkurkgnuygkug! cwh! fgp! Igdkgvgp
Ogpuejgptgejvg- Tgejvuuvccvnkejmgkv! wpf
Ingkejdgtgejvkiwpi/

@ Mqpvkpigpv!Fgt|gkv!kuv!gkp!Uqnfcv!cnu!Oknk.
v°tdgqdcejvgt!kp!Mcdwn!uvcvkqpkgtv/

@ Kpvgtpgv yyy/wpcoc/wpokuukqpu/qti

@ Gkpucv|!Dgvgknkiwpi!dgychhpgvgt!fgwvuejgt
Uvtgkvmt°hvg!cp!fgt!Kpvgtpcvkqpcn!Ugewtkv{!Cu.
ukuvcpeg!Hqteg!)KUCH*!kp!Chijcpkuvcp/

@ Ocpfcv! Gtuvocnu! xqo!Dwpfguvci! ko!Fg.
|godgt!3112!gtvgknv- |wngv|v!xgtn°pigtv!Gpfg
Lcpwct!3124!h¼t!|y·nh!Oqpcvg!)28022796*/

@ Cwhvtci Wpvgtuv¼v|wpi! fgt! chijcpkuejgp
Tgikgtwpi! dgk! fgt! Jgtuvgnnwpi! wpf! Ukejg.
twpi!fgt!kppgtgp!Uvcdknkv°v- fgt!jwocpkv°tgp
Jknhg! wpf! fgt! T¼emmgjt! xqp! Hn¼ejvnkpigp/
Cwudknfwpi!chijcpkuejgt!Ukejgtjgkvumt°hvg/

@ Mqpvkpigpv Fgt|gkv!ukpf!4/57;!Uqnfcvgp!kp
Chijcpkuvcp! uvcvkqpkgtv/ Gu! m·ppgp! dku! |w
5/511! Uqnfcvgp! gkpigugv|v! ygtfgp/ Cd|wi
fgu!Jcwrvmqpvkigpvgu!jcv!dgiqppgp/

@ Kpvgtpgv yyy/kuch/pcvq/kpv

@ Gkpucv|!Dgvgknkiwpi!fgwvuejgt!Uqnfcvgp!cp
fgt!Gwtqrgcp!Vtckpkpi!Okuukqp!hqt!Uqocnkc
)GWVO!UQO*/

@ Ocpfcv!Ugkv!O°t|!3121!cwh!Dguejnwuu!fgt
Dwpfgutgikgtwpi/ Gkp! Dwpfguvciuocpfcv
yktf!pkejv!dgp·vkiv- fc!gu!ukej!wo!gkpg!wp.
dgychhpgvg!Okuukqp!jcpfgnv/

@ Cwhvtci! Cwhdcw! xqp! uqocnkuejgp! Uvtgkv.
mt°hvgp- fkg! kp!fgt! Ncig! ukpf- fkg!Qtfpwpi
wpf!Ukejgtjgkv!ko!xqo!D¼tigtmtkgi!|gt¼vvg.
vgp!Uqocnkc!ykgfgt!jgt|wuvgnngp/ Fkg!Cwudkn.
fwpi!hkpfgv!kp!Wicpfc!uvcvv/

@ Mqpvkpigpv! Fgt|gkv! ukpf! pgwp! Dwpfgu.
ygjtuqnfcvgp!kp!Wicpfc!uvcvkqpkgtv/

@ Kpvgtpgv yyy/ggcu/gwtqrc/gw0eufr0okuuk.
qpu.cpf.qrgtcvkqpu0gwvo.uqocnkc



6 EUROPA UND DIE WELT Das Parlament – Nr. 49 bis 51 – 2. Dezember 2013

Durchbruch in der Schweiz: Bundesaußenminister Guido Westerwelle (FDP), Catherine Ashton, Hohe Vertreterin der EU für Außen- und Sicherheitspolitik, und Irans Außenminister Mohammad-Javad Zarif (v.l.n.r) in Genf

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

Die geplatzte EU-Annäherung
der Ukraine führt zu Spannun-
gen zwischen Europa und
Russland. Zum Abschluss des

Gipfels zur östlichen Partnerschaft in Litau-
en warnte die EU-Spitze am vergangenen
Freitag Moskau offen davor, frühere Sowjet-
republiken zu bedrängen. „Wir werden uns
dem Druck Russlands nicht beugen“, sagte
EU-Ratspräsident Herman Van Rompuy in
Vilnius. Moskau warf seinerseits der EU
„beispiellosen Druck“ auf die Ukraine vor.
Kiew verweigert nach Drohungen Russ-
lands seine Unterschrift für ein fertiges Ab-
kommen für engere Partnerschaft und frei-
en Handel.
Der Rückschlag mit der Ukraine belastete
das zweitägige Spitzentreffen. Bundeskanz-
lerin Angela Merkel (CDU) sagte: „Wir ha-
ben natürlich hier heute nicht das erreicht,
was wir wollten mit der Ukraine.“ Van
Rompuy sagte, der Ukraine-Pakt solle „frü-
her oder später“ besiegelt werden – einen
Zeitplan dafür gab es nicht. 

Der ukrainische Präsident Viktor Januko-
witsch brachte beim Gipfel alle gegen sich
auf: Die EU könnte doch im Streit um sein
auf Finanzhilfe angewiesenes Land mit den
45 Millionen Einwohnern auch mit Russ-
land verhandeln. Die EU lehnt das als
„schlechten Scherz“ ab. Auch das Ansinnen
des mächtigen Mannes aus Kiew, in letzter
Minute eine gemeinsame Erklärung zu ver-
handeln, wurde von der EU-Spitze als ver-
spätet zurückgewiesen.

Früher – oder später Laut Diplomaten
könnte die Hängepartie Jahre dauern. Das
Land mit 45 Millionen Menschen ist stra-
tegisch wichtig, insbesondere für den Gas-
Transit nach Europa. Barroso sagte in unge-
wöhnlicher Deutlichkeit mit Blick auf Russ-
land: „Wir können keinerlei Vetorecht von
Drittstaaten hinnehmen.“ Die Zeiten be-
grenzter Souveränität von Staaten in
Europa sei vorbei. Ins Spiel gebrachte drei-
seitige Verhandlungen unter Einbeziehung
Russlands zur Rettung des Abkommens sei-
en für Europa nicht hinnehmbar.
Die EU will bei einem länger geplanten
Spitzentreffen Ende Januar 2014 die Streit-
Fragen mit Präsident Wladimir Putin de-
battieren. Van Rompuy warnte, falls Mos-
kau Entscheidungen osteuropäischer Län-
der beeinflusse, verstoße das gegen die Hel-

sinki-Prinzipien der Organisation für Si-
cherheit und Zusammenarbeit in Europa
(OSZE). Die OSZE ist die einzige sicher-
heitspolitische Organisation, in der alle eu-
ropäischen Länder, die Nachfolgestaaten
der Sowjetunion und die USA vertreten
sind. 
In der ukrainischen Hauptstadt Kiew de-
monstrierten Ende vergangener Woche wie-
der Tausende Menschen für und gegen eine

Annäherung an die EU. Bis zu 10.000 EU-
kritische Anhänger der Regierung versam-
melten sich zu einem Konzert. Auch Oppo-
sitionsanhänger gingen erneut auf die Stra-
ße. Die inhaftierte Oppositionsführerin Ju-
lia Timoschenko setzte ihren Hungerstreik
fort.
Die Ukraine ist seit Jahren vom Staats-
bankrott bedroht. Der Westen hatte mehr-
fach unterstrichen, dass es für Notkredite

des Internationalen Währungsfonds (IWF)
Regeln gebe, die für alle gleich seien. Die
EU stellt laut Diplomaten in Aussicht, von
ihrer Seite 600 Millionen Euro zu geben,
falls die Bedingungen für IWF-Stützen er-
füllt seien. Das ist jedoch bisher nicht der
Fall.

Assoziierungsabkommen Im Gegensatz
zur Ukraine rücken die beiden früheren
Sowjetrepubliken Georgien und Moldau
näher an Europa heran. Beim Gipfel in Vil-
nius wurden Abkommen für Assoziierung
und freien Handel paraphiert. Sie sollen
nächstes Jahr unterschrieben werden – und
können dann vorläufig in Kraft treten. Au-
ßerdem unterzeichnete Aserbaidschan ei-
nen Vertrag zur Visa-Erleichterung. „Wir er-
leben einen historischen Moment“, sagte
der moldauische Premier Iurie Leanca. Der
georgische Präsident Georgi Margwela-
schwili sagte: „Die EU hat sich zunehmend
als ein glaubwürdiger Spieler beim interna-
tionalen Krisenmanagement erwiesen.“ 
Die östliche Partnerschaft besteht seit
2009. Ihr gehören außer der Ukraine,
Georgien, Moldau, Aserbaidschan auch
Weißrussland und Armenien an. Der
nächste Ostpartnerschafts-Gipfel ist in der
ersten Hälfte des Jahres 2015 im lettischen
Riga geplant.                              dpa/ahe ❚

Tauziehen um Kiew
EU-GIPFEL Die Annäherung zwischen der Ukraine an die EU ist zumindest vorerst gescheitert. Georgien und die Republik Moldau rücken näher an Europa ran

Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU, Mitte) beim EU-Gipfel in Vilnius

D
ass er das noch erleben
durfte: Redner aller
Fraktionen bis hin zur
Linken zollten Außen-
minister Guido Wester-
welle (FDP) Anerken-

nung für seine Politik im Atomstreit mit
dem Iran. Sichtlich gerührt nahm der Libe-
rale, der im Parlament keinen Sitz mehr
hat, von der Regierungsbank aus die Lo-
besworte entgegen. Noch besser weg kam
Lady Catherine Ashton. Ein „Bravour-
stück“ habe die Hohe Vertreterin der EU
für Außen- und Sicherheitspolitik abgelie-
fert, lobte Rolf Mützenich (SPD) am ver-
gangenen Donnerstag in der Bundestags-
debatte zum vorläufigen Atomabkommen
mit dem Iran. „Die vielgescholtene Ge-
meinsame Außen- und Sicherheitspolitik
der Europäischen Union hat hier bewie-
sen, dass Europa durchaus in der Lage ist,
Instrumente aus dem historischen Erfah-
rungsschatz anzubieten und zum Nutzen
aller umzusetzen.“
Der Iran hatte, nach fast zehnjährigen er-
gebnislosen Verhandlungen über sein
Atomprogramm, Ende November einem
Teilabkommen zugestimmt. Darin ver-
pflichtet er sich zu vertrauensbildenden
Maßnahmen, um Sorgen der Weltgemein-
schaft zu zerstreuen, das Land könnte an
Atomwaffen arbeiten. Im Gegenzug sagten
die Verhandlungspartner eine Teilaufhe-
bung der wegen des Atomprogramms ver-
hängten Wirtschaftssanktionen zu. In
Genf saßen unter der Verhandlungsfüh-
rung Ashtons die fünf UN-Vetomächte
USA, Russland, China, Großbritannien

und Frankreich sowie Deutschland mit
dem Iran an einem Tisch.
Der Iran sichert in dem Abkommen zu, al-
les auf mehr als fünf Prozent angereicher-
te Uran unter diese Schwelle abzuschwä-
chen oder so zu verändern, dass es nicht zu
waffenfähigem Uran weiterbearbeitet wer-
den kann. Der Iran darf keinen neuen Zen-
trifugen zur Urananreicherung installieren
und muss einen großen Teil der vorhande-
nen Zentrifugen stilllegen. Der Betrieb des
neuen Schwerwasserreaktors Arak, in dem
militärisch nutzbares Plutonium herge-
stellt werden könnte, darf nicht weiter vor-
bereitet werden. Den Inspektoren der In-
ternationalen Atomenergie-Behörde IAEA
sichert der Iran eine sehr weitgehende Ko-
operation zu. Während der sechsmonati-
gen Laufzeit der Übereinkunft soll eine
Dauerlösung ausgearbeitet werden.

Am Verhandlungstisch Das Abkommen
sei noch nicht die Lösung des Atomkon-
flikts, sagte Westerwelle in seiner wahr-
scheinlich letzten Rede im Bundestag,
„aber wir sind dieser Lösung nähergekom-
men“. Die noch amtierende Bundesregie-
rung habe eines immer deutlich gemacht:
„Wir wollen eine Verhandlungslösung, wir
beteiligen uns nicht an militärischen Inter-
ventions-Szenarien“. Dass dies die richtige
Politik sei, werde „durch die Verhandlun-
gen von Genf eindrucksvoll bestätigt“.
Westerwelle betonte, die Bundesregierung
habe immer die Interessen Israels „fest im
Blick“. Er verwahrte sich aber gegen Kritik
an dem Teilabkommen, wie sie unter an-
derem Israels Premierminister Benjamin

Netanjahu geäußert hatte. „Die Behaup-
tung, man würde hier im guten Glauben
handeln und sei ausschließlich auf das
Vertrauen angewiesen, trifft nicht zu.“ Bei
den Genfer Verhandlungen seien umfang-
reiche Kontrollen fest vereinbart worden.
Auch Mützenich sieht mit der Genfer Ver-
ständigung die europäische Politik der Di-
plomatie und Vertrauensbildung bestätigt.
Mit dieser Politik sei „die Teilung in
Europa überwunden worden“. Europa
könne seine guten Erfahrungen mit „Wan-
del durch Annäherung“ künftig auch in
anderen Krisenherden nutzbar machen.
Mützenich regte an, dass Abgeordnete des
Bundestages auf iranische Parlamentarier

zugehen sollten, um sie von „der wichti-
gen Initiative zu überzeugen“. Mit Blick auf
die für Januar geplanten Friedensgesprä-
che für Syrien sagte Mützenich: „Der Iran
gehört mit an den Verhandlungstisch.“
„Ruhe bewahren“ forderte Jan van Aken
(Die Linke) für die nächsten Monate. Es
gebe „genug Hardliner“, die keinen Erfolg
der Atomgespräche wollten – im Iran
selbst, in den USA und in Israel. Von de-
ren Seite seien Provokationen zu erwarten.
Nun gehe es darum, auf beiden Seiten Ver-
trauen zu schaffen. Denn es gebe nicht nur
Misstrauen gegenüber dem Iran wegen
dessen nuklearer Aktivitäten, sondern
auch Misstrauen des Iran gegenüber dem

Westen. Für absurd halte er die verbreitete
Ansicht, erst harte Sanktionen hätten den
Iran an den Verhandlungstisch geführt,
sagte van Aken. Sonst hätte es schon vor ei-
nem Jahr eine Einigung geben müssen.
Möglich gemacht hätten den Durchbruch
vielmehr zwei Wahlen: erst die Barack
Obamas in den USA, dann die Hassan Ro-
hanis zum neuen Präsidenten des Iran. 

Sanktionen Agnieszka Brugger (Bündnis
90/Die Grünen) blieb jedoch dabei: Mit
den Sanktionen sei es gelungen, den Iran
an den Verhandlungstisch zu bringen.
Noch sei der Atomkonflikt aber nicht ge-
löst, mahnte Brugger. In den sechs Mona-
ten, die das Interimsabkommen nun gilt,
könne viel passieren. Wie diese Zeit ge-
nutzt werde, werde „für Jahre ausschlagge-
bend sein“. Es liege nun an der neuen Re-
gierung in Teheran, „der internationalen
Gemeinschaft glaubhaft zu beweisen, dass
sie ernsthaft an einer langfristigen und
tragbaren Lösung des Atomkonflikts inte-
ressiert ist“.
Mehrere Redner hoben hervor, dass man
die Bedenken Israels, aber auch der unmit-
telbaren Nachbarn des Iran ernst nehmen
müsse. „Der Iran hat die Weltöffentlichkeit
oft genug getäuscht“, sagte Thomas Silber-
horn (CSU), und sein Fraktionskollege An-
dreas Schockenhoff (CDU) betonte: „Isra-
el kann die Gefahr seiner möglichen nu-
klearen Vernichtung durch den Iran nicht
völlig ignorieren.“ Das Existenzrecht und
die Sicherheit Israels seien auch für die
neue Koalition in Berlin „nicht verhandel-
bar“. Peter Stützle ❚

IRAN Fraktionsübergreifende Lobesworte für Westerwelle und Ashton für den Durchbruch im Atomstreit

Stunde der Diplomaten

Darf auf iranische Kooperation hoffen: IAEA-Generaldirektor Yukiya Amano
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DAS WILL ICH LESEN!

Bürgerprogramm
soll kommen
FAMILIE Die Bundesregierung will der Ver-
ordnung des Europäischen Rates für das
Programm „Europa für Bürgerinnen und
Bürger“ zustimmen. Den entsprechenden
Gesetzentwurf der Regierung (18/13) über-
wies der Bundestag am vergangenen Don-
nerstag in erster Lesung in den Hauptaus-
schuss. Gemäß Artikel 23 Grundgesetz
muss eine Zustimmung Deutschlands zu
dem EU-Programm vom Bundestag per Ge-
setz beschlossen werden.
Im Rahmen des bisherigen Programms
„Europa für Bürgerinnen und Bürger“ wer-
den nach Angaben der Regierung Kommu-
nen, Vereine, Verbände, Bildungseinrich-
tungen, Forschungsinstitute, Stiftungen,
Gewerkschaften und andere zivilgesell-
schaftliche Organisationen gefördert, die
mit ihren Aktivitäten zur Stärkung einer ak-
tiven europäischen Bürgerschaft beitragen.
Inhaltliche Schwerpunkte des neuen Pro-
grammzeitraums von 2014 bis 2020 sollen
die Themen „Europäisches Geschichtsbe-
wusstsein“ und „Demokratisches Engage-
ment und Bürgerbeteiligung“ sein. Das Pro-
gramm soll aus dem Gesamthaushalt der
Europäischen Union finanziert werden. Der
Anteil Deutschlands am EU-Budget liegt
derzeit bei rund 20 Prozent. 
In der Debatte signalisierten CDU/CSU,
SPD und Bündnis 90/Die Grünen ihre Zu-
stimmung zu dem EU-Programm. Deren
Redner betonte, wie wichtig es sei, das bür-
gerschaftliche Engagement zu stärken, um
den europäischen Gedanken in der Gesell-
schaft tiefer zu verankern. Lediglich die
Linksfraktion kündigte an, den Gesetzent-
wurf abzulehnen. Es sei zu befürchten, dass
lediglich „Projekte, die im Einklang mit der
gegenwärtigen EU-Strategie stehen, bei der
Mittelvergabe bevorzugt werden, während
kritische Projekte drohen leer auszugehen“,
monierte Andrej Hunko (Linke).  aw ❚

Senat schließt
Berlusconi aus 
ITALIEN Italiens früherer Ministerpräsident
Silvio Berlusconi droht das politische Aus.
Der italienische Senat schloss den 77-Jähri-
gen vergangene Woche aus seinen Reihen
aus. Der rechtskräftig verurteilte Ex-Regie-
rungschef verabschiedete sich mit einer
Kampfansage. „Auch außerhalb des Parla-
ments kann man immer noch kämpfen, für
die Freiheit einstehen“, rief Berlusconi sei-
nen Anhängern zu. 
Die Abstimmung über seinen Ausschluss
war eine Konsequenz aus dessen rechtskräf-
tigen Verurteilung wegen Steuerbetrugs. Er
war im August in letzter Instanz zu vier Jah-
ren Haft verurteilt worden. Als rechtskräftig
verurteilter Steuerbetrüger darf Berlusconi
kein politisches Amt mehr ausüben.
Mit dem Ausschluss aus der Kammer besitzt
er in weiteren Strafverfahren keine Immuni-
tät mehr. Wie am Freitag bekannt wurde,
drohen ihm Ermittlungen wegen des Ver-
dachts der Korruption. Berlusconi soll nach
Ansicht eines Mailänder Gerichts im „Ru-
by“-Prozess um Sex mit minderjährigen
Prostituierten Zeugen bestochen haben. Er
war in dem Verfahren im Juni in erster In-
stanz zu sieben Jahren Haft verurteilt wor-
den. Nach Ansicht der Richter sollen Berlus-
coni und seine Anwälte den Frauen, die im
„Ruby“-Prozess ausgesagt haben, Geld be-
zahlt haben, wie die Nachrichtenagentur
Ansa berichtete. Das geht aus der am Frei-
tag veröffentlichten schriftlichen Urteilsbe-
gründung zu einem anderem Prozess in der
„Ruby“-Affäre hervor.  dap/sto ❚
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L
inke und Grüne lassen nicht
locker. Nach der Mindestlohn-
Debatte vom vergangenen
Donnerstag war klar: Auch in
der aktuellen Legislaturperiode
darf man sich auf einige parla-

mentarische Initiativen der beiden Fraktio-
nen zum Mindestlohn einstellen. Das war
in der vergangenen Legislaturperiode so
und das wird auch künftig so sein. Aber war
da nicht was? Hatten nicht Union und SPD
einen Tag zuvor ihren Koalitionsvertrag un-
terschrieben? Und hatte sich darin nicht  die
angestrebte Große Koalition für einen ge-
setzlichen, flächendeckenden Mindestlohn
ausgesprochen?
Hatte sie. Und deswegen ging es in der De-
batte auch nicht um den vor vier Wochen
von den Linken vorgelegten Mindestlohn-
Gesetzentwurf (18/6). Es war ein Schlagab-
tausch über den Koalitionsvertrag (siehe
Seite 8) und den dort gefundenen Kompro-
miss zum Mindestlohn. Gerade bei diesem
Thema durfte das Publikum auf das „Aber“
gespannt sein. Denn so weit, wie sich die
SPD in den Koalitionsverhandlungen beim
Thema Mindestlohn aus dem Fenster ge-
lehnt hatte, so klar war auch, dass die Uni-
on ihn so eigentlich nicht wollte. Besonders
der Wirtschaftsflügel von CDU/CSU warnte
vor einer aus seiner Sicht drohenden Ar-
beitsplatzvernichtung. Der Satz „der Min-
destlohn kommt“, mit dem die SPD-Spitze
nun versucht, ihre Basis zu überzeugen, ist
also nicht falsch. Entscheidend ist, wie die
Basis findet, was nach dem Komma kommt.

Tarifverträge gelten weiter Und danach
heißt es im Koalitionsvertrag: Ein flächen-
deckender Mindestlohn von 8,50 Euro wird
2015 eingeführt. Das „Aber“ lautet: „Von
dieser Regelung unberührt bleiben nur Min-
destlöhne nach dem Arbeitnehmerentsen-
degesetz.“ Dieses ermöglicht Branchen
schon heute, tarifliche Mindestlöhne festzu-
legen. Zwölf Branchen mit ungefähr vier
Millionen Beschäftigten haben dies bisher
getan. In einigen mindestlohnrelevanten
Branchen wie dem Wach- und Sicherheits-
dienst  oder bei Floristinnen liegen die Min-
destlöhne aber unter 8,50 Euro. Der Koali-
tionsvertrag schreibt nun fest, dass diese
Verträge auch über 2015 hinaus gelten dür-
fen. Erst ab 2017 müssen sie sich an den
bundesweit geltenden Mindestlohn halten.
Außerdem können bis 2017 auch noch neue
Tarifverträge unterhalb der 8,50-Euro-Gren-
ze abgeschlossen werden, die dann aber
ebenfalls Ende 2016 auslaufen beziehungs-
weise angepasst werden müssen.
Wie die Regelungen dann tatsächlich ausse-
hen – ob es etwa noch Ausnahmeregelun-
gen geben könnte – wird sich zeigen. Denn
kaum war der Vertrag unterschrieben, mel-
deten sich die Kritiker zu Wort. So mahnte
der sachsen-anhaltische Ministerpräsident
Reiner Haselhoff (CDU) Ausnahmen unter
anderem für Langzeitarbeitslose an. Der
Chef der Wirtschaftsweisen, Christoph
Schmidt, warnte, je mehr der Mindestlohn
greife, desto mehr werde das Wirtschafts-
wachstum zurückgehen.
Andrea Nahles, die als SPD-Generalsekretä-
rin entscheidend am schwarz-roten Min-
destlohnkonzept beteiligt war, erteilte Aus-
nahmewünschen in der Debatte jedoch ei-
ne Absage. Der Mindestlohn gelte flächen-
deckend für alle Arbeitnehmer, auch für

Minijobber, stellte sie klar. „Wir lassen kei-
ne Ausnahmen zu“, sagte Nahles. Allerdings
enthält der Koalitionsvertrag eine Formulie-
rung, die Ausnahmen zum Beispiel für –
meist nichtdeutsche – Saisonarbeiter nahe-
legen. Prompt meldeten sich Gewerkschaf-
ter von der Basis zu Wort, die keine „Arbeit-
nehmer zweiter Klasse“ wollen. Die Spitze
des Deutschen Gewerkschaftsbundes dage-
gen begrüßte ausdrücklich die Regelungen
des Koalitionsvertrages. 

Kritik an der Kommission Die Fraktionen
von Linken und Grünen sind davon meilen-
weit entfernt. Klaus Ernst (Die Linke) em-
pörte vor allem, dass für einen Teil der Be-

schäftigten der Mindestlohn ab 2015 und
für den anderen Teil erst 2017 gelten soll.
„Sie stellen damit Gewerkschaftsmitglieder
deutlich schlechter als die anderen Beschäf-
tigten“, wetterte Ernst. Außerdem seien 8,50
Euro in drei Jahren bedingt durch Preisstei-
gerungen nicht mehr so viel wert wie heute.
Eine erste Erhöhung des Mindestlohns 2018
komme demnach viel zu spät.
Brigitte Pothmer (Bündnis 90/Die Grünen)
begrüßte einen flächendeckenden Mindest-
lohn als „großen gesellschaftlichen Fort-
schritt“. Aber: „Sie können nicht wegreden,
dass Sie ein Zweiklassensystem beim Min-
destlohn haben“, wandte sie sich an SPD
und Union. Pothmer kritisierte außerdem

die Zusammensetzung der geplanten Min-
destlohnkommission scharf. „Sie degradie-
ren Wissenschaftler zu stimmlosen Bera-
tern.“ Die derzeit geplante Konzeption der
Kommission werde zu alten Grabenkämp-
fen zwischen Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern und somit zum Stillstand führen,
warnte sie.
Karl Schiewerling (CDU), Arbeitsmarktex-
perte der Union, konnte die Aufregung
nicht nachvollziehen. „Uns geht es darum,
nicht nur theoretische Lösungen zu finden,
sondern darum, wie was wirkt“, sagte Schie-
werling. Grüne und Linke dagegen wollten
nur die SPD „vorführen“ und „entblößen“,
kritisierte er. Claudia Heine ❚

Bundesländer und Kommunen bekommen
mehr Zeit eingeräumt, um die Finanzhilfen
des Bundes für den Um- und Neubau von
Kindertagesstätten abzurufen. Der Bundes-
tag verabschiedete am vergangenen Don-
nerstag einstimmig den entsprechenden
Gesetzentwurf des Bundesrates (18/69). 
Die Länderkammer hatte die Gesetzesinitia-
tive mit den spezifischen Problemen beim

Kita-Ausbau begründet. Vor allem in größe-
ren Städten und Ballungsräumen habe man
nachsteuern müssen, um den seit dem 
1. August dieses Jahres geltenden Rechtsan-
spruch auf einen Kita-Platz für ein- und
zweijährige Kinder umzusetzen. Zudem ha-
be die Flutkatastrophe im Mai und Juni die-
ses Jahres viele Kommunen vor unvorher-
sehbare Probleme gestellt.
Konkret sieht das Gesetz vor, dass die Fris-
ten für 7,5 Prozent der Baumaßnahmen im
Rahmen des Investitionsprogramms „Kin-

derbetreuungsfinanzierung 2008-2013“ um
ein Jahr bis zum 31. Dezember 2014 verlän-
gert werden. Hierfür hatte der Bund 2,15
Milliarden Euro bereitgestellt. Von diesem
Geld sind nach Angaben des Bundesrates
bis Oktober dieses Jahres bereits 88,7 Pro-
zent in die Länder geflossen. 
Auch die Fristen für Baumaßnahmen im
Rahmen des Investitionsprogramms Kin-

derbetreuungsfinanzierung
2013-2014“ für weitere
30.000 Kita-Plätze werden
verlängert: für 25 Prozent
des Gesamtvolumens bis
Ende 2015 statt Ende 2013
und für weitere 25 Prozent
bis zum 30. Juni 2016 statt
bis zum 31. März 2014. Mit
diesem Programm stellte
der Bund weitere 580,5
Millionen Euro zur Verfü-
gung, von denen bis Okto-
ber dieses Jahres nach An-
gaben des Bundesrates
85,67 Prozent für Baumaß-
nahmen bewilligt worden
sind.
Das Gesetz wurde ohne
vorherige Ausschussbera-
tung beschlossen. Dies
machte nach der Geschäfts-
ordnung des Bundestages

eine Zweidrittelmehrheit der anwesenden
Abgeordneten erforderlich. CDU/CSU, SPD
und Linke stimmten gegen das Votum von
Bündnis 90/Die Grünen diesem Vorgehen
zu. Alexander Weinlein ❚

Mehr Zeit für Kita-Ausbau

Die Fensterputzer haben schon einen Mindestlohn von mehr als 8,50 Euro. Millionen andere Beschäftigte arbeiten für noch weniger.
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Ein Arbeitsvertrag bringt Sicherheit. Eigent-
lich. Doch wer seinen Job nur auf Zeit be-
kommt, kann schlecht planen. Die Ent-
scheidung für Familiengründung oder
Hauskauf fällt schwer, wenn das Beschäfti-
gungsverhältnis auf sechs Monate oder ein
Jahr befristet ist. 
Sozialdemokraten, Linken und Grünen ist
daher die „sachgrundlose Befristung“ von
Arbeitsverträgen ein Dorn im Auge. Sie wol-
len dieses Modell, das Arbeitgebern eine fle-
xiblere Personalplanung ermöglicht, am
liebsten abschaffen. Doch dass das in dieser
Legislatur gelingt, scheint zweifelhaft: Die
Union sieht keinen Handlungsbedarf.
Dies wurde vergangene Woche im Bundes-
tag deutlich. Auf der Tagesordnung stand
ein Gesetzentwurf der Linksfraktion zur Ab-
schaffung der sachgrundlosen Befristung
(18/7). Darin heißt es, auf die Frage, was für
sie gute Arbeit ausmache, hätten 90 Prozent
der Befragten in einer Umfrage der IG Me-
tall einen unbefristeten Arbeitsvertrag ge-
nannt. Tatsächlich aber seien im Jahr 2011
44 Prozent aller Neueinstellungen befristet
erfolgt. Davon besonders häufig betroffen
seien junge Arbeitnehmer, denen damit
„die Chance genommen“ werde, „ihr Leben
auf der Grundlage eines unbefristeten Ar-
beitsverhältnisses mit einer gewissen Sicher-
heit planen zu können“.

Appell an SPD In der Debatte sagte die Lin-
ke-Abgeordnete Jutta Krellmann, sie habe
vor Kurzem ein Callcenter besucht, in dem
95 Prozent aller Mitarbeiter befristete Ar-
beitsverträge hätten. Dies sei „ungeheuer-
lich“ – und kein Einzelfall. Befristete Ar-
beitsverträge schüfen „massiven Druck und
unsichere Zukunftsperspektiven“ und be-
drohten Arbeitnehmer mit dem Entzug ih-
rer Existenzgrundlage. Sie gingen zudem
einher mit schlechter Bezahlung und man-
gelndem Arbeitsschutz. Krellmann warb

insbesondere bei der SPD um Zustimmung
für den Entwurf ihrer Fraktion: Die sach-
grundlose Befristung tauche in der Koaliti-
onsvereinbarung nicht auf; damit könne die
SPD ohne Bedenken um den Koalitionsfrie-
den für ihre Abschaffung votieren.
Die Grünen, die in der vergangenen Legis-
latur einen gleichlautenden Antrag einge-
bracht hatten, sind in dieser Frage ohnehin
an der Seite der Linken. So sagte Beate Mül-
ler-Gemmeke, bisher Sprecherin für Arbeit-
nehmerrechte ihrer Fraktion, sie sehe die
Tatsache, dass inzwischen „fast jeder zweite
neue Job“ ein „Verfallsdatum“ habe, „mit
großer Sorge“. Gute Arbeit und soziale Si-
cherheit seien wichtige Themen, die man
nicht ignorieren dürfe. Die sachgrundlose
Beschäftigung habe sich in den vergange-
nen Jahren „wie ein Virus“ ausgebreitet. Der
Preis, den die Arbeitnehmer für diese flexi-
ble Beschäftigungspolitik zahlten, sei aller-
dings zu hoch. Befristete Beschäftigte hätten

ein hohes Armutsrisiko, seien öfter arbeits-
los und könnten „nicht über den Tag hinaus
planen“: „Lebensqualität sieht anders aus“,
betonte Müller-Gemmeke. Zudem würden
befristete Arbeitnehmer nicht in gleicher
Weise auf ihre Rechte pochen wie unbefris-
tet angestellte Kollegen, weil sie nicht leicht-
fertig ihre Chance auf Weiterbeschäftigung
verspielen könnten. Auch ohne dieses In-
strument seien die Betriebe flexibel genug –
etwa durch eine ausreichend lange Probe-
zeit und die Befreiung kleiner Betriebe vom
Kündigungsschutz.
Die SPD-Arbeitsexpertin Anette Kramme
sah „eine Menge Gründe, die sachgrundlo-
se Befristung zu streichen“. Fast jeder fünfte
Beschäftigte bis 34 Jahre habe ein befriste-
tes Arbeitsverhältnis – und sei damit in ei-
ner Phase, in der jede Menge Entscheidun-
gen zu treffen seien, in der Lebensplanung
eingeschränkt, sagte Kramme. Der Koaliti-
onsvertrag ändere nichts an ihrer Haltung
dazu; sie hoffe, dass die Union ihren Stand-
punkt noch einmal überdenken werde.

»Kein Änderungsbedarf« Das steht indes
nicht zu erwarteten. Für die CDU betonte
Carsten Linnemann, seine Fraktion sehe bei
der sachgrundlosen Befristung „keinen Än-
derungsbedarf“. Der Anteil befristeter Ar-
beitsverträge sei nach Angaben des Instituts
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung seit
2006 „etwa gleichbleibend unter neun Pro-
zent“. Zwar sei ihr Anteil an den Neueinstel-
lungen gestiegen; die „entscheidende Kenn-
ziffer“ sei aber die Übernahmenquote. Die
sei in den letzten Jahren „signifikant gestie-
gen“. Damit wirke die Befristung „als Brücke
in den Arbeitsmarkt“. Zudem, betonte Lin-
nemann, hätten selbst die Gewerkschaften
sie in ihren Tarifverträgen erlaubt. Es ergebe
keinen Sinn, dass der Gesetzgeber etwas ver-
biete, das „bei vielen Tarifparteien gang und
gäbe ist“. Susanne Kailitz ❚

Gegen Jobs mit Verfalldatum 
ARBEIT Union lehnt Linke-Vorstoß zur Abschaffung der »sachgrundlosen Befristung« ab 
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FAMILIE Bundestag verlängert Fristen für Finanzhilfen 

Spielerische Bauarbeiten in einer Kita.
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MINDESTLOHN Linke und Grüne kritisieren die Lösung des
Koalitionsvertrages als »Zweiklassensystem« 

Ein Schritt in
zwei Schritten

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Hauptausschuss
ist eingesetzt 
BUNDESTAG Der neue Hauptausschuss des
Bundestages ist vergangenen Donnerstag
unter Leitung von Parlamentspräsident
Norbert Lammert (CDU) zu seiner konsti-
tuierenden Sitzung zusammengekommen.
Das Parlament hatte zuvor gegen die Stim-
men der Links- und der Grünen-Fraktion
beschlossen, für die Zeit bis zur Konstituie-
rung der ständigen Ausschüsse einen
Hauptausschuss einsetzen. Es folgte damit
einem Antrag der CDU/CSU- und der SPD-
Fraktion (18/101). Ein Antrag der Grünen
(18/102) auf Einsetzung von 22 Ausschüs-
sen fand keine Mehrheit. Bereits in der vor-
herigen Sitzung hatte der Bundestag einen
Antrag der Linken (18/54) abgelehnt, zu-
nächst neun Ausschüsse einzusetzen. 
Dem Hauptausschuss gehören je 47 ordent-
liche und stellvertretende Mitglieder an,
von denen die Unions-Fraktion 23, die
SPD-Fraktion 14, die Fraktion Die Linke
fünf und die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen ebenfalls fünf Mitglieder entsendet.
Der Vorsitz obliegt dem Bundestagspräsi-
denten oder einem seiner Stellvertreter oh-
ne Stimmrecht.
„Die Zuständigkeiten des Hauptausschus-
ses werden durch Überweisungen des Ple-
nums des Deutschen Bundestags begrün-
det“, heißt es in dem Beschluss. Der Haupt-
ausschuss sei Ausschuss im Sinne der
Grundgesetzartikel 45, 45 a und 45c, die die
Bestellung von Ausschüssen für die Angele-
genheiten der Europäischen Union, für aus-
wärtige Angelegenheiten und für Verteidi-
gung sowie eines Petitionsausschusses vor-
schreiben. Zudem sei der Hauptausschuss
auch „Haushaltsausschuss im Sinne der ent-
sprechenden gesetzlichen und geschäfts-
ordnungsrechtlichen Vorgaben“. Mit der für
Mitte Januar geplanten Konstituierung der
ständigen Ausschüsse des Bundestages wird
der Hauptausschuss dem Beschluss zufolge
aufgelöst sein.  sto ❚

Eigentlich hätten die Abgeordneten der Lin-
ken nach diesem Satz von Bundesarbeitsmi-
nisterin Ursula von der Leyen (CDU) applau-
dieren müssen. In der Bundestagsdebatte um
einen Gesetzentwurf der Linken zur Stabili-
sierung der Rentenbeiträge am vergangenen
Donnerstag  kündigte die Ministerin nämlich
fast nebenbei an: „Deswegen stabilisieren wir
den Beitragssatz bei 18,9 Prozent.“ Genau das
wollte die Linksfraktion mit ihrem Entwurf
eines „Beitragsgesetzes 2014“ (18/52) auch
erreichen. Allerdings gehen
die Vorstellungen zwischen
Union und Linken über den
Einsatz der so gewonnenen
Milliarden weit auseinander.
Gemeinsamkeiten zwischen
beiden Fraktionen gibt es al-
so nur auf den ersten Blick,
weshalb der Applaus aus den
Linken-Reihen dann doch
ausblieb.
Matthias Birkwald, Rentenex-
perte der Linken, verweigerte
jedoch nicht nur den Ap-
plaus, sondern äußerte auch scharfe Kritik an
den einen Tag zuvor bekannt gewordenen
Rentenplänen von Union und SPD. Er warf
der SPD vor, die „nötigen Schritte im Kampf
gegen Altersarmut und für mehr Rentenge-
rechtigkeit dem Sparwahn von CDU und
CSU geopfert“ zu haben. Das „dramatische
Absinken des Rentenniveaus“ zu stoppen, ha-
be die SPD zwar im Wahlkampf versprochen.
Stattdessen würden nun aber die Renten wei-
ter hinter den Löhnen hinterherhinken. „Das
ist Ihre größte Unterlassungssünde“, lautete
der Vorwurf Birkwalds. Den Plan für eine „so-
lidarische Lebensleistungsrente“ kritisierte er
als „nicht armutsfest“, und die abschlagsfreie
Rente ab 63 Jahren als in Zukunft nur noch
für eine Minderheit geltend. 

Höhere Zuschüsse Ursula
von der Leyen verteidigte die
Pläne der schwarz-roten Ko-
alition:  Mütterente, Rente
mit 63, Erleichterungen bei
der Erwerbsminderungsrente
und solidarische Lebensleis-
tungsrente von 850 Euro für
Geringverdiener (mehr zum
Koalitionsvertrag  auf Seite
8). Der Kritik von Grünen
und Linken, aber auch von
Wirtschaftsverbänden zur Fi-
nanzierung dieser milliardenschweren Pro-
jekte entgegnete sie: „Ja, das alles muss finan-
ziert werden. Es musste in der Vergangenheit
finanziert werden und es muss in Zukunft fi-
nanziert werden.“ Die Stabilisierung des Bei-
tragssatzes der Rentenversicherung sei dabei
nur ein Mittel. 
Eigentlich müsste der Rentenbeitrag im kom-
menden Jahr gesenkt werden, da die Rückla-
gen der gesetzlichen Rentenversicherung der-
zeit mehr als das 1,5-fache der Monatsausga-
ben betragen. Sie belaufen sich auf satte 31
Milliarden Euro, das entspricht 1,75 Monats-
ausgaben. 
Zusätzlich kündigte die Ministerin die Erhö-
hung der Bundeszuschüsse zur Rentenversi-
cherung im Jahr 2018 an, von heute 80 Mil-

liarden auf dann 82 Milliarden Euro zur Fi-
nanzierung der Mütterrente. „All das funktio-
niert nur, wenn die Wirtschaft brummt und
wenn die Menschen gute Arbeit haben“, be-
tonte von der Leyen. Nach den aktuellen Ar-
beitsmarktzahlen seien heute 29,8 Millionen
Menschen in Deutschland sozialversiche-
rungspflichtig erwerbstätig. „Das ist das Ent-
scheidende für solide Sozialkassen.“
Auch die stellvertretende SPD-Fraktionsvor-
sitzende Elke Ferner machte sich um die Fi-

nanzierung der schwarz-ro-
ten Rentenpläne keine Sor-
gen. Die Beibehaltung des
Beitragssatzes gebe der Ren-
tenversicherung eine Stabili-
tät, die sie lange Jahre nicht
gehabt habe. Auf diese Weise
könne man eine „langfristige
Entscheidung hinsichtlich
der Bandbreite der Schwan-
kungsreserve“ treffen anstatt
jedes Jahr neu über die Bei-
tragssätze zu diskutieren.
Zum Vorwurf jüngerer Abge-

ordneter, es sei nicht generationengerecht, die
Beiträge jetzt stabil zu halten, sagte sie: „Das
Gegenteil ist der Fall. Die jetzige rentennahe
Generation zahlt durch diese Maßnahme hö-
here Beiträge, als sie es nach geltender Rechts-
lage tun müsste, damit sie ihre Rente be-
kommt und gleichzeitig auf die folgende Ge-
neration nicht zu hohe Beitragssatzsprünge
hinzukommen“, erläuterte Ferner.

Die Gerechtigkeitsfrage Markus Kurth, so-
zialpolitischer Sprecher von Bündnis 90/Die
Grünen, konnte weder dem Gesetzentwurf
der Linken noch den Vorhaben der Koalition
etwas abgewinnen. „Auf der einen Seite sieht
Die Linke die Aussetzung der Beitragssatzsen-
kung als Auftakt zu einer ganzen Kette von

Beitragssatzerhöhungen, um
in Zukunft sämtliche renten-
politische Reformen nicht
nur zu verändern, sondern
gleich abzuschaffen. Auf der
anderen Seite wollen Union
und SPD mit den Geldern
der Beitragszahler sozialpoli-
tische Geschenke machen,
die eigentlich von den Steu-
erzahlern bezahlt werden
müssen“, kritisierte Kurth.
„Das ist die Vorbeifahrt des
rentenpolitischen Prinzen-

wagens.“ Nur die Grünen wollten die Gelder
der Rücklage im Sinne der Versicherten ein-
setzen – zum Beispiel für ein „angemessenes
Reha-Budget“.
Max Straubinger (CSU), Sozialexperte der
Union, warf Linken und Grünen vor, wider-
sprüchlich zu argumentieren und „in keinster
Weise positive Vorstellungen von der Zukunft
der Alterssicherung der Menschen“ zu haben.
Die neue Koalition dagegen entwickle das
„verlässliche Rentenversicherungssystem im
Sinne der Gerechtigkeitsfrage“ weiter – zum
Beispiel durch die Mütterrente und die ab-
schlagsfreie Rente nach 45 Beitragsjahren. „Es
ist ein gelungener Kompromiss gefunden
worden“, verteidigte Straubinger die schwarz-
roten Pläne. che ❚

Wer bezahlt was?
RENTEN Streit um Finanzierung der Koalitionspläne

»All das 
funktioniert
nur, wenn 

die Menschen
gute Arbeit

haben.«
Ursula von der Leyen (CDU)

»Das ist 
die Vorbeifahrt 

eines
rentenpoliti-

schen Prinzen-
wagens.«

Markus Kurth (Grüne)
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CDU und Grüne in Hessen drücken aufs
Tempo: Bis zum 17. Dezember soll der Ko-
alitionsvertrag für die erste schwarz-grüne
Regierung in einem bundesdeutschen Flä-
chenland stehen. Am 21. Dezember sollen
beide Parteien über das Vertragswerk ab-
stimmen. Am 18. Januar 2014 wird dann
voraussichtlich Volker Bouffier (CDU) zum
Ministerpräsidenten in Hessen gewählt.
Die Verhandlungen begannen am 25. No-
vember ganz unspektakulär in einem Wies-
badener Hotel. Bouffier und Grünen-Lan-
deschef Tarek Al-Wazir gaben sich betont
zurückhaltend: Von einem „historischen“
Ereignis wollten beide nicht reden, stattdes-
sen sprachen sie von „Pflicht“ und „Verant-
wortung.“ Die Grünen hätten „die Pflicht
gesehen“, möglichst viel an grünen Inhalten
umzusetzen, sagte Al-Wazir. „Ja, es ist unge-
wöhnlich, das stimmt“, ergänzte Bouffier,

aber Schwarz-Grün biete derzeit nun ein-
mal die besten Voraussetzungen für stabile
Verhältnisse im Land.

Unterschiede bleiben CDU und Grüne an
einem Verhandlungstisch, die Grünen als
Partner für stabile Verhältnisse besser geeig-
net als die SPD – kein Wunder, dass sich
manch einer noch immer verwundert die
Augen reibt ob der neuen Partnerschaft.
Hatten sich doch CDU und Grüne im Wahl-
kampf heftig beschimpft: Die CDU drosch
mit „Verbots-Partei“ auf die Grünen ein,
sprach von „sozialistischen Deindustriali-
sierern“ und warnte vor einem Wirtschafts-
minister Al-Wazir als „Schreckgespenst“ für
den hessischen Wohlstand. Vom Untergang
des Abendlandes war das nicht mehr weit
entfernt. Die Grünen waren nicht minder
zimperlich: Al-Wazir umschrieb Bouffier
vor der Wahl als „erschöpft und ver-
braucht“, die Grünen nannten die CDU
„prinzipienlos und beliebig“ und warfen
dem Regierungschef „Versagen auf allen
wichtigen Feldern“ vor. „Ich konnte mir sel-
ber nicht vorstellen, dass wir mal in Ver-
handlungen über eine schwarz-grüne Koali-

tion gehen würden“, bekannte Al-Wazir. Es
gebe „große Unterschiede“ und das werde
auch so bleiben. Dass es jetzt trotzdem im
Eiltempo zu Schwarz-Grün kommt, ist der
reinen Machtarithmetik geschuldet: Neun

Wochen sondierten die Parteien in Hessen
die Lage nach dem Wahl-Patt vom 22. Sep-
tember und einer hatte dabei von vornehe-
rein schlechte Karten: SPD-Chef Thorsten
Schäfer-Gümbel. Sieben Prozentpunkte

plus hatte der Spitzenmann seiner Partei
beschert, die SPD wieder über die 30-Pro-
zent-Marke geführt. Danach wollte die
SPD unbedingt regieren – doch es ging
nicht, denn mit der Linken oder für eine
"Ampel" gab es einfach keine Basis. 
Mit der Frage konfrontiert: Ihr oder Wir,
entschieden sich die Grünen für den eige-
nen Machtanspruch. Möglich wurde der
Kompromiss auch, weil CDU und Grüne
einen „Korridor“ beim Thema Frankfurter
Flughafen fanden. So soll es längere Lärm-
pausen von bis zu sieben Stunden geben,
einen „Lärmdeckel“ durch Begrenzung der
derzeit 500.000 Flugbewegungen pro Jahr
sowie eine „ergebnisoffene Prüfung“, ob
das geplante dritte Terminal wirklich nötig
ist. In den übrigen Themenfeldern geht es
geräuschloser zu: Bei der Schulpolitik sind
sich CDU und Grüne ohnehin nah. Auch
in Punkto Haushaltssanierung sind sich
die Parteien einig, Al-Wazir sprach sogar
von einem ausgeglichenen Landeshaushalt
schon im Jahr 2017 – angesichts von rund
1,5 Milliarden Euro strukturellem Minus
ein ehrgeiziges Ziel. Zudem wollen die
Grünen deutliche Fortschritte bei der Ener-

giewende vorweisen, die Christdemokra-
ten hingegen darauf achten, dass der In-
dustrie und den Banken keine Nachteile
beschert werden. Eine der spannendsten
Aufgaben, sagte Bouffier, sei es, eine starke
Wirtschaft mit der Schonung der Ressour-
cen zu versöhnen und die Gesellschaft
„mit kreativen, intelligenten Ideen“ weiter
zu entwickeln. 

Acht Arbeitsgruppen Für die Verhandlun-
gen wurden acht Arbeitsgruppen gebildet,
analog den Ministerien. Erste Zwischener-
gebnisse könnte es in dieser Woche geben.
An den Identitäten, sagte Bouffier, werde
nicht gerüttelt: „Wir wollen uns ja nicht un-
kenntlich machen.“ Al-Wazir räumte beim
Verhandlungsstart ein, das werde anstren-
gend, denn „wir sind nicht vertraut mitei-
nander.“ Ob die schwarz-grüne Koalition
wirklich historisch genannt werden kann,
werde sich am Ende zeigen, sagte der Grü-
nen-Chef und fügte an: „Es hat auch schon
historisches Scheitern gegeben, das haben
wir aber nicht vor.“ Gisela Kirschstein ❚

Die Autorin ist freie Journalistin in Hessen.

Historisches Scheitern nicht eingeplant
HESSEN CDU und Grüne gehen Koalitionsgespräche mit ungewohnter Harmonie an. Einigkeit in Haushaltsfragen und der Schulpolitik 

E
s war ein hartes Stück Arbeit:
Zum Schluss saßen die Unter-
händler von CDU, CSU und
SPD in der Nacht zu Mittwoch
im Willy-Brandt-Haus in
wechselnder Besetzung noch

einmal 17 Stunden beisammen, bis der Ko-
alitionsvertrag endlich stand. In der „Nacht
der langen Messer“ fanden die künftigen
Koalitionäre trotz der vielen strittigen Posi-
tionen eine Kompromisslinie, die freilich
mit einem fetten Fragezeichen hinter der Fi-
nanzierung versehen ist. Und eine Hürde ist
noch zu nehmen, bevor der Vertrag mit Le-
ben gefüllt werden kann: Das letzte Wort
hat die SPD-Basis beim Mitgliederentscheid
Mitte Dezember. Erst dann ist der Weg frei
für die dritte Große Koalition auf Bundes-
ebene – oder alles wird zurück auf Null ge-
stellt.
Von der Sechs-Augen-Begegnung der drei
Parteichefs bis hin zur großen Runde mit 
75 Teilnehmern haben CDU, CSU und SPD
seit dem 23. Oktober gestritten, gefeilscht
und gedroht. Herausgekommen ist ein Ver-
trag, der vermuten lässt, dass manche Ecke
gewaltsam ins Runde gequetscht wurde. Im-
merhin kann die 185 Seiten starke Vorlage
mit dem Titel „Deutschlands Zukunft ge-
stalten“ nun den Parteigremien zur Ent-
scheidung vorgelegt werden.

Zufriedene Chefs Die drei Parteichefs An-
gela Merkel (CDU), Horst Seehofer (CSU)
und Sigmar Gabriel (SPD) wirkten erstaun-
lich fit und erleichtert, als sie noch am Tag
der Entscheidung den voluminösen Vertrag
vorstellten. Merkel, für ihre Nehmerqualitä-
ten bei nächtlichen Verhandlungsrunden
berühmt, bedankte sich artig für die „sehr
guten und von Vertrauen geprägten Bera-
tungen“. Das Kompliment gab Gabriel
prompt zurück und lobte die „fairen und
nicht selten humorvollen“ Gespräche. Sei-
ner Ansicht nach ist ein Vertrag für die „klei-
nen Leute“ herausgekommen. Seehofer
frohlockte: „Ich bin hochzufrieden mit dem
Inhalt des Vertrages.“
Erkennbar mühsam sind gleichwohl man-
che Ergebnisse zustande gekommen und so
wird ein Stück Unsicherheit nicht weichen,
ob dieses Bündnis von Dauer sein kann. Zu
verschieden war die Ausgangslage nach der
Wahl am 22. September mit einem überra-
genden Sieger Union und einer schwachen
25-Prozent-SPD, zu unterschiedlich die
Vorstellungen. Nun muss die schwer bere-
chenbare SPD-Basis das füllige Vertragswerk
noch bestätigen, was derzeit niemanden zu
einem größeren Wetteinsatz verleiten wür-
de, wenn sich die Parteispitze auch zuver-
sichtlich gibt. Spätestens am 15. Dezember
soll das Ergebnis vorliegen, am 17. Dezem-
ber sollte mit der Kanzlerwahl die neue Re-
gierung dann stehen.
Das unbeliebte N-Wort für Neuwahlen
rutschte der CSU zuletzt heraus, als es rund
eine Woche vor Abschluss der Gespräche in
Berlin so gar nicht nach Einigungen aussah.
Vor Neuwahlen sei ihm „nicht bange“, wur-
de eine Aussage des bayerischen Minister-
präsidenten Seehofer kolportiert. Die SPD
wedelte ihrerseits mit dem Mitgliedervotum
und sorgte für zusätzlich Zündstoff, nach-
dem der Bundesparteitag mitten in die Ver-
handlungen hinein eine Öffnung zur Links-
partei beschlossen hatte. Nun ist die Opti-
on Neuwahlen erst einmal vom Tisch.

Mindestlohn Die Kraftmeierei muss sich
durch die wochenlangen Koalitionsver-
handlungen gezogen haben wie die Sahne
durch die Sauce. Alle drei „Volksparteien“
verlangten für sich eine sichtbare Hand-
schrift in dem Dokument, das Deutschland
durch die nächsten vier Jahre leiten soll.
Aber die Rezepte sind unterschiedlich, was
allein beim Thema Mindestlohn deutlich
wird. Die Union schwenkte hier von einem
klaren Nein zu einem Ja, aber. Nun soll der
allgemeine gesetzliche Mindestlohn in Hö-
he von 8,50 Euro eingeführt werden, jedoch
erst 2015 und mit der Möglichkeit, bis 2017
regionale Unterschiede und Ausnahmen
zuzulassen. Eine Fachkommission soll in

regelmäßigen Abständen über die Höhe des
Mindestlohns befinden. Die Wirtschaft
warnt zwar vor Jobverlusten, kann aber, wie
zu hören ist, mit einem Mindestlohn in der
geplanten Größenordnung leben, solange
er nicht weiter steigt.
Erschöpft und erleichtert präsentierten sich
auch die Generalsekretäre am Morgen nach
dem Durchbruch. CDU-Generalsekretär
Hermann Gröhe sprach von einer „starken
Unions-Handschrift“. Es habe sich gelohnt,
hart zu verhandeln. Sein CSU-Amtskollege

Alexander Dobrindt, der im neuen Kabinett
einen Ministerposten bekommen soll, ver-
kündete stolz: „Wir sind mit allen wesentli-
chen Elementen im Koalitionsvertrag ver-
treten.“ Da wollte SPD-Generalsekretärin
Andrea Nahles nicht zurückstehen und wer-
tete die Gespräche als Erfolg. Das Paket, sag-
te Nahles, könne den SPD-Mitgliedern gu-
ten Gewissens vorgelegt werden.

Steuern An strittigen Themen mangelte es
wahrlich nie. Für Bundeskanzlerin Merkel

und ihren Finanzminister Wolfgang Schäu-
ble (CDU) war vorrangig, die wirtschaftli-
che Erfolgsstory Deutschlands mit Wachs-
tum, Beschäftigung und gefüllten Sozialkas-
sen fortschreiben zu können. Die Vorgabe:
Keine zusätzlichen Belastungen für die Ar-
beitgeberseite etwa in der Gesundheitsfi-
nanzierung, keine neuen Schulden ab 2015,
keine Steuererhöhungen, auch nicht indi-
rekt. All das findet sich nun im Vertrag wie-
der. Die SPD konnte sich mit einer Kernfor-
derung, höheren Steuern für Reiche,

schlicht nicht durchsetzen, was den finan-
ziellen Spielraum nun einengt. Mitten in
der Nacht vermeldeten die Unterhändler,
sie hätten sich auf einen Finanzrahmen von
23 Milliarden Euro Mehrausgaben verstän-
digt. Aber woher soll das Geld kommen? 

Rente Richtig teuer werden die Rentenbe-
schlüsse. So sollen die rund neun Millionen
Mütter, die vor 1992 Kinder geboren haben,
schon ab Juli 2014 eine höhere Rente erhal-
ten, um die Gerechtigkeitslücke zu jüngeren

Müttern mit mehr Rentenpunkten auszu-
gleichen. Die Kosten sollen von der Renten-
versicherung getragen werden. Für die SPD
wichtig ist der abschlagsfreie Rentenbezug
mit 63 Jahren, sofern 45 Versicherungsjah-
re zu Buche stehen. Die Regelaltersgrenze
von 67 Jahren, 2007 von Union und SPD
beschlossen, bleibt aber bestehen. Mit Blick
auf Geringverdiener, die mindestens 40 Jah-
re lang Beiträge in die Sozialkassen einge-
zahlt haben und dennoch im Alter wenig
Rente beziehen, will die Koalition ab 2017
eine „solidarische Lebensleistungsrente“
einführen. Und spätestens 2019 sollen die
Ost-Renten auf Westniveau liegen.

Infrastruktur Milliarden will die künftige Re-
gierung zudem in Bildung, Forschung und
den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur inves-
tieren. Die Mittel aus einer ausgeweiteten
LKW-Maut und einer „europarechtskonfor-
men PKW-Maut“ sollen dem Autobahnnetz
zugute kommen. Die PKW-Maut soll dabei,
wie von der CSU gefordert, deutsche Autofah-
rer nicht zusätzlich belasten, sondern nur
ausländische. Ob das rechtlich umsetzbar ist,
bleibt jedoch abzuwarten. (siehe S. 10)
Erfolgreich war die CSU auch beim Betreu-
ungsgeld, das nicht wie von der SPD erhofft
dem weiteren Kita-Ausbau geopfert wird.
Verteidigen konnte die Union zudem das
Ehe-Privileg. Statt sich auf die gleichge-
schlechtliche Ehe mit allen Rechten und
Pflichten einzulassen, will die Koalition
nun lediglich „darauf hinwirken“, sexuelle
Diskriminierungen abzubauen. Die Ener-
giewende soll einhergehen mit Versor-
gungssicherheit, Bezahlbarkeit und Job-Er-
halt. Die Förderung von Erneuerbaren Ener-
gien soll teilweise gedrosselt werden. Bis
zum Sommer 2014 soll eine Reform des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) stehen.

Doppelpass Bei der doppelten Staatsbür-
gerschaft setzte sich die SPD ansatzweise
durch. Demnach entfällt für die in Deutsch-
land geborenen und aufgewachsenen Kin-
der ausländischer Eltern der Optionszwang,
also die Pflicht, sich bis zum 23. Geburtstag
zwischen zwei Pässen zu entscheiden. Die
Mehrstaatlichkeit wird akzeptiert, eine ge-
nerelle Zulassung des „Doppelpasses“ ist
aber nicht vorgesehen. 
Außenpolitisch bekennt sich die Große Ko-
alition zur Europäischen Union, zur NATO
und den transatlantischen Beziehungen mit
den USA. Deutschland werde „alle Anstren-
gungen unternehmen, um die Krise in
Europa zu überwinden“. Der Türkei wird ei-
ne große strategische und wirtschaftliche
Bedeutung zuerkannt. Ein EU-Beitritt des
Landes lasse sich aber nicht garantieren.
Auch die NSA-Spähaffäre findet Einzug in
das Vertragswerk. So soll für jene Unterneh-
men eine europaweite Meldepflicht an die
EU eingeführt werden, die Daten ihrer Kun-
den ohne deren Einwilligung an Behörden
in Drittstaaten übermitteln. 

Kabinett Platz für Überraschungen bietet
noch der Ressortzuschnitt. Mit Rücksicht auf
den SPD-Mitgliederentscheid sollen Ministe-
rien und Minister vorerst ein Staatsgeheim-
nis bleiben. Durchgesickert ist schon, dass
die SPD sechs Ministerien bekommt, die
CDU fünf und die CSU drei. Dass SPD-Frak-
tionschef Frank-Walter Steinmeier wieder
Außenminister werden soll, ist ein schlecht
gehütetes Geheimnis, der Rest ist noch Spe-
kulation. Die Opposition von Linken und
Grünen arbeitete sich vor allem an der SPD
ab, die sich von Merkel habe über den Tisch
ziehen lassen. Linksfraktionschef Gregor Gy-
si geißelte die gravierenden Unterschiede für
Menschen in Ost und West bei der geplanten
Berechnung der Lebensleistungsrente. Dies
gehe auf Kosten der Ostdeutschen. Linkspar-
teichefin Katja Kipping monierte, die sozial-
ökologische Wende bleibe aus, es sei ein Ver-
trag der „unterlassenen Hilfeleistung" für Ar-
me und Benachteiligte. Grünen-Chefin Si-
mone Peter beklagte, das Papier enthalte
„viele Absichtserklärungen mit viel Unver-
bindlichkeit“ und sagte eine „No-future-Ko-
alition.“ voraus Claus Peter Kosfeld ❚

Die Kunst der Balance
im Ringen um Macht
KOALITIONSVERTRAG Mit der Einigung sollen alle Seiten leben können

Erschöpft, aber zufrieden: Die Parteichefs Sigmar Gabriel (SPD/links), Angela Merkel (CDU/Mitte) und Horst Seehofer (CSU/rechts) unterschreiben den Koalitionsvertrag.

Neue Partner? Tarek Al-Wazir (Grüne, li.) und Ministerpräsident Volker Bouffier (CDU)
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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W
ir erinnern uns in Bil-
dern. Auch die Le-
bensgeschichte Willy
Brandts lässt sich in
Bildern erzählen, die
sich den Deutschen

eingeprägt haben, so tief, dass jeder meinte,
es wären Bilder aus seinem eigenem Leben
– einem Leben mit Willy Brandt. Dabei wa-
ren es Zeitungsbilder, Fernsehbilder, Wo-
chenschaubilder, erst schwarz-weiß und
dann bunt. Immerhin drückte Brandt 1967
auf der Internationalen Funkausstellung
den Startknopf für das Farbfernsehen. Kein
anderer Kanzler ist so zur Ikone geworden,
wie der in ärmlichen Verhältnissen vaterlos
aufgewachsene Herbert Ernst Karl Frahm.
Das Stigma, unehelich geboren zu sein, und
dazu in der norwegischen Emigration einen
neuen Namen angenommen zu haben,
klebte in der „Spießer-Gesellschaft“ der jun-
gen Bundesrepublik an ihm wie Pech. Er hat
darunter gelitten. In der „Häme und Bos-
heit“, der Brandt ausgesetzt war, sah der frü-
here Außenminister Hans-Dietrich Gen-
scher (FDP) eine der Ursachen dafür, dass
Brandt „im Laufe der Zeit unnahbarer“,
aber „auch unverletzbarer“ geworden sei,
aber eben nicht „zynisch und menschenver-
achtend“. Dieser Politikerkrankheit wider-
stand er bis an sein Lebensende.

Gegen den Strom Die Biographen über
ihn zeigen gern Fotos, die den Kleinen aus
dem Lübecker Proletarierviertel St. Lorenz
in der Standard-Kostümierung der Zeit ab-
bilden – im Matrosenanzug mit Pickelhau-
be und Schießgewehr. Draußen war Krieg.
Aber wir sehen ihn auch als Schüler, lässig,
aber immer ernst, mit einer Miene, die zwei-
felt und fragt: Wo gehöre ich hin? Er lebte
zwischen den Welten der hanseatischen
Standesgesellschaft. Er trug die Schülermüt-
ze des elitären Lübecker Johanneums, für
das er ein Begabtenstipendium hatte;  aber
in der Freizeit bekannte er sich mit  Blau-
hemd und rotem Halstuch zur sozialisti-
schen Jugendbewegung. 
Weil er am Gymnasium den Konservativen
kontra gab, erhielt er von den Schulkamera-
den den Spitznamen „Politiker“; und in sei-
nem Abituraufsatz beantwortete Brandt,
sich seiner Außenseiterrolle wohl bewusst,
die Frage „Was hat Dir die Schule gegeben?“
mit dem Bekenntnis: „Ich bin zum Leidwe-
sen meiner Lehrer die letzten Jahre immer
meine eigenen Wege gegangen, ich bin
nicht traurig darüber. Sondern ich freue
mich, denn ich glaube, ich wäre ein armer
Mensch, hätte ich nicht das, was ich selber
erarbeitet habe.“  
Selbstbewusstsein, das vor Anpassung be-
wahrt, sich Durchsetzen mit eigener Kraft,
Mut auch gegen den Strom zu schwimmen,
ein realistischer Blick auf die Umwelt, Dis-
tanz, und doch Geborgenheit in der Solida-
rität der Gleichgesinnten – das waren die Ei-
genschaften, mit denen Willy Brandt nun in
ein Leben trat, das immer neue Anfänge für
ihn hatte. Im April 1933 verließ er Lübeck
auf einem Fischerboot in Richtung Skandi-
navien, denn er wollte in seiner Heimat-
stadt nicht Opfer der SA-Schläger werden.
Die illegale Reichsleitung der links von der
SPD agierenden Sozialistischen Arbeiter-
partei (SAP) machte ihn zu ihrem Repräsen-

tanten in Oslo. Er  sammelte für Flugblätter
Informationen aus Deutschland, wählte zur
Tarnung den neuen Namen Willy Brandt
und wandte sich, entnervt vom Streit der
Emigranten um die einzig wahre Links-Ge-
sinnung, den reformorientierten, politisch
pragmatischen norwegischen Sozialdemo-
kraten zu. Auch das war ein Anfang. Willy
Brandt war Realist. Er wollte die Welt nicht
mit Utopien verändern.
Und dann die Bilder aus Berlin. Willy
Brandt, der Regierende Bürgermeister der
Stadt nach dem Mauerbau, in einer Tri-
umph-Fahrt im offenen Wa-
gen, winkend zwischen dem
Präsidenten der Vereinigten
Staaten John F. Kennedy
und dem greisen Konrad
Adenauer, inmitten der Ka-
valkaden weiß uniformier-
ter Kradfahrer der Schutzpo-
lizei, betäubt von immer
wieder aufbrandenden Ju-
bel der Menschenmassen.
In dieser bedrohten Stadt
musste ein Bürgermeister
zugleich Weltpolitiker sein,
ausgestattet mit einer  politischen Vision,
die nicht in Legislaturperioden denkt.  
Brandt, der 1933 der einen Diktatur ent-
kommen war, wollte der zweiten widerste-
hen. Er trug Verantwortung für die zwei Mil-
lionen Bürger im Westteil der Stadt, die
während der Blockade dem Druck der Sow-
jets und der SED nicht nachgegeben hatten,
und er litt mit den Bewohnern unter der
schmerzhaften Teilung, die Geschwister von
Geschwistern, Eltern und Kinder voneinan-
der trennte. Brandt fühlte sich als Bürger-

meister der ganzen Vier-Sektoren-Stadt und
suchte mit kühlem Verstand nach politi-
schen Lösungen. Und so entstand begin-
nend mit den Passierscheinabkommen in
zähen Verhandlungen das Konzept für eine
Entspannung zwischen den Blöcken. Es war
Brandts Verdienst, mit seinem Denkgefähr-
ten Egon Bahr und ihrer gemeinsamen Ost-
Politik Deutschland nach dem Mauerbau
vom Objekt der Siegermächte zu einem
„souveränen Subjekt in der Mitte Europas“
(Bahr) gemacht zu haben. Schon vor Hel-
mut Kohl. Dieser politische Realismus

Brandts wurde 1971 mit
dem Friedensnobelpreis be-
lohnt. 
Und wieder ein Bild, das
sich nicht nur ins deutsche
Gedächtnis eingeprägt hat.
Bei Brandts Besuch in der
polnischen Hauptstadt zur
Unterzeichnung des War-
schauer Vertrages 1970 sam-
meln sich die Regierungsde-
legationen am Denkmal für
die Opfer des von SS-Ein-
heiten ausgelöschten jüdi-

sches Ghettos. Solche Gedenkfeier sind sel-
ten ohne Journalistengedrängel, Getuschel
und Gewusel, das die Würde des Augen-
blicks stört. Doch hier verstummt für Minu-
ten jeder Laut. Und auch in den hinteren
Reihen, von denen es  keinen direkten Blick
auf das Geschehen an den Stufen des Ehren-
mals gibt, spüren die Anwesenden, dass sie
Zeugen eines  historischen Ereignisses wer-
den. Es raunt durch die Reihen: „Er kniet.“
Und gedenkt so der Opfer.  Brandt war frei
von jeder  Schuld. Er hatte nie den Arm zum

Hitler-Gruss erhoben, nie am Revers das Ab-
zeichen einer Nazi-Organisation getragen.
Und doch bekannte er an diesem Tag die
Schuld seines Volkes. Abends fragte ihn
Bahr, ob diese Geste geplant war. Und
Brandt antwortete: „Ich hatte den Eindruck,
eine Neigen des Kopfes genügt nicht.“ So
gab es nur diese eine Antwort: „Am Abgrund
der deutschen Geschichte und unter der Last
der Millionen Ermordeten tat ich, was Men-
schen tun, wenn die Sprache versagt.“
Es ist schwer, Vergleiche zu ziehen. Aden-
auer war mit seiner West-Politik und der
Aussöhnung mit Frankreich
so erfolgreich, weil er schon
zur Weimarer Zeit alle Vor-
behalte gegen Preußen mit
den europäischen Nachbarn
teilte.  Kohls Wiedervereini-
gungspolitik zehrte von
dem Eindruck, einem biede-
ren Deutschen gegenüber-
zustehen, der fern von jeder
Großmannssucht und in Er-
innerung an die Schrecken
des Zweiten Weltkrieges, die
die eigene Familie durchlit-
ten hatte, ein friedliches und bescheidenes
Deutschland garantierte. Und Willy Brandt?
Sein Lebensweg und seine daraus gewonne-
ne Haltung befähigten ihn, in den Zeiten
des eiskalten Krieges, in denen die Groß-
mächte wie in der Kubakrise den  Daumen
schon am nuklearen Abzug hatten, als Ver-
söhner und ehrlicher Makler aufzutreten. Er
sprach für sein Volk, ohne Anteil an den in
deutschen Namen begangenen Verbrechen
zu haben. Er war Antifaschist. Deshalb war
er in Warschau, in Prag und in Moskau ein
Gast, dem man ohne Widerwillen die Hand
reichen konnte. Und sein Kniefall bewies
der Welt, dass er Politik mit dem Herzen
und nicht allein aus diplomatischer  Berech-
nung betrieb. Für diese Haltung hatte ihm
sein Redenschreiber Klaus Harpprecht den
englischen Begriff „compassion“ in seine
Regierungserklärung geschrieben. Brandt
übersetzte das in die Tat.

»Deutscher Kennedy« Der Eintritt in die
Bundesregierung war ein historisches Da-
tum auch für die SPD. Mit Willy Brandt
wurde die Partei in der neuen Republik
wirklich heimisch. Brandt war der erste so-
zialdemokratische Kanzler seit Hermann
Müller, der von 1928 bis 1930 in Berlin re-
gierte. Müller, außenpolitisch erfolgreich,
stürzte mit seiner sozial-liberalen Regie-
rung, weil die eigene Fraktion einer maßvol-
len Erhöhung der Abgaben für die Arbeits-
losenversicherung nicht zustimmen wollte.
Drei Jahre später waren die Nationalsozia-
listen an der Macht. Die SPD wurde zer-
schlagen. Jetzt konnten die Sozialdemokra-
ten beweisen, dass sie wieder fähig waren,
das Land politisch zu führen.
Brandt war der Mann der Zukunft, mit 56
Jahren der jüngste Kanzler der jungen Repu-
blik. Er war  in den Wahlkämpfen gegen
Adenauer, Erhard und Kiesinger gedemütigt
worden, doch er hatte nie resigniert. Jung,
kämpferisch, gutaussehend stand er als
„deutscher Kennedy“ für einen Neubeginn,
nach dem viele sich sehnten. Er war der ers-
te im Kanzleramt, der nicht der Klasse der
„Alten Herren“ mit Uni-Examen und Ver-

bindungsmütze entstammte. Das Leben
hatte Willy Brandt mehr gelehrt als jedes
Oberseminar. Anders als die Studenten und
Jungakademiker, die vom „Willy-Willy“-
Charisma angezogen jetzt nach Mitglieds-
büchern der SPD verlangten, brauchte er die
Arbeiterlieder für die sozialdemokratischen
Feierstunden nicht erst mühsam auswendig
zu lernen. Er hatte „Brüder zur Sonne zur
Freiheit“ schon in seiner Jugend gesungen.
Mit ihm brach ein neues Klima sich Bahn.
Bildung war ein Stichwort, Emanzipation
ein anderes; und alles zusammen auf eine

griffige Formel gebracht:
„Mehr Demokratie wagen.“
Das Wahlalter wurde von 21
auf 18 Jahre herabgesetzt.
Ein reformiertes Betriebs-
verfassungsgesetz räumte
den Arbeitnehmern mehr
Rechte ein. Der Schwanger-
schaftsabbruch wurde bis
zur zwölften Woche straffrei
gestellt. Was Mitte der
1960er Jahre als studenti-
sche „Aktion Bildungswer-
bung“ begonnen hatte, war

nun offizielle Politik. Höhere Schulen und
Universitäten sollten sich Kindern aus Ar-
beiter- und ländlichen Familien öffnen. Für
dieses Thema stand Willy Brandt mit sei-
nem eigenen Lebensweg. In seiner Jugend
war Bildung für alle noch eine Vision, jetzt
wurde es überall Realität.

Gespaltenes Land Und doch war die Repu-
blik tief gespalten. Über die Vertragspolitik
mit den östlichen Nachbarn und die staat-
liche Anerkennung der DDR tobte der Streit
in den Medien und im Parlament. Aber
Brandt schien über den Wassern zu schwe-
ben. Bei einem Besuch in Erfurt jubelten
ihm die Ost-Deutschen zu, als wäre hier ei-
ner schon 1970 der „Kanzler aller Deut-
schen“. Er strahlte mehr Sympathie aus als
der CDU-Oppositionsführer Rainer Barzel.
Und so ging Brandt auch aus den schmäh-
lichsten Stunden der deutschen Nachkriegs-
demokratie, als Stimmenkauf und Verrat
das von der Union initiierte konstruktive
Misstrauensvotum scheitern ließen, ohne
Ansehensschaden hervor. Scheitern ließ
Willy Brandt dann letztendlich die eigene
Partei. Der Fraktionsvorsitzende der Sozial-
demokraten, Herbert Wehner, mit Brandts
in seinen Augen zu lascher Amtsführung
unzufrieden, stichelte allerorten, selbst auf
einer Auslandsreise in Moskau: „Brandt
führt nicht. Der Herr badet gerne lau. Der
Regierung fehlt ein Kopf.“ 
Das verschlagene Hinter-dem-Rücken-Ge-
rede hatte da bereits die Journalisten er-
reicht. Brandt erstarrte. Er war in einer Par-
tei aufgewachsen, in der Solidarität über al-
lem stand. Als dann der Verfassungsschutz
schlampte und der Spion im Kanzleramt
Günter Guillaume viel zu spät enttarnt und
festgesetzt wurde, entschied sich Brandt
1974 für den Rücktritt. Er ging in sich ge-
kehrt und erleichtert, obwohl Wehners laut
herausgeschrienes Abschiedswort „Wir alle
lieben ihn!“ wie ein Peitschenhieb des
Ruchlosen wirken musste. Dem Freund
Egon Bahr schossen Tränen in die  Augen.
Und noch ein Bild. Es liegt ein halbes Jahr-
hundert zurück.1963 drängen sich die

West-Berliner an den Passierscheinstellen,
um zum ersten Mal nach dem Mauerbau für
ein paar Stunden ihre Verwandten im Osten
der Stadt besuchen zu können. Willy Brandt
feiert Geburtstag, und mit Blick auf den ers-
ten humanitären Erfolg seiner Berliner Ent-
spannungsbemühungen sagt er: „Diese
Weihnachtswochen werden dokumentie-
ren, dass wir ein Volk und eine Nation
sind.“ Er hat alles dafür getan. 1989 erlebt
er den Mauerfall. Und der Satz, den er fast
beiläufig zu einigen Journalisten sagt –
„Jetzt wächst zusammen, was zusammenge-
hört!“ – ist ein schlüssiges Resümee seines
Lebenswerks. Er wollte daran mitwirken,
„dass der deutsche Name, der Begriff des
Friedens und die Aussicht auf europäische
Freiheit zusammengedacht werden“ kön-
nen. Diese Hoffnung hat sich für ihn und
sein Land erfüllt. Ernst Elitz ❚ 

Der Autor arbeitete während der Regie-
rungszeit Willy Brandts als Redakteur beim
„Spiegel“. Von 1994 bis 2009 war er Inten-

dant des Deutschlandradios.

Historische Geste: Am 7. Dezember 1970 kniet Bundeskanzler Willy Brandt vor dem
Ehrenmal in Warschau, das den Helden des Ghetto-Aufstandes von 1943 gewidmet ist,

Ein Leben im 20. Jahrhundert: Willy Brandt (SPD) bei seiner Rede nach der Maueröffnung im November 1989 (von links), bei der Einführung des Farbfernsehens 1967 und beim historischen Besuch von US-Präsident Edward Kennedy 1963 im geteilten Berlin

Brandt, der
1933 einer
Diktatur 

entkommen
war, wollte der

zweiten 
widerstehen.

Scheitern 
ließ 

Willy Brandt
dann 

letztendlich 
die eigene

Partei.
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Ein Leben voller Anfänge 
WILLY BRANDT Der vor 100 Jahren geborene Sozialdemokrat verkörperte das andere Deutschland. Die Einheit war ihm ein Lebensziel
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>ZUR PERSON

> Jugend 1913 wurde Willy Brandt als Her-
bert Ernst Karl Frahm in Lübeck geboren.
Er schloss sich zuerst der SPD an und trat
1931 zur Linksabspaltung Sozialistische
Arbeiterpartei Deutschlands (SAPD) über.

> Flucht und Exil Aufgrund seines politi-
schen Engagements floh er 1933 unter
dem Decknamen „Willy Brandt“ ins Exil
nach Norwegen und verdiente dort seinen
Lebensunterhalt als Journalist. 1940
musste er nach Schweden fliehen.

> Rückkehr nach Deutschland 1947
kehrte Brandt aus dem Exil nach Deutsch-
land zurück und wurde 1957 Regierender
Bürgermeister von West-Berlin. 1964 folg-
te die Wahl zum SPD-Vorsitzenden. 1961
und 1965 trat er als Kanzlerkandidat sei-
ner Partei an – beide Mal erfolglos.

> Regierungsverantwortung In der
Großen Koalition aus CDU/CSU und SPD
wurde Brandt 1966 Außenminister und
drei Jahre später, in der neuen Koalition
aus SPD und FDP, erster sozialdemokrati-
scher Kanzler. 1971 erhielt er für seine Ver-
dienste für die Aussöhnung zwischen Ost
und West den Friedensnobelpreis.

> Staatsmann ohne Amt 1974 nach der
Enttarnung des Spions Günter Guillaume
trat Brandt 1974 als Kanzler zurück. Auch
danach blieb er politisch weiter sehr aktiv.
1992 starb Brandt in Unkel bei Bonn.

WILLY BRANDT (1913 - 1992) 

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Pkw-Maut auf Autobahnen – darüber
schien sich bei den am vergangenen Mitt-
woch abgeschlossenen Koalitionsverhand-
lungen von CDU, CSU und SPD im Ver-
kehrsbereich alles zu drehen. Dabei ging es
der CSU, die diesen Vorschlag eingebracht
hatte, nicht um eine Pkw-Maut für alle, son-
dern nur um eine Maut für im Ausland zu-
gelassene Autos, die auf den deutschen Au-
tobahnen fahren. 

Vignette Zunächst war Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) und die gesamte SPD
dagegen, schließlich setzte sich aber die
CSU durch und die Pkw-Maut  für Auslän-
der findet sich im Koalitionsvertrag wieder:
„Zur zusätzlichen Finanzierung des Erhalts
und des Ausbaus unseres Autobahnnetzes
werden wir einen angemessenen Beitrag der
Halter von nicht in Deutschland zugelasse-
nen Pkw erheben (Vignette) mit der Maß-
gabe, dass kein Fahrzeughalter in Deutsch-
land stärker belastet wird als heute. Die Aus-
gestaltung wird EU-rechtskonform erfol-

gen.“ Sollte es also nach der SPD-Mitglie-
derbefragung zu einer Großen Koalition
kommen, wird das  Bundesverkehrsminis-
terium laut Vertrag beauftragt, schon im
kommenden Jahr einen entsprechenden
Gesetzentwurf vorzulegen. Bisher schätzt
das Ministerium die Einnahmen auf rund
800 Millionen Euro im Jahr, die „ohne Ab-
striche“ der Verkehrsinfrastruktur zur Verfü-

gung gestellt werden sollen. Dies gilt auch
für die im Koalitionsvertrag beschlossene
Ausweitung der Lkw-Maut, die demnächst
nicht nur auf Autobahnen sondern auch auf
allen Bundesstraßen erhoben werden soll.
Außerdem soll sie – unter Berücksichtigung
der Ergebnisse eines neuen Wegekostengut-
achtens – weiter entwickelt werden. „Orien-
tierungspunkte hierbei können sein: die

Tonnage, das Netz, externe Kosten“, heißt es
im Vertrag. Mit den zusätzlichen Maut-Ein-
nahmen soll für die Verkehrsinfrastruktur
des Bundes, die als chronisch unterfinan-
ziert gilt, eine verlässliche Finanzierungs-
grundlage geschaffen werden. „Wir werden
in den nächsten vier Jahren die Bundesmit-
tel für Verkehrsinfrastruktur substanziell er-
höhen“, schreiben die drei Parteien. Nach
Jahrzehnten des Netzausbaus soll in den
kommenden vier Jahren die Substanzsiche-
rung an erster Stelle stehen. 

Lärmschutz Die mögliche Große Koalition
will auch die Mittel für Lärmschutzpro-
gramme im Bereich Straße und Schienen er-
höhen. Dadurch soll  der Schienenlärm bis
2020 deutschlandweit halbiert werden.
Dann sollen laute Güterwagen das deutsche
Schienennetz nicht mehr befahren dürfen.
Die Koalition will weiterhin die Umrüstung
auf  lärmmindernde Bremsen bezuschus-
sen. Beim Luftverkehr setzt die mögliche
Große Koalition „vorrangig“ auf eine Redu-
zierung des Fluglärms an der Quelle, eine
bestmögliche Flächennutzung im Umfeld
sowie auf lärmreduzierende Flugverfahren.
Bei Festlegung von Flugverfahren und Flug-
verkehrskontrollfreigaben soll der Lärm-
schutz insbesondere in den Nachtstunden
verbessert werden. Michael Klein ❚

S
teuern sparen ist in allen Ein-
kommensklassen beliebt. Wer
richtig viel Geld verdient, für
den hatten findige Steuerberater
eine gute Sparmöglichkeit im
Angebot: Durch Gründung ei-

ner Edelmetallhandelsfirma im Ausland lie-
ßen sich Verluste produzieren und mit Ein-
künften im Inland verrechnen. Die „Opera-
tion Goldfinger“ genannte Steuersparmög-
lichkeit war völlig legal und nahm so
manchem Steuerbe-
scheid den Schrecken der
Nachzahlung. Damit ist
jetzt Schluss. Kurz vor
dem Jahresende stoppte
der Bundestag am Don-
nerstag das „Goldfinger“-
Modell. 

Riegel vorgeschoben
„Es ist sehr wichtig, dass
diese Steuerausfälle nicht entstehen, dass
wir dieser Steuergestaltung Einhalt gebieten
können“, erklärte Ingrid Arndt-Brauer
(SPD) in der Debatte. Zustimmung gab es
auch von der Bundesregierung: „Jetzt schie-
ben wir dieser Gestaltung endgültig einen
Riegel vor“, sagte der Parlamentarische
Staatssekretär im Bundesfinanzministeri-
um, Hartmut Koschyk (CSU). „Das zeigt üb-
rigens, dass wir im Parlament immer, wenn
wir erkennen, dass es missbräuchliche Ge-
staltung gibt, in der Lage sind, schnell zu
reagieren. Das haben wir auch bei diesen
Sachverhalten getan“, freute sich Koschyk

über die Reaktion des Bundestages schon
vor Ernennung des neuen Kabinetts. 
Mitgeholfen hatte hier allerdings auch der
Bundesrat, der nach den erfolglos gebliebe-
nen früheren Vorstößen der alten
CDU/CSU/FDP-Koalition den jetzt vom
Bundestag beschlossenen Entwurf eines Ge-
setzes zur Anpassung des Investmentsteuer-
gesetzes und anderer Gesetze an das AIFM-
Umsetzungsgesetz (AIFM-Steuer-Anpas-
sungsgesetz, 18/68, 18/113) eingebracht

hatte. Damit
werden not-
wendige An-
p a s s u n g e n
vorgenom-
men, die sich
aufgrund der
Umsetzung
der europäi-
schen AIFM-
Richtlinie er-

geben. Außerdem enthält der Entwurf die
notwendigen Rechtsgrundlagen zum
FACTA-Abkommen mit den USA, in dem es
um die Zusammenarbeit in Steuerangele-
genheiten geht. Für den Bundesrats-Entwurf
stimmten die Fraktionen von CDU/CSU
und SPD. Bündnis 90/Die Grünen waren
dagegen, die Fraktion Die Linke enthielt
sich. 
Mit dem Gesetzentwurf sollen zudem mul-
tinationale Konzerne dazu animiert wer-
den, die Altersvorsorgevermögen für ihre
Mitarbeiter stärker in Deutschland verwal-
ten zu lassen. Den international tätigen Un-

ternehmen soll es erleichtert werden, die
bisher auf verschiedene Staaten verteilten
Pensionssysteme ihrer Mitarbeiter in
Deutschland zu konzentrieren. Verlage-
rungsbestrebungen ins Ausland sollen so
vermieden werden. Die Verwaltung von Al-
tersvorsorgevermögen in Deutschland (Pen-
sion-Asset-Pooling) soll in einer neuen In-
vestmentfonds-Rechtsform, der Investment-
Kommanditgesellschaft, steuerlich beson-
ders transparent erfolgen. Zu den
Regelungen zur Einschränkung steuerlicher
Gestaltungsspielräume gehören neben dem
Stopp für die „Operation Goldfinger“ auch
neue Vorschriften zum sogenannten „Bond-
Stripping“, damit Beschränkungen der Ver-
lustverrechnung nicht mehr umgangen wer-
den können. „Bond Stripping“ bedeutet,
dass ein Investmentfonds Anleihen kauft,
die Zinsscheine (Kupons) aber abtrennt
und gesondert verkauft. Dadurch werden
künstliche Erträge erzeugt, die mit Verlusten
des Anlegers verrechnet werden können, ob-
wohl dies nach dem Körperschaftsteuerge-
setz eigentlich ausgeschlossen wäre. 
Kritik gab es von der Linkasfraktion. Mit
dem Gesetz würden zwar Steuerschlupflö-
cher gestopft, sagte Richard Pitterle, aber
„Teile des Gesetzes ermöglichen der Finanz-
industrie ein profitträchtiges Geschäftsmo-
dell. Dort geht es um die betrieblichen Pen-
sionskassen.“ Durch die Zentralisierung
dieser Pensionskassen erhöhe sich das Risi-
ko aus Wechselkursschwankungen oder An-
lageausfällen zu Lasten der Beschäftigten.
„Wenn es um die Pensionskassen der Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer geht, dann
können die Geschäftsinteressen der Finanz-
industrie nicht die entscheidende Leitlinie
sein“, begründete Pitterle die Kritik seiner
Fraktion am Gesetzentwurf.
Auch Thomas Gambke (Grüne) befasste
sich kritisch mit dem Entwurf. Das Volumen
beim Pension-Asset-Pooling betrage zwei
Drittel des Bundesetats. Da wäre es besser
gewesen, das Gesetz in einen funktionieren-
den Ausschuss einzubringen. Und wenn die
alte Koalition das Thema „Pooling“ aus ih-
rem Entwurf herausgenommen hätte, dann

hätten die anderen Punkte bereits im Som-
mer verabschiedet werden können. 
Von der Finanzwirtschaft wurde der Entwurf
begrüßt: Jetzt „können noch in diesem Jahr
verlässliche steuerliche Rahmenbedingun-
gen für offene und geschlossene Fonds ge-
schaffen werden“, sagte Thomas Richter,
Hauptgeschäftsführer des deutschen Fonds-
verbands BVI. Die Goldfinger-Akteure dürf-
ten in diesem Jahr nicht besonders glücklich
geworden sein. Der Wert ihres Goldes redu-
zierte sich aufgrund fallender Preise um et-
wa ein Drittel. Hans-Jürgen Leersch ❚

Lastwagen sollen zukünftig auch auf Bundesstraßen Maut zahlen.

FINANZEN Edelmetallgeschäfte im Ausland können die Einkommensteuerlast nicht mehr senken

Goldfinger gestoppt

Fonds zur
Bankenrettung
FINANZEN Die Grünen haben die Bundes-
regierung aufgefordert, sich für einen ein-
heitlichen europäischen Restrukturierungs-
und Abwicklungsmechanismus für Banken
einzusetzen. Dieser müsse als Gemein-
schaftsinstitution eingerichtet werden. 
Der Bundestag überwies am vergangenen
Donnerstag einen von der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen eingebrachten entsprechen-
den Antrag (18/98) an die zuständigen Aus-
schüsse. Nach Angaben der Grünen-Frakti-
on wird die Europäische Zentralbank (EZB)
bis Ende 2014 die Aufsicht über die größten
Institute in der Eurozone übernehmen und
notfalls bei jeder der 6.000 Banken in der
Währungsunion die Aufsicht an sich ziehen
können. Damit verschiebe sich die Verant-
wortung für die Bankenaufsicht insbeson-
dere über große, überregional tätige Institu-
te von der nationalen auf die europäische
Ebene. Jetzt müsse es darum gehen, die Ur-
sachen der Finanzkrise und nicht nur ihre
Symptome zu bekämpfen, schreibt die
Fraktion. „Um Vertrauen wiederzugewin-
nen, ist die Bändigung der Finanzmärkte
unausweichlich. Wer Risiken eingeht, muss
auch haften“, heißt es. Erste Schritte seien
ein europäisches Abwicklungsregime und
eine europäische Abwicklungsbehörde für
insolvente Banken sowie ein Bankenfonds,
mit dem die Bank-Eigentümer, die von Ge-
winnen profitieren, in Zukunft auch selbst
für die Kosten bei Restrukturierung und Re-
kapitalisierung aufkommen sollen. hle ❚

Bank-Gläubiger
sollen zahlen  
FINANZEN Die Beteiligung der Gläubiger
an der Schließung von Kapitallücken bei
Banken nach dem Bankentest der Europäi-
schen Zentralbank (EZB) soll sichergestellt
werden. Dieses Ziel verfolgt ein Antrag der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (18/97),
der vom Deutschen Bundestag in seiner Sit-
zung am vergangenen Donnerstag an die
zuständigen Ausshüsse überwiesen wurde.
Die Grünen hatten die Bundesregierung
aufgefordert, sich im EU-Rat für Wirtschaft
und Finanzen (EcoFin) sowie im Europäi-
schen Rat dafür einzusetzen, dass eine Min-
destbeteiligung der Bankinvestoren in Hö-
he von acht Prozent der Bilanzsumme jeder
Bank verlangt wird, bevor der europäische
Rettungsschirm ESM mit einem Programm
zur Rekapitalisierung von Banken in An-
spruch genommen wird. 
Erinnert wurde daran, das die EZB Ende
2014 die Aufsicht über die größten Kredit-
institute übernehmen wird. Bis dahin soll-
ten Bilanztests erfolgen, um mögliche Kapi-
tallücken identifizieren zu können. 
„Gerade bei Instituten, die einen hohen An-
teil an Problemkrediten aufweisen, kann
ein Kapitalbedarf nicht ausgeschlossen wer-
den“, schreibt die Fraktion und weist darauf
hin, dass die Bundesregierung stets das Ziel
genannt hatte, dass die Steuerzahler in ei-
nem solchen Fall nicht mehr „für die Fehler
der Finanzindustrie durch die Injektion von
Staatsgeld bezahlen sollen“. Nach Ansicht
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wird
aus der Mitteilung über den EcoFin-Be-
schluss nicht deutlich, in welchem Umfang
die privaten Gläubiger vor einer staatlichen
Rekapitalisierung oder einem ESM-Pro-
gramm herangezogen werden. „Somit ist
nicht klargestellt, dass Bankinvestoren in
ausreichendem Maße in die Verantwortung
genommen werden, wenn Kapitallücken im
Zusammenhang mit dem EZB-Bilanztest
auftauchen.“ hle ❚

»Es ist sehr wichtig,
dass diese
Steuerausfälle 
nicht entstehen.«
Ingrid Arndt-Brauer (SPD)
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Mehr Maut auf Autobahnen und Landstraßen
VERKEHR CDU/CSU und SPD wollen für bessere Infrastruktur eine verlässliche Finanzierungsgrundlage

>STICHWORT

> Modell Das als „Goldfinger“ bezeichnete Steuersparmo-
dell wird ganz aus dem Einkommensteuergesetz gestrichen.
Bei diesem Modell, das mit dem James-Bond-Film nur den
Namen gemeinsam hat, wurden Gold- und Edelmetallge-
schäfte wie mit Platin über Auslandsfirmen genutzt.

> Verluste Edelmetall wurde im Ausland gekauft und dort
eingelagert. Der Kauf löste als Betriebsausgabe Verluste
aus. Andere inländische Einnahmen wurden damit verrech-
net. Die Steuerlast konnte bis auf Null gedrückt werden.

> Verkauf Der spätere Verkauf des Goldes musste aufgrund
von Doppelbesteuerungsabkommen nicht so hoch versteu-
ert werden. Dadurch ergaben sich hohe Steuerersparnisse.
Die Steuerausfälle lagen im dreistelligen Millionenbereich.

STEUERSPARMODELLE – Handel mit Edelmetallen im Ausland war lukrativ
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Jetzt auch als E-Paper.

Mehr Information.

Mehr Themen.

Mehr Hintergrund.

Mehr Köpfe.

Mehr Parlament.

www.das-parlament.de
parlament@fs-medien.de
Telefon 069-75014253 

DAS WILL ICH ONLINE LESEN!

Direkt 
zum E-Paper

Anzeige

Dem Lockruf des Goldes sind schon viele Anleger erlegen. Als Steuersparmodell taugen Gold und andere Edelmetalle jetzt nicht mehr.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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ENERGIE In Warschau und Berlin wurde
um die Zukunft des Klimaschutzes 
gerungen. International fordern Experten,
dass Deutschland dabei weiter Vorreiter
bleibt. Die Pläne der Koalition stoßen auf
Kritik – nicht nur bei der Opposition 

Streit um
besseres  
Klima 

Der philippinische Abgeordnete Yeb Sano trat aus Protest gegen die internationale Klimapolitik auf der Konferenz in Warschau in einen Hungerstreik.

E
ine Eigenschaft müssen die
Teilnehmer von Klimakonfe-
renzen aber auch von Koaliti-
onsverhandlungen mitbrin-
gen: Sie müssen gute Konditi-
on besitzen, um lange Nacht-

schichten durchzustehen. Sowohl beim 
19. UN-Klimagipfel in Warschau als auch
bei den Koalitionsverhandlungen in Berlin
wurde noch zu später Stunde um kleinste
Formulierungen gerungen. So auch zum
Abschluss des jährlichen
Treffens der Vertragsstaaten
der UN-Klimarahmenkon-
ferenz (COP 19), die am 
23. November in Warschau
zu Ende ging.   „Die Konfe-
renz hat uns auf den Weg zu
einer Vereinbarung im Jahr
2015 gebracht, aber nicht zu
einer Welt mit weniger als
zwei Grad Erderwärmung
im Vergleich zum vorindus-
triellen Zeitalter“, so das
nüchterne Fazit der Chefin
des UN-Klimasekretariats, Christina Figue-
res. 

Klimakonferenz Paris 2015 Die Erwartun-
gen an die Warschauer Konferenz, an der
auch wieder Parlamentarier des Bundesta-
ges teilnahmen, waren schon im Vorfeld
eher gedämpft gewesen. Zwei Jahre vor dem
geplanten Gipfel in Paris, auf dem erstmals
ein verbindliches Klimaabkommen für alle

Vertragsstaaten vereinbart werden soll, ei-
nigten sich die Teilnehmer auf einen nicht
bindenden Fahrplan für die kommenden
zwei Jahre. Insbesondere China und Indien
wollten sich dabei aber nicht auf feste Zusa-
gen für die Reduzierung der Treibhausgase
und damit der Einhaltung eines Tempera-
turziels bis zum Jahr 2015 festlegen, sodass
viele Formulierungen weiter vage blieben. 
Außerdem  präzisierten die Teilnehmer eine
bereits beschlossene Vereinbarung, wonach

die reichen Industrieländer
ab 2020 ärmere von den Fol-
gen des Klimawandels be-
troffene Staaten mit rund
100 Milliarden Dollar jähr-
lich „kontinuierlich“ unter-
stützen sollen. Positive Sig-
nale gab es bei der Einigung
zum Waldschutz. Das Wald-
schutzprogramm REED (Re-
ducing Emissions from De-
forestation and Degradati-
on), einem Mechanismus,
mit dem Emissionen aus

Entwaldung und Holzabbau vermindert
werden sollen, konnte nach jahrelangen
Verhandlungen abgeschlossen werden. So
können etwa die Fortschritte in Entwick-
lungsländern von unabhängigen Experten
überprüft werden. 
Bundesumweltminister Peter Altmaier
(CDU), der bei der Klimakonferenz 2012 in
Doha als Verhandler mit großem Durchhal-
tevermögen in Erinnerung geblieben war,

wohnte der Konferenz nur kurz bei. Er
brauchte seine Energie für die parallel statt-
findenden Koalitionsverhandlungen in Ber-
lin. In der vergangenen Woche wurde dann
der Kurs der Großen Koalition in Sachen
Klima und Energiewende (siehe Seite 8) be-
kannt gegeben. Sie fußt nach dem Willen
der Koalitionäre auf einem „energiepoliti-
schen Dreieck“: Klima- und Umweltverträg-
lichkeit, Versorgungssicherheit und Bezahl-
barkeit. Gerade die hohen Kosten der Ener-
giewende für den Verbraucher hatten in der
Vergangenheit zunehmend für Unmut ge-
sorgt. 

Reform des EEG Die Koalition strebt daher
zuerst eine schnelle und grundlegende Re-
form des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes
(EEG) an. Dafür gibt es ehrgeizige Pläne: Bis
Ostern 2014 sollen neue Rahmenbedingun-
gen für die Energiepolitik vorgelegt werden
und ein Gesetz bis zum Sommer 2014 den
Bundestag passieren. Im EEG wird dement-
sprechend  ein „Ausbaukorridor Erneuerba-
re Energie“ festgelegt. Im Jahr 2025 soll
rund 40 bis 45 Prozent der Stromversor-
gung aus erneuerbaren Energien und zehn
Jahre später 60 Prozent der Energie aus Son-
ne, Wind und Biomasse gewonnen werden.
Mit einem jährlichen Bericht wird der Aus-
bau der erneuerbaren Energien überprüft.
Eine Große Koalition setze dabei weiter auf
konventionelle Kraftwerke – und damit auf
Strom aus Braunkohle, Steinkohle und Gas.
Sie seien „als Teil des nationalen Energiemi-

xes auf absehbare Zeit unverzichtbar“, heißt
es dazu im Koalitionsvertrag. Auch in der
neuen Regierung bleibt es dabei, dass das
letzte Atomkraftwerk in Deutschland bis
2022 abgeschaltet werden soll. Die Frage,
welche Kraftwerke wie lange am Netz blei-
ben, wird gerade im Zusammenhang mit
den Klimaschutzzielen immer wieder kon-
trovers diskutiert. Auch die Koalitionäre
messen dem Klimaschutz „einen zentralen
Stellenwert“ zu, heißt es. Konkret ist damit
gemeint, dass der Ausstoß
von Treibhausgasen bis zum
Jahr 2020 gegenüber dem
Stand von 1990 um 40 Pro-
zent reduziert werden soll.
Auch in der Europäischen
Union wolle man sich dafür
einsetzen, dass bis 2030 ei-
ne Reduktion um 40 Pro-
zent erfolgt. Die geplanten
Ziele sollen aber nicht, wie
ursprünglich von der SPD
gefordert, in einem Klima-
schutzgesetz festgeschrieben
werden, sondern in einem unverbindlichen
Klimaschutzplan. 
Beim Emissionshandel, der derzeit wegen
des Preisverfalls der Zertifikate am Boden
liegt, will die neue Regierung der von der EU
geplanten Herausnahme von Zertifikaten –
backloading genannt – zustimmen. Es solle
sich dabei aber um einen „einmaligen Ein-
griff“ ins System handeln, wird im Koaliti-
onsvertrag betont. Die Pläne von CDU, CSU

und SPD in Sachen Energie und Klima-
schutz für die kommenden vier Jahre wur-
den von der Opposition in einer Debatte
zur Klimakonferenz in Warschau am ver-
gangenen Donnerstag heftig kritisiert. An-
nalena Baerbock (Bündnis 90/Die Grünen)
bezeichnete den Koalitionsvertrag als ein
Desaster. „Wir sind wieder da im Kohlezeit-
alter in Deutschland“, sagte sie. 
Baerbock kritisierte die Deckelung des Aus-
baus der erneuerbaren Energien ebenso wie

den Verzicht auf ein Klima-
schutzgesetz. Die Grünen
hatten zur Debatte einen
Antrag eingebracht (18/96),
in dem sie forderten, den
Emissionshandel zu stärken
und das Emissionsziel der
EU bis 2020 auf 30 Prozent
zu erhöhen. 
Für die Linke fasste Eva Bul-
ling-Schröter die Ergebnisse
des Warschauer Klimagip-
fels und die der Koalitions-
gespräche mit einem Bild

zusammen: „Mit Vollgas gegen die Wand“.
Die Gefahr des Klimawandels „wird kollek-
tiv verdrängt“, beklagte sie. 

Autokoalition Das Bündnis sei eine „Koh-
le- und Autokoalition“, die wenig Gutes
bringen werde. Auch Papst Franziskus, er-
klärte sie, habe jüngst weniger Egoismus
und mehr Gerechtigkeit gerade auch in Kli-
mafragen gefordert. „Wenn selbst der Papst

das sagt, dann, meine ich, sollten auch Sie
ihm einmal zuhören und nicht nur ich als
alte Linke.“ Der Bundesumweltminister
wies die Kritik zurück und erklärte, dass
man sich im Koalitionsvertrag zu ambitio-
nierten Treibhausgaszielen in der EU be-
kannt habe. „Wir wollen, dass Europa  ins-
gesamt Vorreiter wird“, sagte er. Dies müsse
man jedoch „mit Augenmaß tun“, damit Ar-
beitsplätze in Deutschland erhalten bleiben
und sich den neuen Bedingungen anpassen
könnten. Denn es nütze nichts, wenn Un-
ternehmen die Stahl, Kohle oder Alumini-
um produzierten, in andere Länder abwan-
derten, wo es weniger strenge Auflagen ge-
be. „Wir brauchen einen klaren nationalen
Rahmen, wie wir Klimaschutzpolitik eigent-
lich organisieren wollen“, sagte Frank
Schwabe für die SPD. Er bedaure, „dass es
ein solches Klimaschutzgesetz jetzt nicht ge-
ben soll“. Auch sein Fraktionskollege Mat-
thias Miersch räumte ein, dass es in jeder
Koalition Kompromisse gebe. Diese Große
Koalition müsse erreichen, dass Deutsch-
land in Sachen Klimaschutz im internatio-
nalen Vergleich auch weiterhin ein nationa-
les Vorbild darstelle: „Das muss unsere
Messlatte sein.“ Annette Sach ❚ 
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Anzeige

»Wir 
wollen,

dass Europa
insgesamt
Vorreiter 

wird.«
Peter Altmaier (CDU)

»Wir sind 
wieder 
da im

Kohlezeitalter 
in 

Deutschland.« 
A. Baerbock (B90/Grüne) 

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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>Hans Lemp
Bundestagsabgeordneter 1967-1980,
SPD
Hans Lemp vollendet am 11. Dezember sein
85. Lebensjahr. Der Finanzbeamte und späte-
re Verkaufsleiter aus Vechta ist seit 1956 Mit-
glied der SPD.Von 1964 bis 1981 war er Rats-
herr seiner Heimatstadt und gehörte von
1968 bis 1975 dem Kreistag in Vechta an. Im
November 1967 zog Lemp für den Abgeord-
neten Günter Frede in den Bundestag ein.
Dort engagierte er sich vorwiegend im Aus-
schuss für Ernährung, Landwirtschaft und
Forsten. Von 1977 bis 1979 war er Mitglied
des Europäischen Parlaments.

>Renate Schmidt
Bundestagsabgeordnete 1980-1994,
2005-2009, SPD
Am 12. Dezember vollendet Renate Schmidt
ihr 70. Lebensjahr. Die Programmiererin aus
Nürnberg trat 1972 der SPD bei.Von 1991 bis
2000 stand sie an der Spitze der bayerischen
Landespartei und amtierte von 1997 bis
2003 als stellvertretende Bundesvorsitzende.
Von 1994 bis 2002 gehörte sie dem Bayeri-
schen Landtag an und stand bis 2000 an der
Spitze der SPD-Fraktion. Im Bundestag war
Schmidt von 1987 bis 1990 stellvertretende
Vorsitzende der SPD-Fraktion und leitete den
Arbeitskreis „Gleichstellung von Frau und
Mann“. Von Dezember 1990 bis Oktober
1994 bekleidete sie das Amt der Vizepräsi-
dentin des Deutschen Bundestags. Bundes-
kanzler Gerhard Schröder (SPD) übertrug Re-
nate Schmidt 2002 das Bundesministerium
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, das
sie bis 2005 leitete. In ihrer Amtszeit, die von
einer nachhaltigen Familienpolitik geprägt
war, förderte sie vor allem die Kleinkinderbe-
treuung, kinderreiche Familien und Alleiner-
ziehende. Im Bundestag arbeitete Schmidt
unter anderem im Ausschuss für Bildung und
Wissenschaft sowie im Ausschuss für Jugend,
Familie und Gesundheit mit.

>Wilhelm Helms
Bundestagsabgeordneter 1969-1972,
FDP
Wilhelm Helms begeht am 19. Dezember sei-
nen 90. Geburtstag. Der aus Twistringen/Kreis
Grafschaft Hoya in Niedersachsen stammen-
de Landwirt trat 1963 der FDP bei. Von 1961
bis 1972 war er Kreistagsabgeordneter. Als
Landrat des Kreises Grafschaft Hoya amtierte
er von 1964 bis 1968. Helms, der im April 1972
die FDP verließ und Gast der CDU/CSU-Frakti-
on wurde, engagierte sich im Bundestag im
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und
Forsten.Von 1979 bis 1984 gehörte er dem Eu-
ropäischen Parlament an.

>Georg Gölter
Bundestagsabgeordneter 1969-1977,
CDU
Georg Gölter wird am 22. Dezember 75 Jah-
re alt. Der promovierte Philologe und Gym-
nasiallehrer aus Speyer trat 1958 der Jungen
Union bei und führte von 1965 bis 1971 den
Landesverband in Rheinland-Pfalz. Zugleich
gehörte er seit 1966 dem CDU-Landesvor-
stand an. Den Vorsitz des CDU-Kreisvor-
stands Speyer hatte er von 1968 bis 1977 
inne und stand in gleicher Funktion von 1975
bis 1993 an der Spitze des Bezirksvorstands
der CDU Rheinhessen-Pfalz. Gölter, Sprecher
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion in Fragen
der beruflichen Bildung, gehörte stets dem
Ausschuss für Bildung und Wissenschaft an.
1977 übernahm er das rheinland-pfälzische
Ministerium für Soziales, Gesundheit und
Sport und stand von 1981 bis 1991 an der
Spitze des Kultusministeriums. bmh ❚

Nein, es ist nicht irgendein Werk. Es ist: „Das Buch“, wie
Heinz Riesenhuber mit von Pathos getragener, tiefer Stim-
me in den Kaisersaal des Reichstagspräsidentenpalais´ ruft.
Der CDU-Politiker ist Präsident der Deutschen Parlamenta-
rischen Gesellschaft (DPG), dem fraktionsübergreifenden
Club für Abgeordnete aus Bund, Ländern und Europa, der
zu diesem Abend in sein Domizil an der Spree geladen hat-
te. Es geht also um „Das Buch“, was entzücktes Schmunzeln,
einzelne Freudenlacher, vergnügtes Klatschen hervorruft.
Und den Autor veranlasst, lächelnd in der ersten Reihe zu
sitzen und die Wertschätzung seiner Arbeit sichtlich zufrie-
den entgegen zu nehmen. Helmut Herles heißt der Mann,
den Riesenhuber mit diesen Worten einführt: „Früher ist er
Chefredakteur vom Generalanzeiger in Bonn gewesen, und
jetzt ist er ein fröhlicher Mensch.“ Letzteres ist offenkundig.
Und Ersteres ist eigentlich überflüssig zu erwähnen, weil
Herles den meisten Zuhörern seit vielen Jahren, ja Jahrzehn-
ten als publizistischer Begleiter der Parlamentarischen Ge-
sellschaft vertraut sein dürfte. Nun ist also das dritte Buch

über die Politiker-Organisation erschienen, das den nüch-
ternen Titel „Die Deutsche Parlamentarische Gesellschaft“
mit der neugierig machenden Unterzeile „Innenansichten
aus dem Club der Abgeordneten“ trägt. Zu lesen ist Erklä-
rendes über die geistigen und historischen Wurzeln, die Ent-
wicklung des Clublebens am Berliner Friedrich-Ebert-Platz
vis-a-vis des Reichstagsgebäudes, die Bedeutung der Vereini-
gung ehemaliger Mitglieder des Deutschen Bundestages und
des Europäischen Parlaments und vieles mehr. Das Ganze
wird  angemessen nachdenklich, erfreulich launig, immer
aber ausgesprochen sachkundig dargeboten. Kurzum: Das
Buch ist ein Lesevergnügen für politisch Interessierte und ge-
eignet, weit über den Kreis der darin verhandelten Personen
hinaus mit Wohlwollen bedacht zu werden.
So sieht es auch Eckart von Klaeden, fast 20 Jahre Mitglied
des Bundestages, langjähriger DPG-Vizepräsident und, was
in diesem Zusammenhang fast noch bedeutender ist, Vor-
sitzender der Buchkommission des Clubs. Als Laudator des
Abends lobt er die Zusammenarbeit mit Autor Herles und

allen übrigen Beteiligten. Auf den vorliegenden 160 Seiten
würden beeindruckende Schlaglichter auf Geschichte, Phi-
losophie und Politik der DPG geworfen. „Ein sehr gelunge-
nes Werk“, schlussfolgert von Klaeden und provoziert damit
anhaltenden Applaus im Saal.
Eigentlich hätte es also fast keiner Kostproben aus dem Buch
mehr bedurft, um die Arbeit schmackhaft zu machen. Hel-
mut Herles lässt es sich aber trotzdem nicht nehmen, nach
Dank an Mitarbeiter, DPG, Verlag und Lektoren die ein oder
andere Passage aus eigenen und Beiträgen der Gastautoren
zu zitieren – sehr zum Vergnügen des Auditoriums. Nach
dem Schlussbeifall sagt ein älterer Herr etwas zu laut zu sei-
ner Begleitung: „Davon besorgen wir aber ein paar als Weih-
nachtsgeschenke.“ Zustimmendes Nicken. Nicht nur bei der
Begleitung. Jörg Biallas ❚

Helmut Herles: Die Deutsche Parlamentarische Gesellschaft.
Innenansichten aus dem Club der Abgeordneten, 

be.bra verlag 2013, 160 Seiten, 19,95 Euro

Lesenswerte Innenansichten aus dem Club 

ORTSTERMIN: BUCH ÜBER DIE DEUTSCHE PARLAMENTARISCHE GESELLSCHAFT

Auflockerung
in Frageform 
10. Dezember 1953: Zwischenfrage
eingeführt Beinahe beiläufig wurde am
10. Dezember 1953 ein neues Instrument
in der parlamentarischen Debatte im
Bundestag eingeführt. An diesem Tag
wies Bundestagspräsident Hermann Eh-
lers (CDU) auf die neu angebrachten 
15 Mikrophone im Plenarsaal hin und
erklärte, diese wolle man künftig auch für
Zwischenfragen nutzen, um „eine gewis-
se Auflockerung der Debatte zu erzielen“.
Erst am 26. Januar 1955 regelte der Ältes-
tenrat die „Handhabung der Zwischen-
frage in Plenarsitzungen“.
Die erste Zwischenfrage der Geschichte
richtete der FDP-Abgeordnete Max Be-
cker am 5. Februar 1954 während der

Haushaltsdebatte an Alois Niederalt
(CSU). Nutzten die Abgeordneten aber
anfangs die Zwischenfrage noch zöger-
lich, tauchte sie mit den Jahren immer
häufiger auf. So wurden 1954 gerade ein-
mal 55 Zwischenfragen gestellt, 1974 wa-
ren es bereits 196. Forschungen des Ger-
manisten Armin Burkhardt ergaben, dass
die Intention hinter den Zwischenfragen
im Laufe der Zeit in eine eindeutige Rich-
tung geht: Während sie „in den 50er Jah-
ren noch als echte Informationsfrage“
verwendet worden seien, sei „ein Groß-
teil der Zwischenfragen inzwischen zum
bloßen Mittel der Provokation, Bloßstel-
lung, Ridikülisierung und Selbstdarstel-
lung geworden“.  Zwar muss kein Redner
eine Zwischenfrage zulassen. Sie abzu-
lehnen, wirkt aber meist wenig souverän
– und der Redefluss ist ohnehin schon ge-
stört, wenn der Bundestagspräsident mit
der Frage unterbricht: „Gestatten Sie eine
Zwischenfrage?“ Benjamin Stahl ❚

Hand auf’s Herz, liebe Leserin-
nen und Leser! Wann haben
Sie sich zum letzten Mal eine
Nacht um die Ohren geschla-

gen und sind am nächsten Morgen trotz-
dem fit und munter am Arbeitsplatz er-
schienen? In jungen Jahren fällt das noch
vergleichsweise leicht – aber mit fort-
schreitendem Alter führen solche Eskapa-
den dann doch vermehrt zu Ausfaller-
scheinungen. 
In Großstädten sind es die Frühaufsteher
ja durchaus gewohnt, auf dem Weg zur
Arbeit die letzten schlaf- und anderweitig
-trunkenen Nachtschwärmer neben sich
in der Straßenbahn, dem Bus oder der 
S-Bahn sitzen zu haben. Am vergangenen
Mittwoch wurde jedoch eine besonders
auffällige Gruppe dieser Nachtschwärmer
in den frühen Morgenstunden vor dem
Willy-Brandt-Haus in Berlin beobachtet.
Und nur wenige Stunden später traten
eben diese Nachtschwärmer vor die Pres-
se und erklärten der Nation, wie Deutsch-
land in den kommenden vier Jahre lang
regiert werden soll.
Der erstaunte Bürger fragt sich sich an sol-
chen Tagen dann doch, warum so grund-
legende Entscheidungen für die Zukunft
des Landes eigentlich immer wieder in
Nachtsitzungen herbeigeführt werden.
Wäre es nicht sinnvoller, wenn alle Betei-
ligten ausgeruht ans Werk gingen? In ei-
nem demokratischen Rechtsstaat hört
man die Antwort auf diese Frage zwar
nicht so gerne, aber Schlafentzug ist eine
gängige Foltermethode. So soll das klare
Denken der Opfer unterbunden, ihr Wil-
le und ihre Widerstandskraft gebrochen
werden, um Aussagen zu erpressen. In
unserem Beispiel ist allerdings noch nicht
klar, wer Opfer und wer Täter ist. Und vor
allem, welchen Wert die erpressten Aus-
sagen in den kommenden vier Jahren ha-
ben werden. Alexander Weinlein ❚

Nächtliche
Folter in Berlin

PERSONALIA

LESERPOST

AUFGEKEHRT

VOR 60 JAHREN ...

Max Becker (FDP, 1888-1960) stellte
1954 die erste Zwischenfrage.

Der Laudator des Abends, Eckart von Klaeden, Autor Helmut Herles und der DPG-Präsident Heinz Riesenhuber (von links) im Foyer der Deutschen Parlamentarischen Gesellschaft
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Leserbrief zur Ausgabe 48 vom
25.11.2013:
Liebe Redaktion, danke und Chapeau! zur
aktuellen Ausgabe – solide Information,
gute Autoren. Sie werden immer besser!

Gerd Otto-Rieke, 
München

Leserbrief zur Ausgabe 47 vom
18.11.2013:
Ich schätze die Artikel von „Das Parla-
ment“ sehr, sie bieten sehr viele Hinter-
gründe, die man anderweitig wenig findet.
Doch die in meinen Augen sehr schönfär-
berische Betrachtung des Bundesrates in
Ihrer Themenausgabe  hat mir Bauch-
schmerzen bereitet.

Was gäbe ich darum, das Verhältnis der
ersten und der zweiten Instanz wäre nicht
nur ein fein ausgetüfteltes Gleichgewicht
weitgehend auf dem Papier, sondern die
Bundeslandinteressen kämen auch in der
handfesten Realität ganz spezifisch zum
Ausdruck. Wir wären meilenweit von je-
nem politischen Konstrukt der A-Länder
und der B-Länder entfernt, vom Versuch,
die Länderkammer politisch zu instru-
mentalisieren, als „Transmissionsriemen
der Regierung“ auf der einen, als aufkom-
mendes Bollwerk der selbst erklärten Ge-
genregierung auf der anderen Seite. Spezi-
fische Vertretung der Interessen und Be-
lange der Bundesländer, das ist doch nicht
jener errechnete Proporz, der mehr mit der

Mentalität von Buchhaltern zu tun hat,
dass die offenen Spalten gefüllt werden,
sondern das wäre das Wissen, was persön-
liche Überzeugung ist. Ist es ein Problem,
dass die Regierung keine Mehrheit im
Bundesrat hat? Nur für den, der Überzeu-
gung mit Durchsetzung verwechselt und
Gestaltung damit, die Dinge ausschließ-
lich nach dem eigenen Bilde zu formen. Es
gibt eine riesige, nach meinem Empfinden
kaum noch überbrückbare Distanz zwi-
schen der Wahrnehmung von Bürgern und
dem dargestellten rein theoretisch wirken-
den Konstrukt. Verlasst die Linien, ent-
fahrt der jahrzehntelangen Lähmung, hal-
tet die Kritik aus, Abweichler und fern der
jeweiligen Parteifahne zu sein. Dann

kommt die Gestaltung, die einer Demo-
kratie ja würdig ist, schon von selbst zum
Vorschein. 

Helmut Krüger, 
Potsdam

Leserbrief zur Ausgabe 48 vom
25.11.2013, „Ein Thema breit beleuch-
tet“ auf Seite 16:
Es ist sehr schön, dass Sie in Ihrer letzten
Ausgabe das Jubiläum der Zeitschrift  „Aus
Politik und Zeitgeschichte“ erwähnt ha-
ben. Die Zeitschrift ist mir aus meinem
Studium gut bekannt, uns wurden die ein-
zelnen Beiträge immer von Professoren als
zitierfähig empfohlen, dementsprechend
waren sie schon Grundlage vieler Hausar-
beiten. Außerdem war die Themenbreite
enorm. Ich muss zugeben, dass ich erst
über die „APuZ“ zu „Das Parlament“ ge-
kommen bin. Ich denke aber, dass ich da-
mit nicht allein unter Ihren Lesern bin. Of-
fensichtlich eine lohnende und sinnvolle
Kooperation. 

Stefan Bernhardt, per E-Mail

SEITENBLICKE

Weiterführende Links 
zu den Themen dieser
Seite finden Sie in 
unserem E-Paper

BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 17.12.2013
Wahl der Bundeskanzlerin (Di)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

Trauer um
Cronenberg 
Am 21. November starb
der ehemalige Bundes-
tagsvizepräsident Die-
ter-Julius Cronenberg
im Alter von 83 Jahren.
Der Jurist und Unter-
nehmer aus Arnsberg
zählte zu den führen-
den Liberalen Nord-
rhein-Westfalens. 1961 trat er in die FDP
ein, war Orts-, Kreis- sowie Bezirksvorsit-
zender und gehörte dem NRW-Landesvor-
stand seiner Partei an. Im Bundestag am-
tierte Cronenberg von 1979 bis 1985 als
stellvertretender FDP-Fraktionsvorsitzen-
der. Den Schwerpunkt seiner parlamenta-
rischen Arbeit sah Cronenberg in der Ren-
ten- und Sozialpolitik. Er engagierte sich in
allen Wahlperioden im Ausschuss für Ar-
beit und Sozialordnung und arbeitete für
seine Fraktion auch an der Renten- und
Gesundheitsreform mit. Von 1984 bis
1994 amtierte er als Vizepräsident des
Deutschen Bundestags. 
Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) würdigte Dieter-Julius Cronenberg
als herausragenden Parlamentarier, dessen
gesamtes politisches Wirken von einer zu-
tiefst liberalen Haltung geprägt gewesen
sei. Für seine Arbeit habe er bei Kollegin-
nen und Kollegen aller Fraktionen Respekt
und Anerkennung gefunden und das Amt
des Bundestagsvizepräsidenten zehn Jahre
lang durch große Souveränität und Über-
parteilichkeit geprägt. bmh ❚
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NACHRUF

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1, 11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung der
Redaktion wieder. Die Redaktion behält
sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 23. Dezember.



Im dritten Jahr seiner Unabhän-
gigkeit steht der Südsudan wei-
terhin vor großen Herausforde-

rungen. Humanitäre Notlagen sowie
eine schwierige Sicherheitslage prä-
gen nach wie vor das Bild in verschie-
denen Regionen des Landes.

Allein in diesem Jahr waren über
1,8 Millionen Menschen auf Nah-
rungsmittelhilfe angewiesen. Insbe-
sondere im Bereich des nordöstli-
chen Bundeslandes Jonglei kommt
es bei Auseinandersetzungen um
Vieh und Weideland immer wieder
zu bewaffneten Zusammenstößen.
Circa 100 000 Menschen haben al-
lein im letzten Jahr
die betroffenen Sied-
lungsgebiete aus
Furcht vor Angriffen
verlassen.

Dauernder Frie-
den im Südsudan
kann nur erreicht
werden, wenn die
Grundursachen der
dahinterliegenden
Konflikte angegangen werden. Das
ist ein schwieriger und ein langwieri-
ger Weg nach 50 Jahren Bürgerkriegs-
erfahrung.

Trotz aller Defizite und Mängel,
die es auch gegenüber der Regierung
des Südsudan klar anzusprechen gilt,
sind heute, zweieinhalb Jahre nach
der Staatengründung, auch erste klei-
nere Erfolge zu verzeichnen: Die
Menschenrechtssituation hat sich
zumindest ansatzweise verbessert,
auch wenn sie noch nicht annähernd
so ist, wie wir sie uns erhoffen.

Wie gefährlich der Einsatz ist,
zeigt der Brennpunkt Juba. In den
letzten Monaten gab es dort viele Fäl-
le, in denen UN-Personal und inter-
nationale Diplomaten von militan-

ten Kräften bedroht, verhaftet oder
angegriffen worden sind. Dies sind
Vorkommnisse, die nicht zu tolerie-
ren sind. Dass die internationale Ge-
meinschaft dennoch den richtigen
Weg eingeschlagen hat, verdeutlicht
die kürzlich erfolgte Verurteilung
von 92 südsudanesischen Soldaten
wegen schwerer Menschenrechtsver-
letzungen. Mit Unterstützung von
UNMISS, einer Mission unter dem
Mandat der Vereinten Nationen, ist
es zudem gelungen, ein Versöh-
nungsabkommen zwischen den eth-
nischen Gruppen in der Region zu
verhandeln. Dieses gilt es nun umzu-
setzen und zu überwachen. Die wirt-
schaftliche Lage hat sich aufgrund
des wieder zugelassenen Ölexports
zwar stabilisiert; für eine Linderung
der humanitären Not kann die Regie-
rung des Südsudan allerdings noch
nicht annähernd eigenständig sor-
gen.

Trotz dieser guten Ansätze gilt: Die
Ausgangsbedingungen für den noch
jungen Staat Südsudan sind schwie-
rig, und er steht vor vielfältigen He-
rausforderungen. Die militärische
Präsenz der VN-Mission im Südsu-
dan bleibt deshalb weiterhin unver-
zichtbar. Es gilt, den Bedrohungen
vor Ort zu begegnen, vertrauensbil-
dend in der Fläche zu wirken und

den Zugang für Per-
sonal der Vereinten
Nationen und hu-
manitäre Organisa-
tionen zu gewähr-
leisten.

Deutschland ist
mit über 60 Natio-
nen der internatio-
nalen Völkergemein-
schaft dabei. Das soll

auch in Zukunft so bleiben. Wir sind
mit zuletzt 16 Soldaten in den Stä-
ben vertreten. Durch den nicht unge-
fährlichen Einsatz unserer Soldaten
sowie der derzeit sechs Polizisten
leistet Deutschland seinen Beitrag
zur Friedenskonsolidierung und
zum längerfristigen Staatsaufbau.

Auch wenn sich Fortschritte nur
langsam abzeichnen, gilt Folgendes:

Erstens. UNMISS leistet einen
wichtigen Beitrag zur Stabilisierung
und zum Aufbau des Südsudan.

Zweitens. Die bloße Gegenwart,
die große Präsenz der internationa-
len Gemeinschaft hat eine mäßigen-
de Wirkung auf die Konfliktparteien
und stabilisiert das gesamte regiona-
le Umfeld.

Drittens. Unser Engagement ist
notwendig, um eine humanitäre Ver-
schärfung sowie eine weitere militä-
rische Eskalation in dieser unruhigen
Region zu verhindern.

Deswegen bitten wir als Bundesre-
gierung um Ihre Zustimmung zur
weiteren Beteiligung an UNMISS mit
bis zu 50 Soldatinnen und Soldaten.

Meine Damen und Herren, lassen
Sie mich mit Blick auf die Debatte
heute Nachmittag noch ein paar

Worte zu UNAMID sagen, zu der
Mission in Darfur. Kernauftrag dieser
Mission sind die Unterstützung des
Friedensprozesses, der Schutz von
Zivilisten und die Sicherung des Zu-
gangs für humanitäre Hilfsorganisa-
tionen. Auch in Darfur leistet die
UNO mit ihrer Mission, mit UNA-
MID, allein durch ihre Präsenz in
Form von rund 21 000 Soldatinnen
und Soldaten sowie Polizistinnen
und Polizisten einen Beitrag zur Ver-
besserung der humanitären Lage vor
Ort. UNAMID schafft den notwendi-
gen Rahmen, innerhalb dessen sich
die politischen Bemühungen um ein
Ende der Krise in Darfur weiterentwi-
ckeln können. Deshalb ist auch die-
se Mission unverzichtbar.

Mit unseren derzeit zehn Soldaten
im Hauptquartier unterstützen wir als

einziger westlicher Truppensteller ne-
ben der Türkei die Auftragsdurchfüh-
rung der Mission. Die bei dieser VN-
Mission eingesetzten Soldatinnen und
Soldaten arbeiten unter den schwie-
rigsten denkbaren Umständen. Ich
möchte an dieser Stelle den Soldatin-
nen und Soldaten bei UNMISS und
bei UNAMID sowie den dort einge-
setzten Polizistinnen und Polizisten
meine und unsere Hochachtung für
ihr bemerkenswertes Engagement und
ihre Professionalität aussprechen.

Bitte unterstützen Sie daher heute
Nachmittag auch den Antrag der
Bundesregierung auf Fortsetzung der
Mission UNAMID in Darfur.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD und des

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

DEBATTENDOKUMENTATION

Thomas de Maiziére (*1954)
Bundesminister

Dr. Thomas de Maiziére, CDU/CSU, Bundesminister der Verteidigung:

Präsenz ist wichtiger Beitrag zur
Friedenskonsolidierung 

Die bloße
Gegenwart der
internationalen

Gemeinschaft hat
mäßigende
Wirkung.

Debatte über den Bundeswehreinsatz in Südsudan / 3. Sitzung des 18. Deutschen Bundestages am 28. November 2013  
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Zu Beginn einer neuen Legisla-
turperiode als erstes Thema in
der Außenpolitik gleich über

einen Auslandseinsatz der Bundes-
wehr im Rahmen eines Mandates der
Vereinten Nationen zu debattieren
und zu entscheiden, ist sicherlich
nicht das, was sich die meisten von
uns wünschen. Gut aber ist, dass wir
darüber hier im Deutschen Bundes-
tag debattieren, weil wir damit zum
Ausdruck bringen, dass die Bundes-
wehr eine Parlamentsarmee ist und
sich daran auch nichts ändern wird.

Der Antrag der Bundesregierung,
mit dem wir uns heute auseinander-
zusetzen haben, bezieht sich auf ei-
ne Beteiligung deutscher Streitkräfte
an der von den Vereinten Nationen
geführten Friedensmission in Südsu-
dan. Angesichts der Verantwortung
der internationalen Gemeinschaft

für die Entwicklung in dieser Region,
die auch nach der Selbstständigkeit
des Südsudan mehr als fragil ist, hal-
ten wir die Fortsetzung dieser Missi-
on nicht nur für verantwortbar, son-
dern auch für notwendig. Die SPD-
Fraktion wird dem Antrag daher zu-
stimmen.

Wir halten es für richtig, das UN-
MISS-Mandat bis Ende 2014 fortzu-
schreiben und eine Personalstärke
von bis zu 50 deutschen Soldaten zu
ermöglichen, und zwar auch, weil
das ein Signal an den Sudan, an den
Südsudan, an die Afrikanische Uni-
on sowie an die internationale Ge-
meinschaft ist, dass sich Deutsch-
land weiter für eine nachhaltige Sta-
bilität in der Region einsetzt. Gegen-
wärtig sind 16 deutsche Soldaten im
Rahmen des Mandats im Einsatz. Sie
leisten dort unverzichtbare Arbeit.
Dafür danken wir ihnen wie auch
den wenigen Polizisten und den vie-
len zivilen Helfern, die sich in der
Region für die Umsetzung von Men-
schenrechten engagieren.

Es ist schon bemerkenswert – ich
weiß, dass das dem Auftrag des Par-
laments hinsichtlich des Bundes-
wehreinsatzes geschuldet ist –, dass
wir hier nur über den Einsatz von
Soldaten debattieren. Wir haben in
der letzten Legislaturperiode zwei
interfraktionelle Anträge zum Sudan
eingebracht und in diesen eine nach-
haltige, kohärente Menschenrechts-
und Entwicklungspolitik gefordert.
Davon sind wir nach jetzigem Stand
im nationalen wie auch im interna-

tionalen Kontext leider noch weit
entfernt trotz nicht unerheblicher
Anstrengungen auch im Bereich der
Entwicklungszusammenarbeit, wie
sie auch im Mandatsantrag darge-
stellt werden.

Die Ursachen für die anhaltende
Instabilität sind vielfältig und hän-
gen eng zusammen mit den Entwick-
lungen, die seit der Unabhängigkeit
des Sudan im Jahre 1956 nicht be-
seitigt werden konnten. Da ist zum
einen die Situation im Sudan insge-
samt. Seit der Unabhängigkeit 1956
wird das Land von einem nur durch
eine kurze Periode unterbrochenen
Bürgerkrieg zwischen dem überwie-
gend arabisch-islamischen Norden
und dem Süden des Landes erschüt-
tert, der formal erst durch das umfas-
sende Friedensabkommen von 2005
beendet wurde, das nur unter inten-
siver Beteiligung der internationalen
Gemeinschaft zustande kommen
konnte. Letztlich gab es eine Volks-

Christoph Strässer (*1949)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Christoph Strässer, SPD:

Fortsetzung der Mission
ist notwendig 

Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Das Plenarprotokoll und die 
vorliegenden Drucksachen sind im
Volltext im Internet abrufbar unter:
http://dip21.bundestag.de/dip21.web/bt

Der Deutsche Bundestag stellt online
die Übertragungen des

Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.
www.bundestag.de/live/tv/index.html

Fortsetzung auf Seite 2



abstimmung, die zur Unabhängig-
keit des Südens führte.

Hinzu kamen Auseinandersetzun-
gen zwischen Nomaden und sess-
haften Farmern um Ressourcen, die
auch bedingt durch den Klimawan-
del immer geringer werden. Der seit
2003 andauernde Konflikt in der
westlichen Region Darfur ist nur ein
Brennpunkt für diese Entwicklung,
der aber zeigt, dass eine nachhaltige
Befriedung nur bei Lösung aller Kon-
flikte in dieser Region denkbar ist.
Hierzu bedarf es mehr als des UN-
MISS-Mandates. Hierzu bedarf es ei-
ner Fortschreibung des Länderkon-
zeptes und engerer Zusammenarbeit
im europäischen Kontext, die wir
von der nächsten Bundesregierung
nachhaltig einfordern werden.

Der zweite Konfliktherd ist die Si-
tuation zwischen Sudan und Südsu-
dan. Nach wie vor sind nicht alle
Vorgaben des umfassenden Frie-
densabkommens umgesetzt, insbe-
sondere was den endgültigen Grenz-
verlauf und die Verteilung der Ein-
künfte aus der Erdölförderung an-
geht. Immer wieder kommt es zu
Truppenbewegungen und Kämpfen
zwischen den sudanesischen Streit-
kräften und der Sudanesischen
Volksbefreiungsarmee, SPLA. Diese
immer wieder auch kriegerischen
Auseinandersetzungen sind für die
Menschen in der Grenzregion nicht
mehr erträglich.
Auch die VN-manda-
tierte Grenzüberwa-
chung durch die Mis-
sion UNISFA kann
dies nicht verhin-
dern.

Die humanitäre
Situation wird im-
mer schlimmer. An-
haltende Kämpfe in
den Staaten Blauer Nil und Südkor-
dofan im Süden des Sudan führten
zur Flucht von mehr als 200 000
Menschen in den benachbarten Süd-
sudan. Viele davon haben auf der
Flucht ihr gesamtes Hab und Gut zu-
rücklassen müssen. Seit Juni 2012
leistet der Hohe Flüchtlingskommis-
sar der Vereinten Nationen im Nor-
den des Südsudan Not- und Überle-
benshilfe für mehr als 115 000 Per-
sonen. Mehr als 400 000 Personen
sind vertrieben worden. Aufgrund
andauernder bewaffneter Konflikte
sowie Nahrungsmittel- und Wasser-
knappheit können Flüchtlinge den
Sudan nicht verlassen, um sich in Si-
cherheit zu bringen.

Auch die wirtschaftliche Situation
ist prekär, nicht zuletzt deshalb, weil
der Streit unter anderem über die
Nutzung von Erdöl dazu geführt hat,
dass sich Khartum Ölfelder im Süden
angeeignet hat und dass der Südsu-
dan zwischenzeitlich immer wieder
beschlossen hat, die Erdölförderung
zu unterbrechen. Vor allem die Zuge-
hörigkeit der erdölreichen und land-
wirtschaftlich produktiven Region
Abyei ist nach wie vor nicht geklärt.

Schließlich ist auch die Entwick-
lung im Südsudan selbst weit hinter
den Erwartungen zurück, die mit dem
Abschluss des Friedensvertrages und

der Selbstständigkeit verbunden wa-
ren. Das gilt für nahezu alle gesell-
schaftlichen Bereiche. Es fehlt an vie-
lem. Der Aufbau staatlicher und
rechtsstaatlicher Strukturen kommt
nur sehr langsam voran. Die ausrei-
chende Versorgung mit Nahrungs-
mitteln und insbesondere der Zugang
zu sauberem Wasser sind nach wie
vor nicht immer und für alle Grup-
pen der Bevölkerung gewährleistet.
Auch gibt es immer wieder Berichte
über Menschenrechtsverletzungen
durch die südsudanesischen Streit-
kräfte an der Zivilbevölkerung. Es gibt
Nachrichten über schwere Zusam-
menstöße zwischen Gemeinschaften
insbesondere in der Provinz Jonglei.

All diese Tendenzen können na-
türlich nicht allein durch die Missi-
on UNMISS beseitigt werden. Aber
wir sind davon überzeugt, dass UN-
MISS ein Teil einer Entwicklung ist,
die wir unterstützen sollten. Wir for-
dern auch nachhaltig, dass eine ver-
stärkte Umsetzung der EU-Länder-
strategie erfolgt. Sie existiert seit Ja-
nuar 2012 und fordert in Zusam-
menarbeit mit UNMISS und
nationalen wie internationalen Part-
nern den Einsatz für Konsolidierung
von Demokratie, Achtung der Men-
schenrechte, Rechtsstaatlichkeit so-
wie verantwortungsvolle Staatsfüh-
rung und Korruptionsbekämpfung.

Was wir brauchen, ist eine außen-
politische Länder-
strategie, die der
Zweiteilung des Su-
dans und der Kom-
plexität der Situation
gerecht wird, eine
Länderstrategie, die
den Leitprinzipien
von Demokratie,
Achtung der Men-
schenrechte, Rechts-

staatlichkeit, verantwortungsvoller
Staatsführung und Korruptionsbe-
kämpfung verpflichtet ist. Aber wir
brauchen mehr als theoretische Kon-
zepte. Wir brauchen vor allem deren
Umsetzung. Deshalb steht für uns
die Resolution 2046 des Sicherheits-
rates der Vereinten Nationen vom 2.
Mai 2012 im Mittelpunkt. Der Frie-
densfahrplan der Afrikanischen Uni-
on zur Lösung der Konflikte muss
tatkräftiger und mit mehr Mitteln
unterstützt werden, als wir dies ge-
genwärtig tun. Wir sollten uns im
VN-Sicherheitsrat weiterhin für ro-
buste und der jeweiligen Situation
angemessene Mandate starkmachen,
um ein flexibles Eingreifen der VN-
Friedensmissionen vor Ort zu er-
möglichen.

Ich würde mir wünschen, dass
über die Rolle Deutschlands in die-
sem Zusammenhang in Zukunft in-
tensiver und konkreter diskutiert
wird. Unser friedens- und sicher-
heitspolitisches Engagement im
Südsudan ist deutlich verbesse-
rungsfähig und verbesserungswür-
dig. Wir sollten außerdem die inter-
nationale Hilfe für die Republiken
Sudan und Südsudan stärker mit der
Verpflichtung zur Einhaltung von
Menschenrechten sowie zur Be-
kämpfung von Korruption verbin-

den und damit auch Drittstaaten wie
China stärker in den politischen
Dialog mit einbeziehen.

Zu erreichen ist dieses Ziel für den
Sudan, für den Südsudan, für die ge-
samte ostafrikanische Region nur
mit einer Politik, die den regionalen
Besonderheiten gerecht wird, die ei-
ne demokratische Staatsführung for-
ciert und die Einhaltung der Men-
schenrechte als Schlüssel zu einer
nachhaltigen Entwicklung begreift.
Soldaten, Ressourcenreichtum und
wirtschaftliches Wachstum allein
können eine solche Entwicklung
nicht bewirken. Vielmehr geht es da-
rum, politische Rahmenbedingun-
gen zu schaffen, mit denen sich für
die Mehrheit der Bevölkerung die
Lebensbedingungen verbessern und
die Armut verringern lassen. Armut
ist nämlich nicht nur eine Folge von
ungünstigen ökonomischen Rah-
menbedingungen, sondern auch das
Ergebnis mangelnder Partizipation
und der Verletzung der Menschen-
rechte.

Gerade die Menschen in Südsudan,
die Zeit ihres Lebens nichts als Krieg
und Ausbeutung erlebt haben, müs-
sen endlich erfahren, dass Frieden
nicht nur formal ist, sondern auch ih-
re materiellen und sozialen Lebensbe-
dingungen nachhaltig verbessert. Sie
brauchen die ganz konkrete Erfah-
rung und die Wirklichkeit einer soge-
nannten Friedensdividende.

Meine Damen und Herren, zum
Schluss dieser etwas dunklen Darstel-
lung der Situation in der Region
möchte ich aber auch noch etwas Po-
sitives mitteilen. Die Süddeutsche Zei-
tung hat gestern berichtet, dass vor
wenigen Tagen zwei ostafrikanische
Staaten erklärt haben, der UN-Kinder-
rechtskonvention beitreten zu wollen.

Neben Somalia tat dies auch der
Südsudan. Das ist nicht nur ein for-
maler Akt. Vielmehr müsste und
sollte ihre tatsächliche Umsetzung
auch zu einer erheblichen Verbesse-
rung der Situation von Kindern füh-
ren, insbesondere für solche, die im-
mer noch als Kindersoldaten rekru-

tiert und ihr Leben lang traumati-
siert werden. Ich glaube, wir sollten
insbesondere das südsudanesische
Parlament zu dieser Entscheidung
auch von hier aus beglückwün-
schen.

Nunmehr, meine Damen und
Herren, gibt es unter den Mitglied-
staaten der Vereinten Nationen nur
noch einen Staat, der die Kinder-
rechtskonvention nicht ratifiziert
hat. Das sind - wer ahnt es? - die Ver-
einigten Staaten von Amerika. Viel-
leicht können unsere Freunde jen-
seits des Atlantiks von dieser Ent-
scheidung des südsudanesischen
Parlaments etwas lernen; dann hätte
diese Entscheidung eine noch größe-
re Bedeutung als ohnehin schon.

Ich glaube, wir würden diesen
Prozess von hier aus nachhaltig un-
terstützen.

(Beifall bei der SPD sowie bei

Abgeordneten der CDU/CSU, der LIN-

KEN und des BÜNDNISSES 90/DIE

GRÜNEN)
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Fortsetzung von Seite 1: Christoph Strässer (SPD)

Gegenwärtig
sind 16 deutsche

Soldaten im
Rahmen des
Mandats im

Einsatz.

Der geschäftsführende Vertei-
digungsminister, Herr de
Maizière, hat gestern in un-

serer Fraktion für den Antrag der
Bundesregierung zur Fortsetzung des
Bundeswehreinsatzes im Südsudan
geworben. Das selbsterklärte Ziel der
Mission UNMISS ist es, die Regie-
rung des Südsudans, der sich vor
zwei Jahren vom Norden abgespal-
ten hat, bei der Friedenskonsolidie-
rung zu unterstützen. Herr de Mai-
zière hat gestern wörtlich gesagt: Für
dieses Mandat gibt es seit der Bun-
destagsdebatte vor einem Jahr kei-
nen neuen Sachstand, keine neuen
Argumente.

Dem widersprechen wir heftig.
Zum einen eskalierte der Konflikt

zwischen Nord- und Südsudan. Als
Folge des Streits um die Aufteilung
der Ölgewinne stellte der Südsudan
mehr als ein Jahr lang die Ölproduk-
tion ein. Das hatte dramatische Fol-

gen: Beispielsweise bürdete die Re-
gierung dem Südsudan ein Spardik-
tat auf, das bis heute weiterbesteht
und unter anderem dazu führt, dass
Lehrer und Krankenschwestern seit
zwei Monaten kein Gehalt mehr be-
kommen. Schließlich eskalierte der
bewaffnete Konflikt im Bundesstaat
Jonglei und in anderen Regionen.
Selbst Juba ist, wie Herr de Maizière
heute selbst gesagt hat, zu einem
Brennpunkt geworden, was vorher
nicht der Fall gewesen war. Ist das
kein neuer Sachstand?

Ich glaube, wir können bei allen
Bundeswehreinsätzen ein und das-
selbe Muster beob-
achten: Es wird keine
ehrliche Bilanz gezo-
gen.

Das gilt für den
Einsatz im Südsudan
genauso wie für den
Einsatz in Afghanis-
tan. Wir halten das
für unverantwort-
lich.

Kernaufgabe der Mission UNMISS
ist, wie gesagt, die Unterstützung der
südsudanesischen Regierung bei der
Friedenskonsolidierung. Die Bun-
desregierung verwischt dabei, dass
die Armee der südsudanesischen Re-
gierung, mit der der Frieden konso-
lidiert werden soll, selbst Teil des
Problems ist.

Human Rights Watch hat 24 Vor-
fälle aus dem Bundesstaat Jonglei
dokumentiert, in denen die südsu-
danesische Armee zwischen De-
zember 2012 und Juli 2013 nahezu
100 Angehörige des Volks der Mur-

le getötet hat, darunter Frauen und
Kinder. Die südsudanesische Ar-
mee hat Gebäude von Hilfsorgani-
sationen und Schulen zerstört und
ganz nebenbei einen UN-Hub-
schrauber abgeschossen. Mit ande-
ren Worten: UNMISS hat das, was
die Bundesregierung als eine Kern-
aufgabe definiert, nicht im Entfern-
testen erreicht. Der Einsatz konso-
lidiert keinen Frieden. Das kann er
auch nicht; denn Frieden kann
nicht durch die Entsendung von
Truppen von außen gebracht wer-
den.

UNMISS besteht aus 7 000 Solda-
ten; die meisten von
ihnen stammen
selbst aus Entwick-
lungsländern. Der
Antrag der Bundesre-
gierung gibt keiner-
lei Auskunft darüber,
was die Soldaten
und auch die deut-
schen Stabsoffiziere
genau machen; statt-

dessen wird lang und breit etwas
zum Engagement der Entwicklungs-
zusammenarbeit ausgeführt. Das ist
wieder so eine Nebelkerze; denn ent-
wicklungspolitische Projekte – von
denen die Linke viele begrüßt – ste-
hen hier überhaupt nicht zur Ab-
stimmung. Zur Abstimmung steht
die Beteiligung von bewaffneten
Streitkräften. Aber niemand braucht
Soldaten, um Wasser- und Bildungs-
projekte durchzuführen.

UNMISS ist im Kern eine Militär-
mission und kostet pro Jahr fast 1
Milliarde US-Dollar. Das ist viel

Christine Buchholz (*1971)
Landesliste Hessen

Christine Buchholz, DIE LINKE:

Es wird keine 
ehrliche Bilanz gezogen 

UNMISS hat das,
was die

Bundesregierung
als Kernaufgabe
definiert, nicht

erreicht.
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Geld, das besser angelegt werden
könnte. Ich gebe Ihnen ein kleines
Beispiel: Dieses Geld könnte ange-
legt werden in einem Präventions-
programm gegen die grassierende
Flusskrankheit – eine Krankheit, die
zur Erblindung führt –, die ein gro-
ßes Problem im Südsudan ist. Diese
Krankheit ist nur eines von vielen
fundamentalen Problemen. Es gibt
im gesamten Südsudan nur vier Au-
genkliniken.

Die Wahrheit ist: So wie Sie es an-
packen, instrumentalisieren Sie die
Entwicklungshilfe, um die Entsen-
dung von Militär zu rechtfertigen.
Mit Friedenssicherung hat das nichts
zu tun.

Das merken die Menschen im
Südsudan auch. Studenten aus Ju-
ba sagten zum zweiten Jahrestag
der Staatsgründung im Juli 2013 –
ich zitiere –: Wir sind jetzt frei;
aber das Leben hat sich nicht ver-

bessert. Kriminalität hat in Juba
zugenommen, Bildung und Ge-
sundheitsdienste sind teurer ge-
worden.

Worum es tatsächlich geht, kann
man auch im neuen Koalitionsver-
trag nachlesen; hier herrscht ja größ-
te Eintracht zwischen SPD und Uni-
on. Von einer „Kultur der Zurück-
haltung“, von der im schwarz-gel-
ben Koalitionsvertrag vor vier
Jahren zumindest noch zu lesen

war, ist heute keine Rede mehr. In
ihrem Koalitionsvertrag sprechen
SPD und Union davon, die – Zitat –
„globale Ordnung aktiv mitgestal-
ten“ zu wollen. Das ist nicht mehr
und nicht weniger als eine diploma-
tische Umschreibung für die Bereit-
schaft, in möglichst vielen Weltre-
gionen mit Truppen dabei zu sein –
ob mit Militärbeobachtern, mit
Stabsoffizieren oder mit Kampfsol-
daten. Herr Strässer hat das eben ja

auch noch einmal gesagt, als er er-
wähnte, wir müssten uns in Zukunft
für robuste und flexible Einsätze
starkmachen.

Das heißt im Klartext: Mit
Schwarz-Rot wird es noch mehr Aus-
landseinsätze der Bundeswehr ge-
ben. Die Linke steht dafür, zivil zu
helfen, statt Militär in alle Welt zu
senden.

(Beifall bei der LINKEN)

Der Südsudan steht am Schei-
deweg, und die internatio-
nale Gemeinschaft kann es

sich nicht leisten, den jüngsten Staat
der Welt scheitern zu sehen. Dieser
Einschätzung von Hilde Johnson,
der Leiterin der UN-Mission im Süd-
sudan, können wir Grüne voll und
ganz zustimmen; denn die Men-
schen im Südsudan haben es ver-
dient, dass wir sie auf dem Weg hin
zu mehr Frieden, zu mehr Entwick-
lung und zu mehr Sicherheit nach
Kräften unterstützen.

Dazu leistet UNMISS einen sehr
wertvollen Beitrag. Die Mission hat
die Aufgabe, die Zivilbevölkerung zu
schützen, den Aufbau staatlicher
Strukturen zu fördern und die Men-
schenrechte zu stärken. Seit der
Staatsgründung des Südsudan am 9.
Juli 2011 konnte auf diesem Wege
bereits einiges erreicht werden, vie-
les leider aber auch noch nicht.

Seit der Wiederaufnahme der Erd-
ölförderung erholt sich die katastro-
phale wirtschaftliche Lage des Lan-
des sehr langsam, und 2012 sanken
die Verbraucherpreise für die Zivil-
bevölkerung endlich wieder. Aber
auch bei der Bekämpfung der Kor-
ruption hat sich einiges getan. Bei-
spielsweise wurden 16 000 „Geister-
offiziere“ von der Gehaltsliste der
südsudanesischen Polizei gestri-
chen. Gleiches, so hat der Präsident
öffentlich angekündigt, soll auch
beim Militär geschehen. Hier muss
UNMISS bei der Korruptionsbe-

kämpfung weiter den Finger in die
Wunde legen.

Positiv war auch die diesjährige Zu-
sammenarbeit der südsudanesischen
Regierung mit den NGOs und den
UN-Hilfsorganisationen bei der sich
jährlich wiederholenden Flutkatastro-
phe im November. Dadurch konnte
für knapp 140 000 notleidende Men-
schen die Versorgung mit Lebensmit-
teln und Medizin gesichert werden.

Meine Damen und Herren, natür-
lich können auch viele Schritte in die
richtige Richtung keineswegs darü-
ber hinwegtäuschen, dass es auch
Rückschläge und berechtigten An-
lass zur Sorge, aber eben auch zu
deutlicher Kritik gegenüber der süd-
sudanesischen Regierung und ihren
Sicherheitskräften gibt. So kam es
beispielsweise, wie Human Rights
Watch berichtet, im Bezirk Pibor zu
massiven Menschenrechtsverletzun-
gen, verübt durch die Soldaten der
südsudanesischen Armee bei Kämp-
fen gegen Rebellengruppen. Statt wie
beauftragt die Menschen zu beschüt-
zen, haben die Soldaten Zivilistin-
nen und Zivilisten getötet und Schu-
len zerstört.

UNMISS hat daraufhin an diesen
Orten seine Präsenz verstärkt und
den geflohenen Menschen Schutz
geboten und sie aufgenommen.
Wenn Sie den Bericht von Human
Rights Watch gelesen hätten, dann
wüssten Sie, Kollegin Buchholz, dass
sie nicht zu dem Schluss kommen,
dass UNMISS beendet werden sollte;
vielmehr stellen sie fest, dass es UN-
MISS an Kapazitäten mangelt.

Vorfälle wie diese dürfen nicht ver-
tuscht werden; sie müssen konse-
quent verfolgt und geahndet werden.

Wir können auch feststellen, dass es
hier im Gegensatz zu früher ein Um-
denken gibt, dass nämlich Täter ver-
folgt und benannt werden, auch wenn
es hierfür bei der Justiz noch an den
notwendigen Kapazitäten mangelt.

Ich finde, diese Vorfälle machen
vor allem deutlich, dass der Fokus
der Mission noch stärker auf die
Wahrung der Menschenrechte gelegt
werden muss – ganz besonders im
Hinblick auf die südsudanesische
Armee und Polizei.

Meine Damen und Herren, Staats-
gründungen geschehen nun einmal
nicht am Reißbrett. Leider! Ich fin-
de, ein echter Wille zur Unterstüt-
zung zeichnet sich dadurch aus, dass
man nicht aufgibt, wenn es Rück-
schläge gibt und wenn einmal etwas
nicht nach Plan läuft. Ich glaube, wir
helfen den Menschen im Südsudan
am besten und am meisten, wenn
wir unsere Unterstützung ernsthaft,
langfristig, verlässlich, aber eben
auch kritisch gestalten.

Das gilt besonders im Hinblick
auf die Parlaments- und Präsiden-
tenwahlen in 2015; denn, um bei
dem Bild von Hilde Johnson zu blei-
ben: Damit der Südsudan am Schei-
deweg die Richtung hin zu einem
funktionierenden Staat einschlägt,
braucht es auch weiterhin eine star-
ke Unterstützung durch die interna-

tionale Gemeinschaft. Wir Grüne
begrüßen daher die breite Mehrheit
für das UNMISS-Mandat hier im
Bundestag und werden ihm auch zu-
stimmen.

Der heutige Sitzungstag findet auf
Antrag der Grünen-Bundestagsfrak-
tion statt. Weil sich Union und SPD
hier gemeinsamen Lösungen ver-
sperrt haben, haben wir noch keinen
wirklich arbeitsfähi-
gen Bundestag. Bei
den Reden von Herrn
Oppermann und
Herrn Grosse-Brö-
mer vorhin konnte
man den Eindruck
gewinnen, das sei
nicht weiter
schlimm, das sei viel-
leicht sogar ganz lus-
tig. – Ich finde es bedauerlich, dass
wir bei Mandaten über die Entsen-
dung der Bundeswehr statt der übli-
chen zwei Debatten im Parlament
und intensiver Ausschussberatung
nur die heutige Debatte, verbunden
mit einer Sofortabstimmung, haben.
Ich halte das für falsch.

Denn die Entscheidungen über
Auslandseinsätze sind immer

schwierig. Sie rühren, finde ich, mit
am meisten an Herz und Gewissen
der Abgeordneten. Ich glaube, dass
wir dazu bestimmt nicht weniger,
sondern tendenziell eher mehr De-
batten und Diskussionen brauchen.

Das gilt nicht nur für die Debat-
ten hier im Parlament, sondern
auch für die Berichterstattungen der
Medien. Gerade wenn es um Frie-

densmissionen der
Vereinten Nationen
geht, sucht man
Meldungen und Be-
richte darüber häu-
fig vergebens. Ich
finde, diese Auf-
merksamkeit haben
nicht nur die Men-
schen verdient, die
an eine friedliche

Zukunft im Südsudan glauben, son-
dern vor allem auch die zivilen und
militärischen Kräfte, die wir unter
diesen schwierigen Bedingungen in
einen Einsatz mit großen Herausfor-
derungen schicken. Ihnen gilt auch
unser Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN)

Agnieszka Brugger (*1985)
Landesliste Baden-Württemberg

Agnieszka Brugger, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Fokus der Mission stärker auf
Menschenrechte legen 
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Wir verlängern heute ein
Mandat, über das in der
Öffentlichkeit nicht so

viel diskutiert wird wie über ande-
re Mandate, zum Beispiel das Man-

dat für den Einsatz im Kosovo oder
in Afghanistan, die häufig in den
Medien große Beachtung finden.

Bei der Herausforderung, die wir
vor allem auf dem afrikanischen
Kontinent sehen, geht es hierbei
um das äußerste Mittel, das unserer
Außenpolitik zur
Verfügung steht,
nämlich den Einsatz
von Soldaten. Das
ist für uns das äu-
ßerste Mittel, die Ul-
tima Ratio. Deshalb
ist es keine leichte
Entscheidung, Sol-
daten in den Südsu-
dan oder auch nach
Afghanistan oder in den Kosovo zu
schicken.

Ich bin deshalb froh, dass unse-
re Soldatinnen und Soldaten mit
einer so großen und breiten Unter-

stützung in diese schwierige Missi-
on geschickt werden, und danke all
denjenigen, die diesem Mandat
verantwortungsbewusst zustim-
men wollen. Ich kritisiere aufs
Schärfste das, was vorhin hier von
Frau Buchholz gesagt worden ist.

Ich halte es für zy-
nisch, wenn Sie
über das Schicksal
der Menschen im
Südsudan so reden,
als würde es hier
um irgendwelche
imperialistischen
Vorstellungen alter
europäischer Kolo-
nialmächte gehen.

Wir leisten mit unserem militäri-
schen Einsatz an dieser Stelle einen

Philipp Mißfelder (*1979)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Philipp Mißfelder, CDU/CSU:

Das robuste Mandat 
ist notwendig

Fortsetzung auf Seite 4

Es ist keine leich-
te Entscheidung,
Soldaten in den
Südsudan oder

nach Afghanistan
zu schicken.



humanitären Beitrag. Deshalb
sprechen wir uns nachdrücklich für
die Verlängerung des Mandats aus.

Der Minister hat es gesagt: Den
meisten ist überhaupt nicht be-
wusst, dass wir zwar über einen
neuen Staat reden, aber gleichzeitig
über eine Region, in der seit 50 Jah-
ren Bürgerkrieg herrscht. Wir ha-
ben seit der Unabhängigkeit des
Südsudans am 9. Juli 2011 Schät-
zungen zufolge 1
500 Tote zu bekla-
gen. Zehntausende
Menschen sind im-
mer noch auf der
Flucht oder obdach-
los. Vor diesem Hin-
tergrund ist jede An-
strengung, die wir
im zivilen Bereich,
im politischen Be-
reich oder auch im militärischen
Bereich leisten können, dringend
notwendig.

Es ist so, dass wir von Staatlich-
keit weit entfernt sind, von Rechts-
staatlichkeit ohnedies. Auch funda-
mentale Voraussetzungen für eine
Gesellschaft gibt es nicht. Das Wäh-
rungssystem ist zusammengebro-
chen. Es hat sich eine Tauschwirt-
schaft etabliert, wobei der Tausch-
handel vor allem im Bereich der
Viehwirtschaft stattfindet. Gerade
weil die Zahl der Konflikte um Wei-
deland – auch das ist vorhin in der

Debatte schon gesagt worden –
oder auch um Vieh stark zunimmt,
ist die Gefahr einer neuen Eskalati-
onsstufe riesig groß.

Vor diesem Hintergrund ist es
notwendig, dort auch militärisch
präsent zu sein. Ich bin froh, dass
so viele Nationen der Weltgemein-
schaft bereit sind, den Südsudan zu
unterstützen und hier Verantwor-
tung zu übernehmen. Leider – so

muss man sagen –
hat sich seit Mitte
dieses Jahres die Si-
tuation verschlech-
tert; es wird von re-
gelmäßigen Über-
griffen der Armee
auf die Zivilbevöl-
kerung berichtet.

Es gibt auch zwi-
schen den aktivsten

Rebellentruppen und der südsuda-
nesischen Regierung kein Friedens-
abkommen. Das ist – natürlich ne-
ben dem, was wir dort militärisch
leisten – eine unserer wichtigsten
Aufgaben, nämlich zu versuchen,
eine solche politische Lösung an-
zustreben und uns dort zu engagie-
ren.

Wie in so vielen Debatten beto-
ne ich an dieser Stelle, dass wir un-
sere militärischen Einsätze immer
in das einbetten und entsprechend
abstimmen, was wir im Bereich der
Entwicklungszusammenarbeit leis-

ten und was wir im Bereich der Au-
ßenpolitik koordiniert an diplo-
matischen Vorschlägen einbringen.
Deshalb ist dieses Mandat Teil ei-
nes Gesamtkonzepts, das dringend
notwendig ist.

Vor allem ist es, wie ich schon
sagte, humanitär begründet. Die
Berichterstatter und diejenigen, die
sich mit dem Land ausführlich be-
schäftigen, wissen, dass von der
Flut und der Überschwemmungs-
katastrophe in den letzten Wochen
weit mehr als 150 000 Menschen
direkt betroffen sind. Deshalb ist es
richtig, die humanitären Anstren-
gungen weiter voranzutreiben, statt
sie zu ignorieren. Die UNO leistet
an dieser Stelle einen wichtigen
Beitrag. Ich denke auch, dass der
Rahmen eines UNO-Mandats der
richtige ist.

Deshalb eine grundsätzliche An-
merkung zu dem, was vorhin zu
der betreffenden Stelle im Koaliti-
onsvertrag gesagt worden ist:
Selbstverständlich wollen wir glo-
bal mehr Verantwortung überneh-
men. Mehr Verantwortung drückt
sich in verschiedenen Bereichen
aus. Das kann als äußerstes Mittel,
wie ich sagte, auch Militäreinsätze
bedeuten. Aber für uns ist es wich-
tig, zu betonen: Wir sind davon
überzeugt, dass kein Konflikt die-
ser Welt – auch nicht der Konflikt
im Südsudan – militärisch gelöst

werden kann, sondern dass eine
militärische Komponente immer
nur ein Beitrag zu einer politischen
Lösung sein kann.

Deshalb ist es richtig, dass der
Deutsche Bundestag bei Bundes-
wehreinsätzen das letzte Wort hat.
Dafür sprechen wir uns im Koaliti-
onsvertrag eindeutig aus.

Meine Damen und Herren, wir
wollen mit diesem Mandat errei-
chen, dass im Süd-
sudan Programme
zur Entwaffnung,
Demobi l i s ie rung
und Reintegration
sowie das Entste-
hen von Rechts-
staatlichkeit über-
haupt möglich wer-
den. Dafür engagie-
ren wir uns auch im
Verfassungsgebungsprozess. Wir
sollten uns aber auch weiterhin
mit großem Engagement dafür
einsetzen, dass es zu diplomati-
schen und politischen Lösungen
kommt, gerade was die Vermitt-
lung zwischen Rebellengruppen
und der südsudanesischen Regie-
rung angeht.

Das robuste Mandat ist notwen-
dig. Es ist auch deshalb notwendig,
weil die Gefahr eines Bürgerkrieges
nach wie vor sehr groß ist bezie-
hungsweise täglich Menschen in
Bedrängnis geraten. Deshalb werbe

ich um die parlamentarische Zu-
stimmung.

Ich möchte nicht unterlassen,
unseren Soldatinnen und Solda-
ten, den Entwicklungshelfern vor
Ort und den Diplomaten, die in
schwieriger Mission sind, zu dan-
ken und ihnen allen eine gute
Weihnachtszeit zu wünschen.
Denn so sehr wir uns auch mit Af-
ghanistan, Kosovo und anderen

Ländern beschäfti-
gen: Die 16 Solda-
ten, über die der
Minister vorhin ge-
sprochen hat, soll-
ten nicht in Verges-
senheit geraten. Sie
werden auch das
W e i h n a c h t s f e s t
und andere wichti-
ge Feiertage in ei-

nem Land verbringen, das logis-
tisch nicht so gut ausgestattet ist
wie vielleicht andere Länder, in
denen Missionen stattfinden,
über die wir häufiger reden. Des-
halb wünsche ich den Menschen,
die Dienst für unser Land leisten,
und ihren Familien in den nächs-
ten Wochen eine gute Zeit und
werbe auch um Verständnis für
die Familien, die diese Menschen
unterstützen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)
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Ich freue mich besonders, dass
wir zu so einem prominenten
Zeitpunkt über einen Einsatz in

einem Land sprechen – nach dieser
Debatte folgt die erste namentliche
Abstimmung in dieser Legislaturpe-
riode –, das normalerweise nicht so
sehr im Fokus der Öffentlichkeit
steht und im Bewusstsein der Men-
schen verankert ist, nämlich das
Land Südsudan.

Ich war letztes Jahr im Südsudan
und habe dort mit vielen Menschen
gesprochen, natürlich auch mit Ver-

tretern der UN-Mission und mit
Menschen außerhalb der Stadt Ju-
ba. Ich muss feststellen: Das Land
ist nahe bei null. Es gibt außerhalb
der Städte fast keinerlei Infrastruk-
tur. Viele Orte sind schwer oder gar
nicht zu erreichen. Schon allein
deshalb tut sich die Regierung un-
heimlich schwer, ihre Bevölkerung
zu erreichen, ganz zu schweigen da-
von, für die Sicherheit der Bevölke-
rung zu sorgen. Wenn ich an den
Südsudan denke, dann sehe ich ein
Land vor mir, das
ständig am Abgrund
balanciert und bei
dem die latente Ge-
fahr besteht, abzu-
stürzen und damit
das bisher Erreichte
zu verlieren.

Es wurde viel er-
reicht; die Vorredner
haben bereits da-
rauf hingewiesen. Das Land hat ei-
nen jahrzehntelangen Bürgerkrieg
hinter sich. 2005 gab es ein umfas-
sendes Friedensabkommen. Im Ja-
nuar 2011 gab es das Referendum
über die Unabhängigkeit. Im Juli
2011 folgte dann die Unabhängig-
keit vom Sudan, die weitgehend un-

blutig erreicht werden konnte. Nun
steht das Land vor einer neuen gro-
ßen Herausforderung. Es steht vor
der Herausforderung, ein Staatswe-
sen aufzubauen. Dabei muss sich
der Südsudan nicht nur vom Sudan
mit seiner Hauptstadt Khartoum
abgrenzen. Die große Herausforde-
rung besteht vielmehr darin, alle
Gruppen und Ethnien im Land ein-
zubinden.

Trotz der großen Nähe zum Ab-
grund hat der Südsudan es in den

letzten Jahren im-
mer wieder geschafft
– manchmal erst im
letzten Moment –,
die Kurve zu bekom-
men. Aber das wäre
ohne die große und
wohlwollende Un-
terstützung –
manchmal auch mit
e n t s p r e c h e n d e m

Druck – durch die Afrikanische
Union und die internationale Ge-
meinschaft nicht möglich gewesen.

Als ich im Südsudan war, hatte
man ein paar Wochen zuvor be-
schlossen, die Ölförderung einzu-
stellen, weil man sich mit dem Su-
dan, durch dessen Gebiet die Pipe-

lines laufen, nicht über die Vertei-
lung der Einnahmen einigen konn-
te. Dabei hat der Südsudan billi-
gend in Kauf genommen, auf etwa
98 Prozent seiner Staatseinnahmen
zu verzichten. Das hat natürlich
auch uns bei unseren Anstrengun-
gen im Rahmen der Entwicklungs-
zusammenarbeit zurückgeworfen.

Aufgrund großen diplomatischen
Drucks und internationaler An-
strengungen wurde
erreicht, dass sich
beide Länder wieder
an einen Tisch setz-
ten. Im September
und Oktober dieses
Jahres gab es Besu-
che und Gegenbesu-
che der Präsidenten.
Die Lage hat sich
entspannt. Das Öl
fließt wieder. Wir erleben, dass das
Land schon nach kurzer Zeit wieder
einen wirtschaftlichen Aufschwung
erfährt. Aber ohne Druck, ohne in-
ternationale Unterstützung und oh-
ne das Engagement von UNMISS
wäre dies nicht erreicht worden.

UNMISS besteht aus einer zivilen
Komponente – Diplomatie und
Entwicklungszusammenarbeit –
und einer militärischen Komponen-
te, die angesichts der Sicherheitslage
– auch zum Schutz der Zivilbevölke-
rung – unerlässlich ist. Deutschland
stellt von den insgesamt rund 7 000
Soldaten gerade einmal 16. Es han-
delt sich dabei um gut ausgebildete,
hochprofessionelle Berufssoldaten
mit hohen Dienstgraden, deren Auf-

gabe im Wesentlichen darin besteht,
Soldaten mit hohen Dienstgraden
in der südsudanesischen Armee zu
beraten, ihnen zu helfen, ihre Auf-
gaben zu erfüllen, und sie dabei zu
unterstützen, Strukturen aufzubau-
en, die Armee zahlenmäßig zu redu-
zieren und darauf zu achten, dass
Menschenrechte und Gesetze inner-
halb der Armee eingehalten werden.
UNMISS hat bei vielen negativen

Vorfällen auf Aufklä-
rung gedrängt.
Wohlgemerkt, wir
stimmen heute nur
über den Einsatz von
16 Soldaten, also
über einen kleinen
Teil von UNMISS,
ab.

Unsere Strategie
für den Südsudan

und den Sudan geht viel weiter. Wir
haben im letzten Jahr über einen
zehnseitigen interfraktionellen An-
trag abgestimmt, in dem wir seitens
des Parlaments unsere Südsudan-
und Sudanpolitik umfassend darge-
stellt haben. Ich wünsche mir eines:
dass wir dieser Region auch in die-
ser Legislaturperiode im Parlament
einen so hohen Stellenwert einräu-
men. Das Land und die Menschen
dort haben es verdient.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

SPD)

Reinhard Brandl (*1977)
Wahlkreis Ingolstadt

Dr. Reinhard Brandl, CDU/CSU:

Das Land und die Menschen haben
unsere Aufmerksamkeit verdient 

UNMISS besteht
aus einer zvilen

und einer 
militärischen

Komponenete, die
unerlässlich ist.

Deshalb ist es
richtig, dass der
Bundestag bei
Bundeswehr-
einsätzen das 

letzte Wort hat.

Das Land
Südsudan ist nahe

bei null. Es gibt
außerhalb der

Städte keinerlei
Infrastruktur.

Es ist so, dass wir
von Staatlichkeit

weit entfernt
sind, von

Rechtsstaatlich-
keit ohnedies.
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Fortsetzung von Seite 3: Philipp Mißfelder (CDU/CSU)

Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Es gab keine weiteren Redner.



Wir bringen heute einen Ge-
setzentwurf ein, der wort-
gleich dem Gesetzentwurf

ist, der vom Bundesrat am 1. März
2013 mit der Zustimmung der SPD,
der Grünen und der Linken be-
schlossen wurde. Die Höhe des Min-
destlohns wird in diesem Gesetzent-
wurf auf 8,50 Euro festgelegt. Wir
wissen: Er schützt nicht vor Altersar-
mut. Ein Mindestlohn von 10 Euro
wäre notwendig, um eine Rente zu
erhalten, mit der man im Alter über
der Grundsicherung läge, wenn man
45 Jahre lang zu einem solchen
Lohn gearbeitet hätte.

Wir bringen diesen Gesetzentwurf
trotzdem ein, weil es hier im Deut-
schen Bundestag eigentlich eine
Mehrheit dafür gibt. Die SPD, die
Grünen und wir, wir alle haben im
Wahlkampf massiv dafür geworben,
einen entsprechenden Mindestlohn
zu beschließen, und zwar im Gegen-
satz zu dem, was im Koalitionsver-
trag vereinbart wurde – ich sage das
hier gleich –, für alle und nicht erst
ab 2017, sondern jetzt. Das steht im
Gesetzentwurf des Bundesrates.

Wir haben hier eine Mehrheit da-
für und könnten wirklich das Unwe-
sen stoppen, dass Menschen trotz
Vollzeitarbeit nicht von ihrem Lohn
leben können und zum Amt gehen
müssen, um aufzustocken. Ich sage
Ihnen: Ich habe den Eindruck, dass
die Wähler – auch die Wähler der So-
zialdemokratischen Partei –, nach-
dem wir alle im Wahlkampf dafür
geworben haben und auch dafür ge-
wählt wurden, nicht verstehen, wa-
rum es hier im Deutschen Bundestag
eine Mehrheit dafür gibt, diese
Mehrheit aber offensichtlich nicht
zum Tragen kommt und wir nicht
rasch einen Mindestlohn für alle ver-
abschieden.

Ich glaube, wenn es Schule macht,
dass wir ohne Not trotz Mehrheit
diese Mehrheit nicht realisieren und
entsprechende Gesetze beschließen,

dann bekommen wir irgendwann
das Problem, dass sich die Leute fra-
gen, warum sie eigentlich zur Wahl
gehen, wenn hinterher etwas ganz
anderes herauskommt, als Sie in Ih-
ren Wahlprogrammen vereinbart
und den Wählern versprochen ha-
ben. Meine Damen und Herren, Sie
haben jetzt die Möglichkeit, das zu
korrigieren; das ist dringend not-
wendig.

In den Koalitionsverhandlungen
haben Sie zugestimmt, dass die Min-
destlöhne von 8,50 Euro erst ab
2017 uneingeschränkt gelten. Das ist
das Jahr, in dem die nächste Bundes-
tagswahl stattfinden wird. Das ist die
Position, die Sie vereinbart haben.

Im Übrigen: Für wen gelten diese
Mindestlohnregelungen erst ab
2017? Ausgerechnet für die, die ge-
werkschaftlich organisiert sind, weil
Tarifverträge, in denen ein Lohn un-
terhalb der Grenze von 8,50 Euro
vereinbart wurde, bis 2017 weiter
gelten sollen. Wissen Sie eigentlich,
was Sie hier machen? Ich weiß nicht,
ob Ihnen das bewusst ist. Sie stellen
damit Gewerkschaftsmitglieder
deutlich schlechter als die anderen
Beschäftigten. Für diese gilt der Min-
destlohn. – Da brauchen Sie nicht
mit dem Kopf zu schütteln. Lesen Sie
doch einmal Ihren Koalitionsvertrag
durch! Vielleicht hilft das in diesem
Fall. Dann stellen Sie nämlich fest,
dass für einen Teil der Beschäftigten
der Mindestlohn ab 2015 und für die
anderen erst ab dem 1. Januar 2017
gelten soll.

Das bedeutet: Eine ungelernte Ver-
käuferin im Fleischerhandwerk in
Sachsen-Anhalt erhält 5,53 Euro.
Dieser Lohn gilt weiter. Der Tarif-
lohn im Gaststättengewerbe im
Saarland von 7,38 Euro gilt weiter.
Wissen Sie eigentlich, was Sie da ma-
chen? Wissen Sie wirklich, was Sie da
tun? Ich glaube das nicht.

Die CDU hat sich in dieser Frage
möglicherweise durchgesetzt. Dabei
tun Sie immer so, als ob Sie die
Tarifautonomie retten wollten.
Wenn Sie Gewerkschaftsmitglieder
schlechterstellen als die übrigen Be-
schäftigten, dann retten Sie nicht die
Tarifautonomie. Sie gefährden sie!
Das ist das, was Sie wirklich wollen,
meine Damen und Herren.

Eine weitere Formulierung lässt
den Schluss zu, dass Sie im Übrigen
Saisonarbeiter von einem Mindest-
lohn generell ausnehmen wollen. Es
heißt im Grundgesetz: „Die Würde
des Menschen ist unantastbar“. Dort
steht nichts von der Würde des Deut-
schen.

Auch für ungarische, polnische
oder sonstige Saisonarbeiter gilt das

Grundgesetz. Von einem Lohn muss
man anständig leben können. Un-
möglich, was Sie da vereinbart ha-
ben.

Und: Erst ab 1. Januar 2018 pla-
nen Sie eine erste Erhöhung der
Mindestlöhne. Das bedeutet, dass
der Mindestlohn von 8,50 Euro
durch die Preissteigerung dann viel-
leicht nur noch 8 Euro wert ist. Da-
mit erreichen Sie noch nicht einmal
das, was Sie wirklich wollen, näm-
lich dass die Leute mit einer Arbeit
nicht mehr aufstocken müssen. Vie-
le werden zu diesem Zeitpunkt wie-
der zu Aufstockern werden, weil ihr
Geld nicht reicht.

Meine Damen und Herren, was
als sozialdemokratisches Vorzeige-

projekt geplant war, ist ein purer Eti-
kettenschwindel.

Wir waren im letzten Jahr mit dem
Ausschuss für Arbeit und Soziales in
Österreich.

Dort gibt es einen faktischen Min-
destlohn von 8,50 Euro. Die Arbeits-
losigkeit, insbesondere auch die Ju-
gendarbeitslosigkeit, hat in Öster-
reich dasselbe nied-
rige Niveau wie hier,
trotz eines fakti-
schen Mindestlohns
von 8,50 Euro. Es
gibt also keinen Zu-
sammenhang zwi-
schen der Höhe des
Mindestlohns und
der Beschäftigung.
Im Gegenteil, es gibt
einen Zusammenhang, dass durch
mehr Kaufkraft bei den Beschäftig-
ten, die gegenwärtig 4 oder 5 Euro
verdienen, die Nachfrage steigen
könnte, was insbesondere dem Mit-
telstand und kleineren und mittle-
ren Unternehmen zugutekäme. Das
ist der Zusammenhang. Ich hoffe,

dass Sie sich den einmal wirklich vor
Augen führen.

Zum Schluss, meine Damen und
Herren – das sage ich insbesonde-
re der SPD –: Sie haben jetzt die
Möglichkeit, vor Ihren Wählern
nicht das Gesicht zu verlieren. Sie
haben die Möglichkeit, Ihre Mit-
glieder mit dem, was Sie vereinbart

haben, nicht in Ver-
zweiflung zu trei-
ben, und Sie haben
vor allem die Mög-
lichkeit, den Frauen
und Männern, die
offensichtlich bis
zur nächsten Bun-
destagswahl 2017
warten müssen, bis
sie einen vernünfti-

gen Mindestlohn kriegen, jetzt ver-
nünftige Löhne zu verschaffen. Das
ist wichtiger als Ministerämter im
Bündnis mit falschen Partnern und
gegen Ihre Überzeugung zu stim-
men.

(Beifall bei der LINKEN)

Klaus Ernst (*1954)
Landesliste Bayern

Klaus Ernst, DIE LINKE:

Mindestlohn nicht 
erst ab 2017, sondern jetzt

Was als sozial-
demokratisches
Vorzeigeprojekt

geplant war, ist ein
purer Etiketten-

schwindel.
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Herr Kollege Ernst, das war
jetzt erhellend: Ihnen geht
es um Mehrheit, uns geht es

um Menschen.
Uns geht es darum, dass wir sach-

gerechte Lösungen finden. Denn in
der Frage des Mindestlohns und der
Frage der Gestaltung des Arbeits-
marktes geht es nicht nur um theo-
retische Lösungen, sondern in der
Tat auch darum, wie was wirkt. Der
neue Kollege aus Frankfurt/Oder hat
seine Situation geschildert, die er of-
fensichtlich tagtäglich in den neuen
Ländern erlebt.

Wenn Sie mit Mindestlöhnen aus
dem europäischen Ausland kom-
men: Natürlich haben wir in Öster-
reich einen Mindestlohn – von Ta-
rifpartnern gefunden. Natürlich ha-

ben wir in Frankreich einen Min-
destlohn – mit der Konsequenz,
dass die Jugendarbeitslosigkeit ge-
stiegen ist. Natürlich haben wir in
Bulgarien einen Mindestlohn. Er
liegt, glaube ich, jetzt bei 98 Cent.
Natürlich haben wir in den USA ei-
nen Mindestlohn. Er liegt bei 4,20
Dollar oder so.

Sie dürfen nicht ständig Birnen
mit Äpfeln vergleichen. Ihr ganzes
Ansinnen heute dient dazu, die SPD
vorzuführen, um sie dazu zu brin-
gen, sich hier sozusagen zu entblö-
ßen. Das ist Ihr Interesse.

Wenn es Ihnen wirklich um die
Sache ginge, dann würden Sie mit
anderen Argumenten kommen.

Meine sehr verehrten Damen und
Herren, einer der großen geistigen
Väter der sozialen Marktwirtschaft,
Professor Dr. Müller-Armack, lange
Zeit, nämlich 13 Jahre lang, Abtei-
lungsleiter und Staatssekretär bei
Ludwig Erhard, hat 1946 in seinem
Grundlagenwerk Wirtschaftslen-
kung und Marktwirtschaft geschrie-
ben: Es ist marktwirtschaftlich
durchaus unproblematisch, einen
Mindestlohn einzuführen, solange
der Gleichgewichtslohn nicht ge-
stört wird. Das ist volkswirtschaft-
lich sauber. Wer stellt aber den
Gleichgewichtslohn fest? Gleichge-
wichtslohn heißt, dass der Lohn
nicht höher ist als die Produktivität.
Wer stellt das fest? Der Deutsche
Bundestag?

Deswegen hat sich in Deutsch-
land die Tarifautonomie entwickelt,
und deswegen haben Tarifpartner
sich zusammengetan, weil sie sagen:
Wir kennen unsere Branche. Wir
wissen genau, wie die Produktivität
aussieht. Wir wissen genau, wie sich
die Dinge entwickeln. – Das ist der
Grund gewesen, warum sich die
CDU in diesem Wahlkampf und in
ihrem Wahlprogramm sehr deutlich
für Mindestlöhne eingesetzt hat,
und zwar für tarifliche Mindestlöh-
ne, in Kenntnis dessen, dass die
Marktzusammenhänge so sind, wie
sie sind.

Meine sehr verehrten Damen und
Herren von den Linken, wenn ich
mir Ihr Programm ansehe und es
damit vergleiche, was wir in unse-
rem Wahlprogramm mit unserem
Mindestlohnkonzept und der Stär-
kung der Tarifautonomie durch die
erleichterte Erstreckung der Allge-
meinverbindlicherklärung, durch
die Erweiterung des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes für alle Branchen
und andere Dinge mehr gefordert
haben, will ich Ihnen sagen – das tut
Ihnen vielleicht weh –: Wir haben
für unser Programm 41,5 Prozent
Zustimmung der Bevölkerung be-
kommen, und Sie sind unter 10 Pro-
zent gesackt.

Karl Schiewerlling (*1951)
Wahlkreis Coesfeld – Steinfurt ll

Karl Schiewerling, CDU/CSU:

Die Botschaft lautet:
Wir wollen den Menschen helfen

Fortsetzung auf Seite 6
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Deswegen rate ich Ihnen sehr
dringend, sich bei all den Forderun-
gen, die Sie hier äußern, zu fragen,
ob Sie wirklich die Menschen errei-
chen und ihre Gefühlslage getroffen
haben.

In der Tat, meine Damen und
Herren: Wir haben in Deutschland
in zwölf Branchen Mindestlöhne
nach dem Entsendegesetz – übri-
gens alle unter CDU-Kanzlerschaft
eingeführt – sowie im Bereich der
Zeitarbeit, und wir wollen nach dem
Koalitionsvertrag noch weiteren
Branchen den Weg über das Entsen-
degesetz öffnen, damit sie auf die-
sem Weg konform mit den Tarifpart-
nern zu entsprechenden Lösungen
kommen. 

Wir haben gemeinsam mit der
SPD im vorliegenden Koalitionsver-
trag in der Tat vereinbart – jeder
weiß, dass wir keine Freunde dieser
Lösung sind; aber Koalitionsvertrag
ist Koalitionsvertrag –, dass es ab
dem Jahre 2015 einen Mindestlohn
gibt. Ab dem Jahre 2015 deswegen,

weil sich beispielsweise Regionen
und Branchen darauf einstellen
müssen. Ich will Ihnen einmal ganz
deutlich vor Augen führen, warum
wir das so machen. Heute hat Spie-
gel Online die Nachricht verbreitet
– ich bitte um Genehmigung, das
kurz zu zitieren –:

Ausgerechnet die
„taz“ hat gerade er-
klärt, dass sie weder
Mindestlohn für Vo-
lontäre noch Tarifge-
halt für ihre Redak-
teure zahlen kann.
Wie verträgt sich das
mit dem Koalitions-
vertrag?

So fragt man sich
dort: Wie sollen wir das hinbekom-
men, wenn die Volontäre bei uns
zukünftig 8,50 Euro statt 5,50 Euro
bekommen sollen?

Sehen Sie, auch wir sind für ge-
rechte Löhne. Deswegen haben wir
mit unserem zukünftigen Koaliti-
onspartner vereinbart, den Mindest-

lohn in Stufen einzuführen, sodass
sich Branchen wie die oben genann-
te darauf einstellen können. Ich hal-
te das für weitsichtig, für klug und
für ein gutes Ergebnis der Koaliti-
onsgespräche, in denen mühsam
darum gerungen wurde – das geste-
he ich ein –, wir aber am Schluss zu

einem fairen Ergeb-
nis gekommen sind,
mit dem man leben
kann. Das legt ganz
nach Müller-Armack
die Grundlage, dass
die Menschen nicht
hinten herunterfal-
len, die letztlich da-
von leben müssen.

Lassen Sie mich
auf einen weiteren Irrtum hinwei-
sen, den Sie, Herr Ernst, hier vorge-
tragen haben. Sie haben behauptet,
man könne mit einem Mindestlohn
die Aufstocker tatsächlich davor be-
wahren, in Zukunft auf Sozialhilfe
angewiesen zu sein. Das ist purer
Unfug. Wenn ein Aufstocker als Al-

leinverdiener 8,50 Euro Mindest-
lohn bekommt und drei Kinder zu
versorgen hat, wird er weiterhin auf
aufstockende Leistungen angewie-
sen sein. Sie glauben doch nicht im
Ernst, allein über den Mindestlohn
diese Probleme zu lösen. Die Rege-
lung betreffend die Grundsicherung
für Arbeitsuchende sieht vor, dass
die Regelsätze und die Bedarfssätze
so angepasst werden, dass beispiels-
weise die Inflation ausgeglichen
wird und die Lebenshaltungskosten
berücksichtigt werden. Wenn je-
mand wenig verdient und viele Kin-
der hat, wird er auch in Zukunft auf
aufstockende Leistungen angewie-
sen sein. Ich sage Ihnen: Es ist nicht
ehrenrührig, wenn der Staat den Fa-
milien hilft, in denen Vollzeit gear-
beitet, Mindestlohn bezogen wird
beziehungsweise eine entsprechen-
de tarifliche Absicherung vorliegt,
das Geld aber trotzdem nicht reicht,
im Rahmen ihrer Möglichkeiten ih-
re finanziellen Ausgaben zu bestrei-
ten.

Ich glaube, dass wir im Hinblick
auf die Zukunft insgesamt gut auf-
gestellt sind und dass wir mit dem
vorliegenden Koalitionsvertrag in
diesem Punkt eine gute Entschei-
dung getroffen haben, und zwar
hinsichtlich der Gesamtheit der
entsprechenden Regelungen. Dazu
gehört, dass wir den Abschluss von
Allgemeinverbindlicherklärungen
erleichtern wollen. Das heißt, das
50-Prozent-Quorum wird wegfal-
len. Stattdessen muss die Allge-
meinverbindlicherklärung im öf-
fentlichen Interesse geboten er-
scheinen. All das ist vernünftig
ausgehandelt und passt zueinan-
der.

Die eigentliche Botschaft lautet:
Wir wollen den Menschen helfen
und dafür sorgen, dass es fair zu-
geht, als auch die Tarifpartnerschaft
stärken. Das ist die eigentliche
Überschrift. Dafür stehen wir ein.
Ich halte das für den richtigen Weg.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Die Einführung
des Mindestlohns 

in Stufen
halte ich für

weitsichtig und
klug.

Ab 1. Januar 2015 gilt in
Deutschland ein gesetzlicher
Mindestlohn von 8,50 Euro.

Damit verbessern wir sofort und
auf einen Schlag das Leben von Mil-
lionen Menschen. Zurzeit haben 6,9
Millionen Menschen einen Stun-
denlohn von weniger als 8,50 Euro.
Wir haben als SPD zusammen mit
den Gewerkschaften und vielen an-
deren jahrelang für die Einführung
eines Mindestlohns gestritten. Ich
bin sehr glücklich, dass wir das jetzt
durchgekämpft haben und dass nun
der Mindestlohn kommt.

Wenn wir von einem Mindest-
lohn reden, dann meinen wir damit
einen gesetzlich festgelegten Min-
destlohn, der dynamisiert wird. Wir
haben dafür eine Mindestlohnkom-
mission geschaffen. Dann reden wir
davon, dass er flächendeckend gilt,
für alle Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer. Damit sind junge Men-

schen in Ausbildung nicht gemeint,
um auch das zu sagen. Die sind
nämlich in einem Ausbildungsver-
hältnis. Dann reden wir davon, dass
es keinen Unterschied zwischen
West und Ost gibt, was uns sehr
wichtig gewesen ist. Und dann re-
den wir davon, dass wir tatsächlich
keine Ausnahmen zulassen; das
heißt, er gilt auch für Minijobber
und andere. Das ist ein ganz ent-
scheidender Punkt.

Wir haben aber – das hat Kollege
Schiewerling richtig dargestellt –
keine Veranlassung gesehen, in be-
stehende Tarifverträge einzugreifen.
Es gibt zurzeit noch 41 Tarifverträge
in Deutschland, die Tariflöhne un-
ter 8,50 Euro vorse-
hen. Wir wollten
jetzt nicht in das,
was die Tarifpartner
miteinander ausge-
handelt haben, hi-
neingrätschen. In
vielen dieser Tarif-
verträge wurden ja
übrigens auch Stufen
verabredet, sodass
die Löhne irgendwann, manche erst
ab 2016, bei 8,50 Euro landen wer-
den. Diese Tarifverträge sollen also
die Chance haben, fortzubestehen.
Wohlgemerkt, es gilt aber auch hier:
Ab 31. Dezember 2016 gilt überall,
auch da, ein Mindestlohn von 8,50
Euro.

Darüber hinaus lassen wir auch
zu, dass noch neue Tarifverträge ge-
schlossen werden. Warum auch
nicht? Wir reden hier über Branchen
und Regionen, in denen wir Tarif-

vertragswüsten haben, in denen die
tarifvertragliche Abdeckung weniger
als 40 Prozent beträgt. Warum soll-
ten wir den Gewerkschaften jetzt
nicht die Möglichkeit geben, neue
Tarifverträge auszuhandeln, die zu-
nächst weniger als 8,50 Euro vorse-
hen?

Es ist doch geradezu verrückt, da-
raus ein Problem zu machen. Das
hat auch Michael Sommer, der das
gestern kommentiert hat, klar gesagt
– ich zitiere –: Wir sind bereit, in
diese Verhandlungen hereinzuge-
hen, um manchen Branchen zu er-
möglichen, in den Mindestlohn hi-
neinzuwachsen. – Herr Ernst, Sie
haben das eben als großes Problem

für die Gewerkschaf-
ten dargestellt. Die
aber wollen das und
haben genau diese
tarifliche Ausgestal-
tung gewünscht.
Deswegen kann ich
mir nicht vorstellen,
dass das eine Rege-
lung gegen die Ge-
werkschaften ist.

Nein, im Gegenteil, es ist eine Rege-
lung mit den Gewerkschaften, die
wir uns vorgenommen haben.

Wir müssen aber auch wirksame
Kontrollen durchsetzen. Es darf uns
nicht passieren, dass durch die Ein-
führung von Mindestlöhnen Wett-
bewerbsverzerrungen entstehen,
weil der eine Unternehmer sie zahlt,
der andere aber nicht. Da haben wir
eine ordnungspolitische Aufgabe
vor uns. Das heißt auch, dass wir
den Zoll, der dafür zuständig ist,

entsprechend personell ausstatten
müssen.

Wir müssen vor allem auch si-
cherstellen – das ist eine wichtige
Sache –, dass wir die Branchen, die
sich das momentan noch nicht vor-
stellen können und Probleme se-
hen, in den Dialog integrieren. Wir
haben nur gesagt: Wir wollen mit
den Branchen, in denen es Anpas-
sungsschwierigkeiten gibt, für die
wir Übergangsregelungen brauchen,
ins Gespräch kommen und Lösun-
gen suchen; denn das Ziel muss
doch sein, dass es nachher funktio-
niert, und zwar so,
dass alle gut damit
leben können und
es den Menschen
nutzt. Das ist der
Anspruch, den wir
in diesem Koaliti-
onsvertrag niederge-
legt haben. Das wer-
den wir auch hinbe-
kommen. Da bin ich
sehr sicher.

Es ist ja schön, Herr Ernst, dass Sie
Ihre Spielchen spielen und Gesetz-
entwürfe einbringen. Damit sind Sie
von Ihrer Forderung nach einem
Mindestlohn von 10 Euro ja sogar
ohne Verhandlungen abgerückt. Sie
schlagen ja in Ihrem Gesetzentwurf
heute 8,50 Euro vor. Das finden wir
klasse. Wir waren schon immer der
Meinung, dass das eine vernünftige
Lösung ist.

Wir vor allem haben kein Pro-
blem damit, dass das ein Kompro-
miss ist. Das ist nämlich etwas, was
dazugehört, wenn man in einer De-
mokratie Mehrheiten bildet.

Das ist nichts, was mich belastet;
das ist etwas, was ganz normal ist.
Kompromiss bedeutet, dass man
aufeinander zugeht. Aber das Ent-
scheidende ist: Es ist ein guter Kom-
promiss geworden, vor allem für die
Menschen in Deutschland. Das ist
der entscheidende Punkt.

Ich möchte Ihnen sagen – das ist
mir vor allem wichtig –, dass wir
nicht nur den Mindestlohn regeln,
sondern dass wir ein Gesamtpaket
schnüren. Eine so deutliche Erleich-
terung der Allgemeinverbindlicher-
klärung, wie wir es uns hier vorge-
nommen haben, bedeutet, dass in
Zukunft viele ganz normale Arbeit-
nehmer in Deutschland vielleicht
wieder Weihnachtsgeld bekommen,
30 statt 24 Urlaubstage haben. Bis-
her ist es so, dass Arbeitnehmer da,
wo es keine Tarifverträge gibt, das
nicht haben. Wenn wir die Möglich-

keit der Allgemein-
verbindlicherklä-
rung verbessern,
dann tun wir auch
für ganz viele Arbeit-
nehmer etwas, die
mehr als den Min-
destlohn verdienen.
Wir wollen aber,
dass es auch denen
am Ende besser geht.

Es kann nicht in unserem Interes-
se sein, dass die Tarifpartnerschaft
in Deutschland immer mehr unter-
höhlt und zum Flickenteppich
wird. Warum? Gerade in der Krise,
die wir vor einigen Jahren erlebt ha-
ben, hat sich die Tarifpartnerschaft
als Stabilitätsfaktor und Stärke un-
seres Landes erwiesen. Die Vor-
schläge, die wir hier erarbeitet ha-
ben, werden einen riesigen Beitrag
zur Fortsetzung dieser Entwicklung
leisten.

Es wird ja öffentlich kritisiert, die
Große Koalition stehe für viel Klein-
Klein.

Mit der Einführung eines gesetzli-
chen Mindestlohns von 8,50 Euro
haben wir aber einen Durchbruch
geschafft. Wenn das kein Meilen-
stein ist, dann frage ich mich: Was
ist sonst ein Meilenstein?

(Beifall bei der SPD sowie bei

Abgeordneten der CDU/CSU)

Andrea Nahles (*1970)
Landesliste Rheinland-Pfalz

Andrea Nahles, SPD:

Wir haben einen
Durchbruch geschafft 

Ab dem 1. Januar
2015 gilt in

Deutschland ein
gesetzlicher

Mindestlohn von
8,50 Euro.

Es ist ein guter
Kompromiss

geworden, vor
allem für die
Menschen in
Deutschland.©
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Ich gestehe, ich war sehr gespannt
darauf, wie sich die Linke, diese
Erben der geistigen Tradition ei-

nes Karl Marx, nun als stärkste Oppo-
sitionskraft im Deutschen Bundestag
aufstellen würde. Würden wir intel-
lektuelle Feuerwerke zu erwarten ha-
ben, tiefsinnige Einwände gegen eine
Politik der Großen Koalition – dia-
lektisch geschult –, zukunftsweisen-
de Alternativvorschläge?

Als ich den Entwurf eines Gesetzes
zur Einführung eines Mindestlohns
in die Hand nahm, war ich dann
doch etwas enttäuscht. Es ist eins zu

eins der Gesetzentwurf der SPD aus
der letzten Legislaturperiode, also
ein reines Plagiat. Nun ist ein Plagi-
at häufig ja auch Ausdruck einer be-
sonderen Verehrung, aber hier hatte
ich eher den Eindruck: Es ist der Ver-
such, parlamentarische Spielchen zu
treiben, wie ich sie im Deutschen
Bundestag nicht vermutet hätte.

Und so drängt sich angesichts Ih-
rer Spielchen doch der Verdacht auf:
Die einreichende Fraktion ist weni-
ger in der intellektuellen Tradition
von Karl Marx als in der Slapsticktra-
dition von Groucho Marx.

Ich finde es schade, wie Sie dieses
Thema missbrauchen. Das haben
die Menschen, die auf Mindestlöhne
angewiesen sind, nicht verdient.

Meine Damen und Herren, das
Thema Mindestlohn hat uns in der
letzten Legislaturperiode sehr be-
schäftigt. Ich darf an dieser Stelle an
den verstorbenen Kollegen Ottmar
Schreiner erinnern. Er hatte in einer
seiner letzten Reden – auch zum
Thema Mindestlohn – Adam Smith
zitiert. Und Smith, dieser Stammva-
ter des Kapitalismus, hatte in seinem
Buch über den Wohlstand der Natio-
nen – wohlgemerkt: den Wohlstand
der Nationen, nicht den Reichtum
Einzelner – den Begriff des gerechten

Lohns geprägt. Smith hatte diesen
definiert als einen Lohn, den ein Ar-
beiter braucht, um sich und seine Fa-
milie zu ernähren. Das Thema ist al-
so schon über 200 Jahre alt.

Es ist im Übrigen auch in einer
ganz ähnlichen Formulierung in der
ersten großen Sozialenzyklika der
katholischen Kirche von 1891 ver-
wendet worden und seither auch ei-
nes der Schmuckkästchen christlich-
sozialer Tradition.

Smith war zwar Ökonom, aber er
war auch – darauf hat Ottmar Schrei-
ner ebenfalls hingewiesen – Moral-
philosoph. Ihm war schon klar, dass
der Markt kein Selbstzweck ist, son-
dern dass er auf den Menschen bezo-
gen sein muss. Für Smith war des-
halb klar: Der Mensch ist Mittel-
punkt. Bei den modernen Ökono-
men hat man bisweilen den
Eindruck: Der Mensch ist Mittel.
Punkt! – Das kann und darf aber un-
ser Anspruch in der Politik nicht sein.

Der Markt ist keine Naturgewalt,
kein Schicksal. Er ist, mit einem
Wort von Werner Sombart, die Kul-
turleistung des Menschen zur Da-
seinsvorsorge. Weil es eine Kultur-
leistung ist, muss der Markt auch ge-
ordnet werden und die Werte wider-
spiegeln, die uns wichtig sind.

Ich sehe schon manchmal mit
Sorge, wie normativ blind die Vertre-
ter der heutigen Volkswirtschaftsleh-
re sind. Unter dem Bild des Homo
oeconomicus, einer im Übrigen ein-
zigen Beleidigung des Menschen,
wird da Politik beurteilt in einer Art
und Weise, der das hörende Herz
völlig fehlt. Ich weiß beispielsweise
nicht, worauf so mancher Ökonom
seine Warnung gründet, ein Min-
destlohn führe zum Abbau von Ar-
beitsplätzen.

Ich habe da zwei Einwände.
Der erste Einwand ist ein morali-

scher. Professor Sinn hat einmal ge-
schrieben, man müsse den Lohn nur
weit genug fallen lassen, dann be-
komme jeder eine Arbeit. Das mag
ökonomisch richtig sein. Es ist aber
zynisch und entspricht zumindest
meinem Bild von einer Wirtschaft in
einer Demokratie nicht.

Der zweite Einwand ist ein ökono-
mischer. Ich kenne keine wissen-
schaftliche Studie, die einen Zusam-
menhang von Mindestlohn und Ar-
beitsplatzverlust schlüssig nachge-
wiesen hätte. Häufig ist sogar das
Gegenteil der Fall. Deswegen rate ich
dazu, gerade an dieser Stelle den so-
genannten ökonomischen Sachver-
stand mit einer Prise Skepsis zu ge-
nießen.

Meine Damen und Herren, ich
bin froh, dass wir zum Mindest-
lohn eine vernünftige Lösung ge-
funden haben, und ich wünsche
mir, dass die intellektuelle Leis-
tung der stärksten Oppositionspar-
tei künftig in mehr bestehen möge
als in der Aneignung fremder Leis-
tung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)

Matthias Zimmer (*1961)
Wahlkreis Frankfurt am Main l

Dr. Matthias Zimmer, CDU/CSU:

Eine 
vernünftige Lösung 

Ich will jetzt ganz deutlich sagen,
Herr Ernst: Ich halte es für einen
großen gesellschaftlichen Fort-

schritt, dass es zukünftig auch in
Deutschland einen flächendecken-
den Mindestlohn geben soll.

Ich halte es im Übrigen auch für
einen Fortschritt – das sage ich ein-
mal zur rechten Seite des Hauses –,

dass es inzwischen offensichtlich
doch Einigkeit darüber gibt, dass der
Mindestlohn nicht der Untergang
des Abendlands ist, sondern ein
sinnvolles Instrument, um Lohn-
dumping und Armutslöhne zu be-
kämpfen.

Aber, liebe Frau Nahles, ich habe
mir den Koalitionsvertrag zu dem
Thema natürlich sehr genau angese-
hen. Ich gebe zu: Da war eine ganze
Menge Ernüchterung dabei. – Sie
können nicht wegreden: Mindes-
tens bei der Einführung des Min-
destlohns haben Sie ein Zweiklas-
sensystem. Für die einen gilt: Der
Mindestlohn tritt 2015 in Kraft. Ich
will an dieser Stelle sehr deutlich sa-
gen: Ich halte es für notwendig, dass
es eine Übergangsphase gibt; natür-
lich kann man einen Mindestlohn
nicht von heute auf morgen einfüh-
ren. Aber warum soll das, was für die
einen Betriebe möglich ist, sich
nämlich bis 2015 darauf einzustel-
len, für die anderen nicht möglich
sein?

Frau Nahles, Sie werden gefragt
werden. Wie wollen Sie es zum Bei-
spiel den Beschäftigten des Wach-
und Sicherheitsgewerbes, die nach
einem repräsentativen Tarifvertrag
7,50 Euro verdienen, den Wäscherei-
beschäftigten, den Floristinnen, den
Gärtnerinnen und den Tankwarten
erklären, dass sie noch zwei weitere
Jahre für Dumpinglöhne arbeiten
müssen? Ausgerechnet die – da hat
Herr Ernst doch vollkommen recht –
, die gewerkschaftlich organisiert
sind, deren Betriebe sich unter dem
Dach der Tarifvereinigung befinden,
werden jetzt bestraft. Das ist ein Pro-
blem. Das können Sie nicht vom
Tisch wischen.

Das ist keine Petitesse. Es ist auch
keine kleine Gruppe. Es sind unge-
fähr 1 Million Menschen betroffen.

Ich glaube nicht, Herr Schiewer-
ling, dass Sie mit diesem Konzept Ta-
rifverträge attraktiver machen. Wenn
die Beschäftigten, die unter einen Ta-
rifvertrag fallen, erleben, dass sie we-
niger verdienen als die, die in den so-

genannten weißen Flecken arbeiten,
dann macht es das nicht attraktiver,
sich in diesem Bereich zu engagie-
ren.

Einen weiteren Punkt finde ich
problematisch. Sie frieren den Min-
destlohn für vier Jahre ein.

Das heißt, dass der Mindestlohn
2018 real eigentlich nur noch 7,50
Euro beträgt. 2018 haben wir, was
den realen Wert angeht, einen Min-
destlohn von 7,50
Euro. Damit ma-
chen Sie aber Ihre ei-
gene Argumentation
kaputt. Sie haben ge-
sagt, 8,50 Euro brau-
chen wir mindes-
tens, damit ein al-
leinstehender Voll-
zeitbeschäftigter von
seinem Lohn leben
kann, ohne dass er zusätzlich Hartz
IV bekommt. Wenn Sie den Mindest-
lohn so einfrieren, dann schicken Sie
damit 2018 alle wieder in die Job-
center. Das ist ein Problem.

Ich finde im Übrigen auch, dass
Sie mit der Konstruktion der Min-
destlohnkommission einen Riesen-
fehler begehen. Sie degradieren die
Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler, die in dieser Kommission
mitarbeiten sollen, zu stimmlosen
Beratern. Das hat mit der Low Pay
Commission, die es in England gibt

und die für den Mindestlohn eine
sehr große Akzeptanz geschaffen hat
– auch im Arbeitgeberlager –, über-
haupt nichts mehr zu tun.

Wenn Sie die Mindestlohnkom-
mission so lassen, wie Sie sie konzi-
piert haben, dann prognostiziere ich
Ihnen, dass es zu den alten Graben-
kämpfen zwischen Arbeitgeberlager
und Gewerkschaften kommt, wie
wir sie jetzt im Tarifausschuss haben.

Das wird zum Still-
stand führen. Das
wird uns nicht wei-
terbringen. Deswe-
gen müssen wir et-
was tun. Sie verpfu-
schen mit diesem
Konzept die Min-
destlohnkommissi-
on. Das ist ein großer
Fehler.

Jetzt hoffe ich auf das Gesetzge-
bungsverfahren. Ich hoffe, dass wir
in diesem Gesetzgebungsverfahren
tatsächlich die Chance erhalten, un-
sere guten, nachvollziehbaren und
sachlichen Argumente einzubrin-
gen, Sie damit zu überzeugen. Ich
verspreche Ihnen: Wenn es um einen
guten Mindestlohn geht, dann ma-
chen wir jederzeit Überstunden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der

LINKEN)

Brigitte Pothmer (*1955)
Landesliste Niedersachsen

Brigitte Pothmer, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Zweiklassensystem bei der
Einführung des Mindestlohns

Sie 
verpfuschen
mit diesem
Konzept die

Mindestlohn-
kommission.
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Der Koalitionsvertrag beinhaltet auch die Einführung eines Mindestlohns.
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Sehr geehrte Damen und Herren
von der Linkspartei, es mag ja
Parteien in diesem Hause ge-

ben, die ohne ein gesundes Feind-
bild gegenüber politischen Mitbe-
werbern nicht durch den Tag kom-
men. Ich finde, Ihre Rede und Ihre
Art und Weise, wie Sie hier auftreten,
entlarvt Sie selbst. Es geht Ihnen of-
fensichtlich nicht mehr um die be-
troffenen Menschen, für die wir den
gesetzlichen Mindestlohn einfüh-
ren, sondern es geht Ihnen darum,
Ihr Profilchen zu schärfen. Das ist
aber billig und hat mit der Sache
nichts zu tun.

Das mag zum einen damit zu tun
haben, dass es Ihnen möglicherwei-
se gefällt, Sozialdemokraten in Re-
gierungsverantwortung wieder als
Feindbild zu haben, und dass Sie so
Ihre disparaten Truppen zusammen-
halten können.

Zum anderen mag das damit zu tun
haben, Herr Ernst, dass Sie möglicher-
weise das Gefühl haben, dass Ihnen
ein Thema, was Sie nie wirklich rich-
tig besetzt haben, ganz abhanden-
kommt, weil Sozialdemokraten nicht
dafür sorgen, dass das in Resolutionen
steht, sondern dass es für den Men-
schen auch in das Gesetz kommt.

Ich möchte an dieser Stelle einmal
sehr deutlich sagen: Die Mutter des
Erfolgs ist meine Kollegin Andrea
Nahles. Liebe Andrea, ganz herzli-
chen Dank dafür.

Es ist der SPD unter der Leitung
von Andrea Nahles gelungen, in der
entsprechenden Arbeitsgruppe bei
den Koalitionsverhandlungen dafür
zu sorgen, dass zum 1. Januar 2015
für Millionen von Menschen der ge-
setzliche Mindestlohn endlich Reali-
tät wird. Um es deutlich zu sagen:
Die kriegen mehr Geld. Sie tun ja ge-
rade so, als würden sie weniger Geld
bekommen. Das können Sie an die-
ser Stelle doch einmal anerkennen
und sollten es nicht schlechtreden,
wenn es Ihnen wirklich um die Men-
schen geht.

Zweitens. Ja, es gibt bis 2017
Übergangsregelungen. Wenn man

allerdings genau in den Entwurf der
Koalitionsvereinbarung schaut, er-
kennt man, dass dies nicht die Fol-
gen hat, die Sie hier beschrieben ha-
ben. Sie haben behauptet, dass der
Mindestlohn dann beispielsweise
für ganze Berufsgruppen nicht gelten
wird. Das stimmt nicht. Auch Mini-
jobber bekommen dann den Min-
destlohn.

Auch was die Saisonkräfte betrifft,
sage ich Ihnen: Das, was Sie behaup-
ten, stimmt nicht.

Ich sage Ihnen etwas zu der Fra-
ge, wie es sich mit denjenigen ver-
hält, für die zwischen 2015 und
dem 31. Dezember 2016 tatsächlich
noch abweichende Regelungen gel-
ten: Das sind Menschen, bei denen
es die Chance gibt, die Tarifbin-
dung – gerade in Ostdeutschland –
zu stärken.

Herr Ernst, Sie und ich sind Mit-
glied einer Gewerkschaft, der IG
Metall. Ich frage Sie an dieser Stel-
le: Wundern Sie sich nicht zumin-
dest darüber, dass Hartmut Meine,
den wir beide gut kennen, den Mit-
gliedern meiner Partei bei dem an-
stehenden Mitgliedervotum eine
Zustimmung empfiehlt, gerade aus
dem Grund, dass wir, ausdrücklich
im Interesse der arbeitenden Men-
schen in diesem Land, die Tarifbin-
dung mit dem Gesamtpaket – mit
dieser Regelung zum gesetzlichen
Mindestlohn, übrigens auch mit
den Rentenregelungen – wieder
stärken? Das tun übrigens die Vor-
sitzenden aller DGB-Einzelgewerk-
schaften. Wollen Sie die für be-
kloppt erklären? Das frage ich an
dieser Stelle einfach einmal unter
Kollegen.

Haben Sie das Gefühl, dass die
Führungen der Gewerkschaften kei-
ne Ahnung mehr von den arbeiten-
den Menschen in diesem Land ha-
ben? Wollen Sie die Gewerkschafts-
bewegung in diesem Land diffamie-
ren? Oder geht es Ihnen – das will
ich Ihnen gar nicht unterstellen, weil
Sie ein überzeugter Gewerkschafter
sind – tatsächlich um das, was ich
vorhin gesagt habe, nämlich darum,
solch eine billige Aktion zu machen,
die mit der Lebensrealität aber
nichts zu tun hat?

Nachdem wir eben etwas über
Philosophie gehört haben, sage ich
Ihnen: Es gibt einen Maßstab für
gute Politik, den Max Weber ge-
prägt hat. Danach sind die drei Ei-
genschaften guter Politik die Be-
reitschaft, Verantwortung zu über-
nehmen – das tun wir mit dieser
Regelung, für die Menschen, die sie
brauchen –, eine leidenschaftliche
Überzeugung – in dieser Regelung
steckt die sozialdemokratische Lei-
denschaft, dafür zu sorgen, dass
Menschen, die hart arbeiten, da-

von leben können, die Leiden-
schaft, das Leben der Menschen
konkret zu verbessern, die jetzt un-
ter Armutslöhnen zu leiden haben
– sowie das notwendige Augenmaß
im politischen Handeln. Augen-
maß umfasst auch die Fähigkeit zu
guten Kompromissen in der De-
mokratie.

Herr Kollege Ernst, ich spreche Ih-
nen eines nicht ab, nämlich dass Sie
eine leidenschaftliche Überzeugung
haben; das ist auch in Ordnung. Was
Ihnen fehlt, ist jede Fähigkeit zur
Übernahme von Verantwortung und
jede Fähigkeit, das richtige Augenmaß
für einen politischen Kompromiss zu
finden. Das ist der Grund, warum Sie
in der Opposition bleiben.

Frau Präsidentin, meine Damen
und Herren, : Es wird den gesetz-
lichen Mindestlohn geben. Wir
sorgen dafür, dass Menschen, die
hart arbeiten, von der Arbeit leben
können. Wir sorgen dafür, dass vor
allen Dingen eines in diesem Land
wieder nach vorne kommt – denn

unser Ziel ist nicht, dass Men-
schen vom Mindestlohn leben
müssen; unser Ziel ist, dass die
Menschen wieder anständige Löh-
ne bekommen –: Mit der Rege-
lung, die wir gefunden haben,
stärken wir die Tarifbindung, also
das, was die soziale Marktwirt-
schaft in diesem Land einmal aus-
gemacht hat, gerade auch in den
Bereichen Ostdeutschlands, in de-
nen sie nicht mehr Realität ist.
Deshalb sage ich Ihnen: Wir sind
stolz auf das, was wir durchgesetzt
haben.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Hubertus Heil (*1972)
Wahlkreis Gifhorn – Peine

Hubertus Heil, SPD:

Wir sind stolz auf das,
was wir durchgesetzt haben 
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Mir ging es wie meinen Vor-
rednern. Als der Gesetzent-
wurf der Linkspartei einge-

bracht wurde, war mir völlig klar:
Wir diskutieren über einen Mindest-
lohn von 10 Euro. Nichts anderes
habe ich in den letzten Monaten hier
in diesem Hohen Haus von Ihnen,
Herr Klaus Ernst, und den Mitglie-
dern Ihrer Partei vernommen.

Jetzt lese ich in Ihrem Gesetzent-
wurf in Paragraph 4:

Der Mindestlohn beläuft sich auf
mindestens 8,50 Euro brutto …

Sie haben bereits erklärt, dass Sie
einen SPD-Antrag zugrunde gelegt
haben. Aber bitte schön: Dann müs-
sen Sie auch die Begründung überar-
beiten. 

Im dritten Absatz Ihrer Begrün-
dung schreiben Sie:

Besonders betroffen von Stunden-
löhnen unter 10 Euro sind in
Deutschland Frauen.

Wenn Sie also schon Anträge ab-
schreiben, passen Sie wenigstens die
Begründung an; sonst sieht man,
welche Lohnhöhe diese Leistung
wert ist.

Sehr geehrte Damen und Herren,
ich habe das Gefühl, dass es Ihnen
nicht um die Menschen in unserem
Land geht. Ihnen haben Sie bis vor

wenigen Wochen vorgegaukelt: Un-
ter einem Stundenlohn von 10 Euro
ist ein menschenwürdiges Leben
nicht möglich. Jetzt kommen Sie, lie-
ber Kollege Klaus Ernst, und sagen:
8,50 Euro reichen auch. Das ist doch
Trickserei. 

Ich mache keinen Hehl daraus,
dass ich persönlich kein großer Fan
eines politisch festgesetzten Min-
destlohns bin und gerne bei unse-
rem bisherigen, bewährten Modell
geblieben wäre, nach dem die Lohn-
findung allein Aufgabe der Tarifpart-
ner war. Nicht mit einem politischen
Mindestlohn, sondern mit einer
marktwirtschaftlich organisierten
Lohnuntergrenze sind wir in den
letzten Jahren gut gefahren, wie die
arbeitsmarkt- und die sozialpoliti-
sche Bilanz der unionsgeführten
Bundesregierung ganz deutlich
zeigt.  

Klar ist allerdings auch, dass man
in einer Koalition Kompromisse ein-
gehen muss, insbesondere dann,
wenn die Vorstellungen sehr weit
auseinanderliegen, wie das bei der
Festsetzung von Lohnuntergrenzen
der Fall war. Ich denke, wir haben
mit dem gestern präsentierten Koali-
tionsvertrag von CDU, CSU und
SPD einen guten und vor allem fai-
ren Kompromiss gefunden, mit dem
wir dafür Sorge tragen, dass es den
Menschen in unserem Land besser
geht und neue Chancen entstehen.
Wir haben zur Kenntnis genommen,
dass ein flächendeckender gesetzli-
cher Mindestlohn eine Herzensan-
gelegenheit unseres Partners ist. 

Ich sage aber auch ganz deutlich,
dass durch die Einführung eines
Mindestlohns keine Arbeitsplätze
verloren gehen dürfen. Hierfür hat
sich die Union mit aller Kraft einge-
setzt, und das wird sie auch zukünf-
tig tun. 

Im Rahmen des Gesetzgebungs-
verfahrens werden wir einige Aspek-
te zu berücksichtigen haben:

Die Einführung eines bundeswei-
ten Mindestlohns ohne regionale
Ausnahmen bereitet mir insbeson-
dere mit Blick auf die ostdeutschen
Länder große Sorgen. 

Auch bei unserer europaweit ge-
lobten dualen Ausbildung müssen
wir ganz genau hinschauen. Da
Lehrlinge derzeit im Schnitt zwi-
schen 670 und 740 Euro im Monat
verdienen, sehe ich die Gefahr, dass
Schulabgänger sich zunächst kurz-
fristig einen Mindestlohnjob su-
chen, bei dem sie pro Stunde mehr
als das Doppelte verdienen, statt ei-
ne Ausbildung zu beginnen.  

Schwierigkeiten können sich auch
im Bereich der Werkverträge oder bei
den sogenannten Niedriglöhnern er-
geben, die nicht zu einem festen
Stundenlohn arbeiten. Hier besteht
die Gefahr, dass der Mindestlohn
umgangen wird und die Schwarzar-
beit zunimmt.

Durch den nun erstmalig kom-
menden einheitlichen flächende-
ckenden gesetzlichen Mindestlohn
verlieren die Tarifparteien bedauerli-
cherweise an Einfluss. Das sollte
auch Ihnen Sorge machen.

Allerdings konnten wir in den Ver-
handlungen erreichen, dass es den
Tarifpartnern bis Ende 2016 weiter-
hin möglich ist, Übergangsfristen
festzulegen, und dass derzeit gelten-
de Tarifverträge bis dahin fortgelten. 

Ich bitte alle Wohlmeinenden, al-
le, denen es um die Menschen im
Land geht, beim anstehenden Ge-
setzgebungsverfahren konstruktiv
mitzuwirken. 

Wir werden schon etwas Geschei-
tes herauskriegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)

Paul Lehrieder (*1959)
Wahlkreis Würzburg

Paul Lehrieder, CDU/CSU:

Ein guter und 
fairer Kompromiss

Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Es gab keine weiteren Redner.



Wir sprechen heute über das
Arbeitsmarktinstrument
„Sachgrundlose Befris-

tung“. Das Ganze passiert im Lichte
der Koalitionsverhandlungen, die
wir gestern abgeschlossen haben.

Wir haben uns in den Koalitions-
verhandlungen faktisch alle Arbeits-
marktinstrumente angesehen – im-
mer unter der Überschrift: „Wo gibt
es Schieflagen? Wo müssen wir etwas
ändern?“ Beim Thema Zeitarbeit ha-

ben wir beispielsweise das Problem
der Höchstüberlassungsdauer gelöst
– ich persönlich hätte mir 24 Mona-
te gewünscht, aber wir haben uns auf
18 Monate geeinigt; so ist das mit
Kompromissen –, bei den Werkver-
trägen haben wir die Informations-
rechte neu geregelt, und bei der sach-
grundlosen Befristung haben wir –
vor allen Dingen die Union – keinen
Änderungsbedarf gesehen.

Frau Krellmann, ich will Ihnen
jetzt auch einmal sagen, warum
nicht, und ich will all das, was Sie er-
klärt haben, ein bisschen relativieren:

Erster Punkt. Sie müssen sich na-
türlich erst einmal ansehen, wie viele
Menschen in Deutschland ein befris-
tetes und wie viele ein unbefristetes
Angestelltenverhältnis haben. Ich ha-
be mir einmal die Zahlen vom IAB,
einem Forschungsinstitut der Bun-
desagentur für Arbeit – es ist also
höchst unverdächtig –, angeschaut.
Es sagt, dass der Anteil befristeter Ar-
beitsverhältnisse seit 2006 mit unter
9 Prozent etwa gleichbleibend ist.
Das heißt im Umkehrschluss: 91 Pro-
zent der Menschen in Deutschland
haben einen unbefristeten Arbeitsver-

trag. Das ist erst einmal eine gute Bot-
schaft für dieses Land.

Zu den Neueinstellungen: Der An-
teil der befristeten Neueinstellungen
liegt seit 2005 in der Tat in einem
Korridor von 43 bis 47 Prozent; ak-
tuell sind es 44 Prozent. Die ent-
scheidende Kennziffer ist aber doch
die Übernahmequote. Es geht da-
rum, dass die Menschen, die einen
befristeten Arbeitsvertrag bekom-
men, auch die Aussicht auf einen un-
befristeten Arbeitsvertrag haben.
Diese Übernahmequote ist in den
letzten Jahren signifikant gestiegen.
2009 wurden 30 Prozent von ihrem
Arbeitgeber übernommen, jetzt liegt
die Quote bei 39 Prozent, weil gera-
de auch die Arbeitgeber im Mittel-
stand, die kleinen und mittleren Be-
triebe, händeringend neue Beschäf-
tigte suchen und deshalb einen gro-
ßen Anreiz haben, diese Menschen
möglichst schnell unbefristet einzu-
stellen.

Das heißt, dieses Instrument ist ei-
ne Brücke in den Arbeitsmarkt – ge-
rade für Berufseinsteiger.

Frau Krellmann, lassen Sie mich
der Fairness halber zweitens sagen:

Sie sprachen von den Gewerkschaf-
ten. Interessant ist, dass die Gewerk-
schaften diese sachgrundlose Befris-
tung einschränken beziehungsweise
abschaffen wollen, während sie sie
in den Tarifverträgen gleichzeitig
selbst erlauben – gerade die DGB-
Gewerkschaften –, und zwar nicht
nur für 24 Monate, sondern sie nut-
zen auch die Öffnungsklausel und
weiten diese sachgrundlose Befris-
tung auf 48 Monate aus.

Das hat die IG BCE, die Industrie-
gewerkschaft Berg-
bau, Chemie, Ener-
gie, in fast allen Tarif-
verträgen so geregelt,
und auch für die IG
Metall in Baden-
Württemberg gelten
diese 48 Monate in
einigen Verträgen.

Es macht deshalb
keinen Sinn, dass der
Gesetzgeber etwas verbietet, was bei
vielen Tarifvertragsparteien gang und
gäbe ist; und deswegen sehen wir
hier auch keinen Änderungsbedarf.

Drittens. Das letzte Beispiel ist die
Frage – Sie haben das indirekt ja auch
angesprochen –: Wo wird befristet?
Wo finden Befristungen statt? Interes-
sant ist, dass die Quote der befriste-
ten Arbeitsverhältnisse in der Privat-
wirtschaft bei rund 7 Prozent liegt,
während sie im öffentlichen Dienst
mehr als doppelt so hoch ist. Im Be-
reich „Erziehung und Unterrichtung“
liegt sie beispielsweise bei 17 Prozent.

Bei den Neueinstellungen wird das
noch deutlicher: Im Bereich „Erzie-
hung und Unterricht“ – öffentliche
Verwaltung beziehungsweise öffentli-
che Hand – beträgt die Quote fast 80
Prozent, während es im Mittelstand
rund 20 Prozent sind, zum Beispiel
23 Prozent im Bereich „Baugewerbe,
Information und Kommunikation“
usw. Das heißt, der Staat als Arbeitge-
ber muss erst einmal selbst seine Pra-
xis überprüfen, bevor er überhaupt
daran denken kann, regulierend in

den Markt einzugrei-
fen, um Mittelständ-
ler unter Druck zu
setzen.

Der Grund für die-
se Unterschiede ist
klar: Es gibt einen ei-
genen Sachgrund in
der öffentlichen Ver-
waltung, nämlich
die Mittelbefristung.

Diesen Sachgrund gibt es im Mittel-
stand nicht. Es gibt keinen Sach-
grund Auftragslage oder Konjunk-
turlage. Wenn es ihn gäbe, dann
könnte man ja über alles reden, aber
den gibt es nicht. Deshalb halten wir
an der sachgrundlosen Befristung
fest.

Wir sehen hier keinen Änderungs-
bedarf. Wir brauchen die flexiblen
Arbeitsmarktinstrumente für die Er-
folge am Arbeitsmarkt, und deshalb
lehnen wir Ihren Antrag ab.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Carsten Linnemann (*1977)
Wahlkreis Paderborn

Dr. Carsten Linnemann, CDU/CSU:

Wir brauchen die flexiblen
Arbeitsmarktinstrumente 

Schade, dass wir heute erst so
spät abends über das Thema
„Sachgrundlose Befristung“ re-

den. Ich glaube nämlich, das ist ein
sehr wichtiges, ein existenzielles
Thema. Es ist so wichtig, dass ich mir
wünschen würde, diese Debatte und
die Ergebnisse dieser Debatte kämen
noch heute bei den Menschen im

Lande an, damit man darüber reden
kann.

Ich möchte mit einem Beispiel aus
der Praxis, das ich gerade erlebt ha-
be, beginnen. Vor einer Woche war
ich Gast bei der Betriebsversamm-
lung eines Berliner Callcenters. Meh-
rere Hundert Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter telefonieren und beraten
dort, unter anderem für die Bundes-
agentur für Arbeit. Ich war scho-
ckiert, als ich hörte, wie viele enga-
gierte Belegschaftsmitglieder in ei-
nem unsicheren, befristeten Arbeits-
verhältnis festhängen: sagenhafte 95
Prozent der Belegschaft. Nur 5 Pro-
zent haben einen unbefristeten Ar-
beitsvertrag. Das ist ungeheuerlich.

Befristete Arbeitsverträge bedeu-
ten für die Beschäftigten massiven
Druck und unsichere Zukunftsper-
spektiven; das ist in besagtem Call-
center sehr deutlich geworden: Auf
der Betriebsversammlung klagten al-
leinerziehende Frauen, dass sie „frei-
willig“ samstags arbeiten sollen. Sie
wissen nicht, wo sie ihre Kinder

währenddessen unterbringen kön-
nen. Sie wissen aber genau: Wer
samstags nicht arbeitet, bekommt
bei der Verlängerung seines befriste-
ten Arbeitsvertrages Probleme. Was,
bitte schön, soll daran freiwillig
sein? Das ist doch Erpressung!

Arbeitshetze, Überstunden, Arbeit
am Wochenende und zu späten Zei-
ten: Durch befristete Verträge wird
den Beschäftigten mit dem Entzug
ihrer Existenzgrundlage gedroht.
Hinzu kommt schlechte Bezahlung:
Stundenlöhne von 7,90 Euro sind
keine Seltenheit. Es gibt keinen Ta-
rifvertrag, und der Arbeitsschutz ist
mangelhaft.

Das Problem ist: Das geschilderte
Beispiel ist kein Exotenbeispiel. Ver-
hältnisse wie in diesem Callcenter
findet man in Tausenden von Betrie-
ben. Trotzdem stehen viele der Be-
schäftigten zu ihrem Job und sind
von dem Produkt, über das sie bera-
ten, überzeugt. Die Beschäftigten
lassen sich trotz aller Widrigkeiten
nicht unterkriegen. In dem gleichen

Callcenter haben die Beschäftigten
vor fünf Monaten einen Betriebsrat
gewählt. Ich finde, unter den Bedin-
gungen von massenhaften Befristun-
gen ist es wirklich eine große Leis-
tung, einen Betriebsrat zu wählen.
Das verdient unsere Anerkennung.

Dieser Betriebsrat muss wieder
neu gewählt werden. Bei fast der
Hälfte der Betriebsratsmitglieder
laufen die Verträge aus oder sie sind
noch nicht verlängert. Das Problem
ist: Befristet Beschäf-
tigte genießen kei-
nen Kündigungs-
schutz nach dem
Kündigungsschutz-
gesetz. Befristet be-
schäftigte Betriebsrä-
te genießen darüber
hinaus keinen be-
sonderen Kündi-
gungsschutz nach
dem Betriebsverfassungsgesetz. Das
Unternehmen hat es in der Hand,
unliebsame Beschäftigte und kriti-
sche Betriebsräte problemlos loszu-
werden; angesichts der Befristung
der Arbeitsverträge ist das nur eine
Frage der Zeit.

Das Schlimme ist: Die Unterneh-
men dürfen all dies; alles, was dort
passiert, ist rechtlich zulässig. Des-
halb müssen die gesetzlichen Rah-
menbedingungen jetzt schnell geän-
dert werden, und zwar noch vor der

nächsten Betriebsratswahl im Früh-
jahr nächsten Jahres.

Belegschaften dürfen durch Be-
fristungen nicht weiter daran gehin-
dert werden, ihre Rechte wahrzu-
nehmen. Dieses Callcenter ist kein
Einzelfall in Deutschland. Deswe-
gen meine Bitte und meine Auffor-
derung an alle: Die Linke hat einen
Gesetzentwurf vorgelegt, wie er in
der letzten Legislaturperiode teil-
weise genau in ähnlicher Form vor-

geschlagen wurde
von uns, von den
Grünen und von der
SPD. Zu sachgrund-
losen Befristungen
steht in den Koaliti-
onsvereinbarungen
kein Wort.

Das heißt für
mich: Es kann kei-
nen Grund geben,

warum man unserem Antrag jetzt
nicht zustimmt.

Tausende von Menschen bekämen
eine Zukunftsperspektive, bekämen
Sicherheit für sich und ihre Famili-
en, könnten für den Betriebsrat kan-
didieren. Deswegen meine Bitte:
Stimmen Sie zu, damit wir Beschäf-
tigten, die in Befristungen festhän-
gen, endlich eine Perspektive geben
können.

(Beifall bei der LINKEN)

Jutta Krellmann (*1956)
Landesliste Niedersachsen

Jutta Krellmann, DIE LINKE:

Massiver Druck und
keine Zukunftsperspektiven 
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Befristete
Beschäftigte

genießen 
keinen

Kündigungs-
schutz.

91 Prozent der
Menschen in
Deutschland
haben einen

unbefristeten
Arbeitsvertrag.
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Mittlerweile hat fast jeder
zweite neue Job ein Ver-
fallsdatum, Herr Linne-

mann; das ist das Problem und nicht
die absolute Zahl. Diese Entwick-
lung sehen wir mit großer Sorge.
Deswegen haben wir in der letzten
Wahlperiode einen fast identischen
Antrag in den Bundestag einge-
bracht – wie heute die Linke. Wir
hatten gehofft, dass sich die Große
Koalition – anders als Schwarz-Gelb
– endlich mit diesem Problem be-
fasst und sich ihm stellt. Im Koaliti-
onsvertrag steht aber kein einziges
Wort zur sachgrundlosen Befristung.
Ich finde, das geht überhaupt nicht.
Ein Kapitel „Vollbeschäftigung, gute
Arbeit und soziale Sicherheit“ ohne
das Thema Befristung geht nicht;
denn das ignoriert die Sorgen und
die Ängste der Menschen.

Ich bleibe ganz kurz beim Koaliti-
onsvertrag, weil dieser mehrfach an-

gesprochen wurde. Natürlich sind
Kompromisse notwendig, und na-
türlich gibt es auch Verbesserungen.
Über den Mindestlohn haben wir
schon diskutiert. Die Tarifautono-
mie wird gestärkt; das ist mir persön-
lich ein besonderes Anliegen. Die
Werkverträge werden – ich sage mal
– reguliert. Da sehen wir auch unse-
re Vorschläge teilweise verwirklicht.
Das heißt, hier stimmt die Richtung.
Ich hoffe: Sie setzen das auch wirk-
lich um.

Bei anderen Themen haben wir
aber heftige Kritik. Enttäuschend fin-
de ich beispielsweise die Pläne bei
der Leiharbeit. Equal Pay soll es erst
nach neun Monaten geben; das ken-
nen wir eigentlich nur von der FDP.
Das geht gar nicht. Die Begrenzung
der Überlassungszeit ist richtig. Aber

sie ist zu lang und muss vor allem an
den Arbeitsplatz gebunden werden.
Das heißt, bei der Leiharbeit werden
wir uns noch viel streiten.

Ein weiterer Kritikpunkt betrifft
die Minijobs. Hier fehlt die Renten-
versicherungspflicht; das kann ich
überhaupt nicht verstehen.

Eine Leerstelle gibt es insbesonde-
re beim Beschäftigtendatenschutz.
Hier brauchen wir
endlich faire Rege-
lungen zum Schutz
der Beschäftigten.

Das Kapitel „Gute
Arbeit“ hat also etli-
che Lücken. Uns, der
Opposition, wird
die Arbeit nicht aus-
gehen. Die Diskus-
sionen im Ausschuss
gehen weiter.

Zurück zu den Befristungen; denn
das Thema ist mir schon wichtig. Da
es keine Koalitionspläne gibt, über
die man reden kann, werde ich – wie
in den letzten vier Jahren – einfach
die Situation beschreiben, damit
hier endlich etwas passiert. Die sach-
grundlose Befristung hat sich in den

letzten Jahren wie ein Virus ausge-
breitet. Die Arbeitgeber nutzen na-
türlich diesen Vorteil; denn das er-
möglicht ihnen eine extrem flexible
Personalpolitik. Der Preis für die Be-
schäftigten ist aber hoch, wir mei-
nen: zu hoch.

Beschäftigte, die befristet ange-
stellt sind, haben ein hohes Armuts-
risiko. Sie werden viel häufiger ar-

beitslos als regulär
Beschäftigte. Sie kön-
nen auch nicht über
den Tag hinaus pla-
nen. Die ständige
Unsicherheit belastet
die Menschen. Viele
machen sich Sorgen
über die Zukunft
und haben Angst vor
Krankheit und Ar-

mut im Alter. Lebensqualität sieht
anders aus.

Wer weiterbeschäftigt werden will,
verhält sich ruhig und wird nicht ge-
rade auf seine Rechte pochen. Man
verschlechtert ja nicht leichtfertig
mögliche Chancen. Das wissen auch
die Arbeitgeber. Deswegen sind die
Arbeitsbedingungen häufig schlech-

Beate Müller-Gemmeke (*1960)
Landesliste Baden-Württemberg

Beate Müller-Gemmeke, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Der Preis für die
Beschäftigten ist zu hoch 

Herr Dr. Linnemann und lie-
be Kolleginnen und Kolle-
gen von der Union, die

Große Koalition, die im Raum steht,
wird leider nichts daran ändern, dass
wir in der einen oder anderen Frage
dennoch unterschiedlicher Meinung
sind.

Das wird sich natürlich auch nicht
so ohne Weiteres ändern.

Ich muss ausnahmsweise der Frau
Krellmann von den Linken recht ge-
ben, dass uns das angesprochene
Thema befristete Beschäftigung sehr
am Herzen liegt. Dabei geht es um
die prekäre Beschäftigung insge-
samt. Um wieder zum Koalitions-
frieden zurückzukommen: Ich finde,
wir haben gemeinsam in dem mög-
lichen Vertrag eine Menge erreicht,
was dazu führen wird, dass die Zahl

der prekären Beschäftigungsverhält-
nisse in der Bundesrepublik
Deutschland abnehmen wird.

Da haben wir das Thema Mindest-
lohn. Ab dem 1. Januar 2015 werden
wir bundesweit einen flächende-
ckenden, einheitlichen Mindestlohn
einführen. Ich finde, das ist ein gro-
ßer Erfolg für Deutschland. Das ist
geradezu ein historisches Ereignis.

Wir gestatten es den Tarifvertrags-
parteien sogar, darüber hinauszuge-
hen, zu sagen: Dieser gesetzliche
Mindestlohn ist uns nicht hoch ge-
nug. Wir wollen über einen eigenen
Mindestlohntarifvertrag einen noch
höheren erreichen. – Auch das ist ei-
ne gute Geschichte.

Dann haben wir ein Thema auf-
gegriffen, von dem ich behaupte: Es
war in den letzten 20 oder 30 Jah-
ren in diesem Raume nicht einmal
diskussionsfähig. Wir haben gesagt:
Wir gehen das Tarifvertragsgesetz
an und reformieren die Allgemein-
verbindlicherklärung. Für diejeni-
gen, die es nicht so genau wissen:
Die Allgemeinverbindlicherklärung
soll bewirken, dass in einer Branche
ein Tarifvertrag wie ein Gesetz
wirkt. Damit sollen mögliche Miss-
stände in einem Bereich beseitigt
werden.

Wir kümmern uns auch um das
Thema Leiharbeit. Die Höchstüber-
lassungsdauer soll künftig bei ledig-
lich 18 Monaten liegen. Das ist eine
prima Geschichte. Wir ändern auch
Kleinigkeiten – sie sind leider nicht

hinreichend – beim Thema Equal
Pay. Ich kann weitere Dinge nennen,
beispielsweise bei der Entgeltgleich-
heit, die insbesondere Frauen be-
trifft. Ich finde es einen Skandal,
dass Frauen in dieser Republik im
Schnitt immer noch wesentlich we-
niger verdienen als Männer.

Wenn den Frauen künftig ein Aus-
kunftsanspruch hilft, um Entgelt-
gleichheit durchzusetzen, dann ist
das eine großartige Geschichte.

Meine Damen und Herren von
der Union, lassen Sie mich bei die-
ser Gelegenheit für die Art und Wei-
se danken, in der diese Koalitions-
verhandlungen verlaufen sind. Mei-
ne Erfahrung war: Es waren kon-
struktive und fachkundige
Gespräche, und das ist richtig gut ge-
laufen.

Aber jedem Vertrag ist immanent,
dass ein Kompromiss damit einher-
geht. Ein Kompromiss beinhaltet ge-
genseitiges Nachgeben. Es gibt sogar
den gängigen Spruch: Ein guter
Kompromiss liegt dann vor, wenn
beide Seiten heftig über denselben
schimpfen. Ich kann Ihnen sicher sa-
gen, dass wir als SPD dies an der ei-
nen oder anderen Stelle tun.

Wenn wir über das Thema Maut
reden, dann wird mir ganz anders.
Wenn wir über die Fortsetzung des
Betreuungsgeldes reden, bin ich
auch nicht gerade erfreut. Wir wären
auch der Auffassung gewesen, dass
wir für dieses Land Steuererhöhun-
gen gebraucht hätten. Aber wir ha-

ben diese nicht durchsetzen können.
So ist auch das Thema sachgrundlo-
se Befristung eines, das uns leider
nicht zufriedenstellt.

Es gibt eine Menge Fakten, die da-
für sprechen, die sachgrundlose Be-
fristung zu streichen. Fast 50 Prozent
aller Neueinstellungen erfolgen be-
fristet, wie erwähnt, gerade im öf-
fentlichen Dienst, wobei meine per-
sönliche Haltung zu dem Thema ist,
dass gerade der öffentliche Dienst ei-
ne Vorbildfunktion einnehmen
müsste, was Beschäftigungsverhält-
nisse angeht.

Daran können an sich alle hier im
Raum mitwirken. Alle sind in ir-
gendwelchen Landesregierungen
vertreten und haben natürlich auch
die Möglichkeit, mit
den Kommunen zu
reden. Ich finde, wir
sollten dieses Thema
gemeinsam ange-
hen.

Leider sind mitt-
lerweile fast 10 Pro-
zent aller Arbeitsver-
hältnisse insgesamt
befristet. Dabei gibt
es einen Aspekt, der, finde ich, be-
sonders betroffen macht. Es sind ge-
rade die jungen Menschen, die von
Befristungen betroffen sind. 19 Pro-
zent aller jungen Menschen bis 34
Jahre haben einen befristeten Ar-
beitsvertrag. Das ist eine Gruppe von
Menschen, die in ihrer Lebenspla-
nung eingeschränkt sind, und das in
einem Alter, in dem an sich jede
Menge Entscheidungen zu treffen
sind, etwa ob man eine Familie
gründet, ob man Investitionen grö-
ßerer Art tätigt usw. Es geht also um
die Lebensplanung.

Befristete Beschäftigung hat auch
etwas mit der Durchsetzung von
Rechten zu tun. Umso häufiger sind

befristet Beschäftigte deshalb über-
dies von Niedriglöhnen betroffen.

Meine Damen und Herren von
der Union, vielleicht überlegen Sie
sich das Ganze noch einmal. Sie ha-
ben jetzt jede Menge gute Argumen-
te geliefert bekommen.

Meine Damen und Herren, lassen
Sie mich abschließend Folgendes sa-
gen: Der Koalitionsvertrag als sol-
cher ändert nichts an unserer Hal-
tung zu befristeter Beschäftigung,
wobei wir weitergehend der Auffas-
sung sind, dass man auch über die
Sachgrundbefristung nachdenken
müsste. Ein Beispiel sei an dieser
Stelle genannt.

In meinem Wahlkreis gibt es ein
Klinikum mit über 2 000 Beschäftig-

ten. Dort gibt es
auch immer wieder
Erziehungszeitver-
tretungen. In einem
solchen großen
Krankenhaus gibt es
jede Menge identi-
scher Stationen:
mehrere internisti-
sche Stationen, meh-
rere chirurgische Sta-

tionen, mehrere Intensivstationen
usw. Statt jeweils mit Sachgrundbe-
fristungen zu arbeiten, könnte man
auch wunderbar Springer einsetzen.
Alle gemeinsam müssen also auf al-
len Ebenen mitwirken, damit auch
das besser wird.

Unsere Position ist nicht verän-
dert. Deshalb sagt auch unsere Frak-
tion Ja zu diesem Koalitionsvertrag.
Ich bin mir sicher, unsere Mitglieder
werden es auch tun. In dem Sinne
hoffe ich, dass sich in den nächsten
vier Jahren tatsächlich etwas positiv
für die Menschen in diesem Lande
wendet.

(Beifall bei der SPD)

Anette Kramme (*1967)
Landesliste Bayern

Anette Kramme, SPD:

Unsere Position
ist nicht verändert  
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19 Prozent aller
jungen Menschen

bis 34 Jahre
haben einen
befristeten

Arbeitsvertrag.

Im
Koalitionsvertrag
steht kein einzi-

ges Wort zur sach-
grundlosen
Befristung.
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ter als bei regulärer Beschäftigung.
Der Lohn ist niedriger, und es gibt
weder Aufstiegs- noch Weiterbil-
dungsmöglichkeiten. Das alles zu-
sammen ist für uns nicht akzeptabel.

Dabei beschäftigt mich eine Ent-
wicklung ganz besonders; Frau
Kramme hat sie schon angespro-
chen: Gerade junge Menschen sind
von Befristungen besonders stark be-
troffen. Lebensplanung ist etwas,
worüber viele jüngere Beschäftigte

nur noch müde lächeln können. Das
ist nicht nur ungerecht, sondern mit
Blick auf den demografischen Wan-
del auch verantwortungslos; denn
gerade junge Menschen brauchen
ihren Platz in unserer älter werden-
den Gesellschaft. Auch deswegen
wollen wir die sachgrundlose Befris-
tung abschaffen.

Ich höre immer, Betriebe seien
dann nicht mehr flexibel genug in
ihrer Personalplanung. Dazu sage

ich: Es gibt eine ausreichend lange
Probezeit. Kleine Betriebe sind vom
Kündigungsschutz ganz befreit. Für
die anderen gibt es noch immer die
Befristung aus sachlichem Grund,
beispielsweise für einen Zusatzauf-
trag, bei Saisonarbeiten oder für ein
bestimmtes Projekt. Gleiches gilt bei
Elternzeit, bei längerem Urlaub oder
Krankheit. Wer gute Gründe hat,
könnte also weiterhin befristen.
Sachgrundlos, also einfach willkür-

lich, das soll aber künftig nicht mehr
möglich sein. Durch Befristungen
darf das unternehmerische Risiko
nicht einfach auf die Beschäftigten
übertragen werden. Auch der Kündi-
gungsschutz darf nicht umgangen
werden. Nur so wäre es richtig und
auch fair.

Unser Ziel ist es also, eine neue, ei-
ne gerechte Balance herzustellen, die
den Interessen der Arbeitgeber und
der Beschäftigten gleichermaßen ge-

recht wird. Flexible Arbeitsverhält-
nisse dürfen keine Einbahnstraße
sein; denn die Menschen brauchen
soziale Sicherheit. Das Thema steht,
wie ich schon gesagt habe, nicht im
Koalitionsvertrag. Wir werden aber
dranbleiben. Das kann ich Ihnen
versichern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der

LINKEN)

In der Tat steht zur sachgrundlo-
sen Befristung nichts im Koaliti-
onsvertrag, und das hat seinen

Grund, nämlich den, dass wir an den
Regelungen nichts ändern werden.
Ich will Ihnen das kurz begründen.

Die sachgrundlose Befristung von
Arbeitsverhältnissen gibt es seit Mit-
te der 80er-Jahre. Eingeführt wurde
sie von Arbeitsminister Norbert
Blüm. Nachdem sie Erfolge zeitigte
und dafür gesorgt hat, dass es mehr
Beschäftigung gegeben hat, war es
Rot-Grün, Frau Kollegin Müller-
Gemmeke, die diese in das Teilzeit-
und Befristungsgesetz überführt hat.

Es war die Abgeordnete Dr. Thea
Dückert, die am 26. Oktober 2000,
damals der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen angehörend, zur Einfüh-
rung dieses Gesetzes sagte:

Im Ganzen wird die Befristung
ohne sachlichen Grund weiterhin er-
möglicht; das ist uns wichtig.

Ich muss sagen: Die Kollegin Dü-
ckert hatte recht.

Die Arbeitsmarktlage gibt ihr
recht. Bleiben Sie doch bitte bei
dem, was Sie selber erkannt haben.
Das hat für mehr Beschäftigung in
Deutschland gesorgt.

Verabschieden Sie sich doch nicht
von allen Reformen, die Sie durchge-
führt haben! Es ist doch eine etwas
schizophrene Situation: Wir werden
europaweit dafür bewundert, uns
wird dafür auf die Schultern ge-
klopft. Da kommt man sich als Uni-
onsmensch eigenartig vor: Wir wer-

den dafür gelobt, was Rot-Grün für
sinnvolle Reformen durchgeführt
hat. Die mussten wir an manchen
Stellen – bei Hartz IV haben Sie die
Kinder vergessen usw. – nachbes-
sern. Das haben wir gemacht. Sie ha-
ben dem auch zugestimmt. Sie ha-
ben notwendige Arbeitsmarktrefor-
men durchgeführt. Jetzt haben diese
Erfolg. Aber das Schizophrene ist,
dass Sie diese wieder zurückdrehen
wollen. Das ist völlig irrsinnig, und
das werden wir nicht machen.

Diese Reformen waren richtig und
notwendig. Sie sorgen für Arbeits-
plätze, und deswegen bleibt es da-
bei.

Das ist keine Märchenstunde.
Schauen Sie sich doch schlicht und
ergreifend die Arbeitsmarktzahlen in
Deutschland an.

Wir haben noch nie so viele sozi-
alversicherungspflichtig Beschäftigte
gehabt wie heute.

Wir haben eine exzellente Situati-
on in allen Kassen.

Liebe Kollegen der Linksfraktion,
Sie merken – diesen Verhandlungs-
erfolg kann die SPD in der Tat für
sich verbuchen –, dass Ihnen sozial-
politisch sämtliche Felle weg-
schwimmen.

Deswegen fangen Sie in einer par-
lamentarischen Ungeduld an, diese
Themen noch einmal hochzuko-
chen. Es ist schlicht und ergreifend
in dem Bereich nicht mehr zu errei-
chen. Wir müssen bei dem bleiben,
was sinnvollerweise vereinbart wor-
den ist.

Ich möchte in dieser Debatte zu-
mindest einmal – das hat der Kolle-
ge Linnemann vorhin auch schon
gemacht – auf die Arbeitgeberseite
zu sprechen kommen. Auch die gibt
es. Nicht jeder Arbeitgeber, insbe-
sondere der im betroffenen Mittel-
stand, ist ein schlimmer Ausbeuter,
der jungen Menschen, von denen Sie
hier die ganze Zeit reden, die Zu-
kunft verbauen will. Wir reden doch
praktisch über den Mittelstand. Be-
fristete Arbeitsverhältnisse haben
faktisch im Bereich der Kleinstbetrie-
be, das heißt in Betrieben mit bis zu
zehn Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern, gar keine Bedeutung,

weil diese Betriebe ohnehin jederzeit
kündigen können. Da gilt das Kün-
digungsschutzgesetz überhaupt
nicht.

Die Regelungen haben ebenso we-
nig Bedeutung bei größeren, tarifge-
bundenen Unternehmen, wo es ent-
weder Haustarifverträge oder die
von dem Kollegen Dr. Linnemann
schon erwähnten Tarifverträge gibt –
Stichwort IG BCE –, die eine zum
Teil noch viel längere sachgrundlose
Befristung zulassen. Betroffen sind
die Betriebe, die sich in der schwie-
rigen Sandwichposition, also dazwi-
schen, befinden, das heißt mehr als
zehn Arbeitnehmerinnen oder Ar-
beitnehmer haben, aber noch kein
Großbetrieb sind, der ohnehin mit-
bestimmt ist, wo es einen Betriebsrat
gibt, wo es eine Gewerkschaft gibt,
wo auf solche Sachen ohnehin mit
Einstellungskriterien und mit einem
Haustarifvertrag reagiert wird. Diese
Betriebe schaffen Arbeitsplätze in
Deutschland. Sie brauchen in die-

sem Haus einen Anwalt, und das
werden die Unionsfraktion und Per-
sonen wie Herr Dr. Linnemann als
Vorsitzender unserer Mittelstands-
und Wirtschaftsvereinigung sein.
Menschen wie er sorgen dafür, dass
diese Betriebe weiterhin einen An-
walt im Bundestag haben. Sie brau-
chen die Möglichkeit der sachgrund-
losen Befristung, um atmen zu kön-
nen.

Täuschen Sie sich nicht: Ver-
meintliche Sach-
gründe wie „Wir ha-
ben jetzt einen Auf-
trag, und zur Ab-
wicklung dieses
Auftrages stellen wir
befristet mehr Men-
schen ein“ sind vor
Arbeitsgerichten in
Deutschland unsi-
cher. Ich bin in die-
sem Bereich seit einigen Jahren be-
ratend tätig. Als verantwortlicher Ju-
rist wird man keinem Betriebsinha-
ber sagen können: Mit dieser
Begründung kannst du dich, wenn
die Auftragslage schlechter wird
oder wenn dieser Auftrag abgewi-
ckelt ist, ohne Weiteres und ohne
Abfindung wieder von den Arbeit-
nehmern trennen. – Diese Tren-
nung wollen die Arbeitgeber ja
nicht, um den Arbeitnehmern ir-

gendetwas Schlechtes zu tun, son-
dern weil sie schlicht und ergreifend
nicht mehr bezahlbar sind. Bevor
Betriebe in die Gefahr kommen,
notleidend zu werden oder sogar in
die Insolvenz zu gehen, zumindest
in eine ganz schwere Schieflage zu
kommen, müssen wir dem Mittel-
stand die Luft zum Atmen geben. In-
sofern ist es richtig, dass dieses In-
strumentarium erhalten bleibt.

Wenn man sich den Koalitionsver-
trag insgesamt an-
schaut – das ist in
dieser Debatte etwas
zu kurz gekommen –
, dann muss man sa-
gen: Er ist nicht zu
mittelstandslastig,
sondern er ist gerade
im sozialpolitischen
Bereich erheblicher
Kritik aus dem Ar-

beitgeberlager ausgesetzt. Deswegen
geht Ihre Kritik, dass wir die Interes-
sen der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer nicht hinreichend ge-
würdigt hätten, vollkommen fehl.
Das ist ein ausgewogener Koalitions-
vertrag. Auch in diesem Bereich wer-
den wir ihn umsetzen und dafür sor-
gen, dass es noch mehr Beschäfti-
gung in Deutschland gibt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Johann Wadepuhl (*1963)
Wahlkreis Rendsburg-Eckkernförde

Dr. Johann Wadephul, CDU/CSU:

Wir werden an den
Regelungen nichts ändern 

Im Ganzen wird
die Befristung

ohne sachlichen
Grund weiterhin
ermöglicht; das
ist uns wichtig.
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Beschäftigte der Metall- und Elektroindustrie demonstrieren für die unbefristete Übernahme Auszubildender.
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Einmal mehr beschäftigen wir
uns heute mit der sachgrund-
losen Befristung, einem ar-

beitsrechtlichen Instrument, das
sich bewährt hat und dessen Ab-
schaffung unseren Arbeitsmarkt be-
lasten würde; Vorredner haben be-
reits darauf hingewiesen.

Die Lage auf dem hiesigen Ar-
beitsmarkt ist so gut wie noch nie.
Wir haben so hohe Beschäftigungs-
quoten wie nie zuvor, mit Abstand
die geringste Jugendarbeitslosigkeit
innerhalb der EU, und unserer Wirt-
schaft geht es ausgesprochen gut.

Wir haben – das besagen die aktuel-
len Zahlen – über 300 000 mehr so-
zialversicherungspflichtige Beschäf-
tigungsverhältnisse im Vergleich
zum Vorjahresniveau. Wir haben
insgesamt so viele sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigungsver-
hältnisse wie noch nie auf deut-
schem Grund und Boden.

Großen Anteil an diesem Erfolg
haben unsere flexiblen Beschäfti-
gungsformen; das gehört zur Wahr-
heit. Frau Kollegin Müller-Gemme-
ke, es war die rot-grüne Bundesregie-
rung, die das Teilzeit- und Befris-
tungsgesetz, das zum 1. Januar 2001
in Kraft getreten ist, eingeführt hat.
Das war angesichts des damaligen
verkrusteten Arbeitsmarkts richtig.

Jetzt kommt Frau Kollegin Krell-
mann und sagt: Wir haben aber
jetzt Fachkräftemangel; es schaut
wieder ganz anders aus. – Frau Kol-
legin Krellmann, es gibt keinen
Grund dazu, jetzt schon übermütig
zu werden. Wir drehen das, was da-
mals an Lockerung auf dem Arbeits-
markt gemacht worden ist, nicht
zurück. Wir fahren unsere Volks-
wirtschaft nicht mutwillig an die
Wand, wie es unsere westlichen
Nachbarn in Frankreich derzeit im
Begriff sind zu tun.

Lassen Sie uns nicht übermütig
werden. Lassen Sie uns die proba-
ten, die richtigen Instrumente, die
Rot-Grün sinnvollerweise einge-
führt hat, nutzen und nicht das
Kind mit dem Bade ausschütten.
Wir sollten diese Instrumente tat-
sächlich weiterentwickeln. Frau
Kollegin Kramme hat darauf hinge-
wiesen: Entsprechend sind wir bei
der Leiharbeit vorgegangen; wir ha-
ben trotz unterschiedlicher Vorstel-
lungen Equal Pay eingeführt. Wir
haben etliches Gute, etliches Sinn-
volle zur Einschränkung von Miss-
bräuchen bei flexiblen arbeits-
marktpolitischen Instrumenten auf
den Weg gebracht. Aber ein kom-
pletter Verzicht auf die sachgrund-
lose Befristung würde den Arbeits-
markt absolut kontraproduktiv be-
lasten. Deshalb ist dieser Verzicht
auch nicht im Koalitionsvertrag
enthalten.

Meine Damen und Herren, die
aus diesen Instrumenten resultieren-
de Flexibilisierung des Arbeitsmark-
tes hat zu einem beachtlichen Be-
schäftigungszuwachs geführt. Da-
rauf können wir zu Recht stolz sein.
Daran haben mehrere Bundesregie-
rungen über mehrere Legislaturperi-
oden mitgearbeitet.  Wir sollten uns

auch hüten, jetzt an diesen Bedin-
gungen zu rütteln.

Ihr Entwurf, liebe Kolleginnen
und Kollegen der Linken, ist aber ge-
nau solch ein Versuch. Mit der Ab-
schaffung der sachgrundlosen Be-
fristung von Arbeitsverhältnissen
würde ein bewährtes Instrument er-
satzlos gestrichen, das für viele Un-
ternehmen Anreize bietet, mehr Per-
sonal einzustellen, und das für die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer eine wichtige Brücke in eine un-
befristete Beschäftigung ist.

Frau Kollegin Müller-Gemmeke,
Sie haben doch sicher dem Kollegen
Linnemann aufmerksam zugehört.
Er hat gesagt: Wenn
40 Prozent aus ei-
nem befristeten Ar-
beitsverhältnis fest
übernommen wer-
den, dann sind das
40 Prozent Chancen,
dann erhalten 40
Prozent der Men-
schen für ihre Le-
bensplanung eine
Perspektive.

Das gehört zur Wahrheit dazu.
Die Abschaffung der sachgrundlo-

sen Befristung wäre ein Nachteil für
die Beschäftigungssituation in
Deutschland. Deshalb lehnen wir
den Entwurf ab, meine Damen und
Herren.

Selbstverständlich würde auch ich
mir wünschen, dass alle Menschen
in unserem Land von Anfang an ei-
nen unbefristeten Arbeitsvertrag er-
halten. Das ist der Idealfall. Auf die-
sen arbeiten wir mit ganzer Kraft

hin. Allerdings gibt es durchaus Si-
tuationen, in denen eine Befristung
nicht nur sinnvoll, sondern gerade-
zu geboten ist. Nur durch diese Fle-
xibilisierung können wir mehr Men-
schen erfolgreich in Arbeit bringen.
Das muss letztlich unser aller vor-
rangiges Ziel sein.

Befristete Verträge haben hier eine
wichtige Funktion und schaffen An-
reize für Unternehmen, bei vorüber-
gehend guter Auftragslage mehr Ar-
beitnehmer zu beschäftigen. Das
schafft Jobs, die viele Firmen nicht
vergeben würden, wenn es die Mög-
lichkeit der Befristung nicht gäbe. Für
die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer birgt dies zu-
gleich die Chance,
sich zu beweisen und
nach guter verlässli-
cher Arbeit einen un-
befristeten Arbeits-
vertrag zu erhalten.

Ja, es ist richtig:
Wir müssen schauen,
was im öffentlichen
Dienst passiert. Frau

Kollegin Kramme, wir beide kom-
men aus Bayern. Wir wissen: Das
Bayerische Kinderbildungs- und -be-
treuungsgesetz sieht vor, dass Eltern
bei den Kindergärten immer nur jah-
resweise buchen können. Dass da
unbefristete Arbeitsverhältnisse für
den Träger schwierig sind, liegt in der
Natur der Sache. Wir werden sehen
müssen, dass wir für qualifizierte Ju-
genderzieherinnen in stärkerem Ma-
ße unbefristete Arbeitsverhältnisse
hinbekommen und mit Springern
bzw. mit anderen flexiblen Arbeits-
verhältnissen trotzdem etwas mehr
Flexibilität erreichen können.

Gerade in Zeiten, in denen es auf
dem Arbeitsmarkt so gut geht wie
jetzt, sollten wir diese Instrumente –
ich habe es vorhin bereits ausgeführt
– nicht verwerfen, sondern uns da-
rauf besinnen, warum wir derzeit so
wenig Arbeitslose haben.

Sicherlich stimme ich mit Ihnen
überein, dass sich an der konkreten
Ausgestaltung weiter feilen lässt, um
Ungerechtigkeiten weitestgehend zu
vermeiden und eventuellem Miss-
brauch wirksam entgegenzuwirken.

Unsere Lebensabschnittsgefährtin
von der SPD hat bereits darauf hin-
gewiesen, dass sie nicht locker lassen
werden, dass sie aufpassen werden,
dass wir die richtigen Maßnahmen
zum richtigen Zeitpunkt machen.
Aber ich warne davor, zum jetzigen
Zeitpunkt das Kind mit dem Bade
auszuschütten, übermütig zu wer-
den und die sinnvollen rot-grünen
Reformen der Agenda 2010 in
Bausch und Bogen zu verdammen
und über Bord zu werfen. Liebe Frau
Müller-Gemmeke, ihr habt das da-
mals richtig gemacht. Wir machen
richtig weiter. Helfen Sie in der Le-
gislaturperiode mit! Dann kriegen
wir etwas Gescheites hin.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Paul Lehrieder (*1959)
Wahlkreis Würzburg

Paul Lehrieder, CDU/CSU:

Ein arbeitsrechtliches Instrument,
das sich bewährt hat 

Nur durch diese
Flexibilisierung

können wir mehr
Menschen 

erfolgreich in
Arbeit bringen.
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Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Es gab keine weiteren Redner.Angestellte Lehrer bekommen oftmals nur befristete Arbeitsverträge, weil die Mittel nur für ein Schuljahr eingeplant sind.
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